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Grußwort

Liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,

Korruption in der öffentlichen Verwaltung 
schadet dem Gemeinwohl und letztlich uns 
allen. Fast noch schwerer wiegt der damit ver
bundene Vertrauensverlust der Bürgerinnen 
und Bürger in Staat und Verwaltung. Beidem 
müssen wir entgegenwirken. Der Korruption 
vorbeugen können wir mit eindeutigen Ver
haltensregeln für die Bediensteten sowie mit 
Organisationsstrukturen, die Aufgaben und 
Verantwortung klar zuordnen.

-

-

Verstöße gegen die von staatlichen Akteuren zu Recht erwartete Integrität werden 
oft mit dem Begriff Korruption verbunden. In der öffentlichen Wahrnehmung 
sind Grenzen manchmal bereits überschritten, bevor ein Verstoß gegen niederge
schriebene Regeln erfolgt. Daher müssen wir uns neben der Korruptionsvorbeugung 
im engeren Sinn auch mit dem weiteren Begriff der Integrität beschäftigen. Die 
folgenden an der Praxis orientierten Regelungen zur Integrität bieten Ihnen eine 
Hilfestellung für integres Verhalten. Nutzen Sie die Gelegenheit, sich mit der 
Thematik vertraut zu machen. Integrität und Korruptionsprävention müssen 
gelebt werden und brauchen Vorbilder.

-

Seien Sie Vorbild und tragen Sie dadurch dazu bei, Vertrauen in die Bundesver
waltung zu schaffen und zu stärken.

-

Horst Seehofer 
Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat

Grußwort
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1 Einführung

Das Vertrauen der Bürger in die Unbestechlichkeit der öffentlichen Verwaltung 
wird in einem Rechtsstaat in zwei Schritten aufgebaut und bewahrt. Erstens 
muss sich die Verwaltung Regeln geben, wie das Verwaltungshandeln sich voll
ziehen soll, und zweitens muss die Verwaltung sich um die Einhaltung dieser 
Regeln kümmern.

-

Im Bereich der Korruptionsprävention hat die Bundesregierung die Richtlinie zur 
Korruptionsprävention in der Bundesverwaltung geschaffen, deren Vorläufer aus 
dem Jahr 1998 und deren aktuelle Fassung vom 30. Juni 2004 datiert. Die Richtlinie 
umfasst die wesentlichen Maßnahmen einer Präventionsstrategie wie die Fest
stellung besonders korruptionsgefährdeter Arbeitsgebiete, das Mehr-Augen-Prinzip, 
die Schaffung einer Ansprechperson, die Sensibilisierung der Beschäftigten sowie 
die Leitsätze für die Vergabe. 

 
-

Bestandteil der Richtlinie ist auch ein Verhaltenskodex für die Bediensteten und 
ein Leitfaden für Vorgesetzte und Behördenleitungen. Der Verhaltenskodex rich
tet sich an die Bediensteten und erläutert diesen die Grundsätze für transparentes 
und integeres Verhalten. Der Leitfaden zeigt den Vorgesetzten und den Behörden
leitungen auf, welche Maßnahmen sie einhalten müssen, damit das Korruptions
risiko in ihrem Einflussbereich minimiert wird. 

-

-
-

Bei der Umsetzung der Richtlinie tauchten eine Reihe von Einzelfragen auf. Dabei 
erwies es sich als hilfreich, die Antworten generell zu erteilen und sie als Emp
fehlungen, Rundschreiben oder als Verwaltungsvorschriften allen Bediensteten 
zugänglich zu machen. 

-

1 Einführung
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Einführung

Hierzu gehören u. a. die Empfehlungen zur Korruptionsprävention in der Bundes
verwaltung, das Rundschreiben zum Verbot der Annahme von Belohnungen oder 
Geschenken in der Bundesverwaltung und die Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
zur Förderung von Tätigkeiten des Bundes durch Leistungen Privater (VV Spon
soring). Ferner erwies es sich als hilfreich, diese Regelungen, ergänzt um weitere 
Bestimmungen etwa des Strafrechts und um nützliche Links im Internet, in einer 
Broschüre zu vereinigen und innerhalb und außerhalb der Bundesverwaltung 
bekannt zu machen. 

-

-

Die Broschüre „Regelungen zur Integrität“ wurde in großer Zahl nachgefragt,  da 
sie kurz und übersichtlich die wichtigsten Regelungen zur Korruptionsprävention 
und -bekämpfung zusammengefasst hat. Sie bedurfte allerdings der Überarbeitung, 
da gerade auf dem Gebiet der Korruptionsprävention viele Regelungen überarbeitet 
bzw. neu geschaffen wurden. Diese Änderungen haben wir zum Anlass genommen, 
die Broschüre zu überarbeiten und zusätzlich ihren Blickwinkel zu erweitern. 

Wir meinen, dass es sinnvoll ist, mit dieser neuen Broschüre „Regelungen zur 
Integrität“ auch auf Themenbereiche einzugehen, die mit der Korruptionsprä
vention und -bekämpfung eng verknüpft sind. Beide Themen sind in ein Werte
system eingebettet, das für Transparenz und Integrität der Verwaltung steht. So 
finden Sie deshalb in dieser Broschüre auch Regelungen der Bundesverwaltung 
zur internen Revision, die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Einsatz von 
außerhalb des öffentlichen Dienstes Beschäftigten (externen Personen) in der 
Bundesverwaltung (Juli 2008) und das Informationsfreiheitsgesetz. Zusätzlich 
haben wir eine Auswahl internationaler Standards zu Fragen der Korruptionsprä
vention und der Integrität ergänzt.

-
-

-
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2 

Richtlinie der  
Bundesregierung zur  
Korruptionsprävention  
in der Bundesverwaltung

Vom 30. Juli 2004 
Fundstelle: Bundesanzeiger Nr. 148, S. 17745

Nach Artikel 86 Satz 1 des Grundgesetzes wird folgende Richtlinie erlassen:

1 Anwendungsbereich

1.1 Die Maßnahmen aller Dienststellen des Bundes zur Korruptionsprävention 
bestimmen sich nach dieser Richtlinie; als Dienststellen des Bundes gelten 
die obersten Bundesbehörden, die Behörden der unmittelbaren und mittel
baren Bundesverwaltung, die Gerichte des Bundes und Sondervermögen 
des Bundes. Die Vorschrift findet auch auf die Streitkräfte Anwendung; Ein
zelheiten regelt das Bundesministerium der Verteidigung.

-
 

-

1.2 Diese Richtlinie gilt sinngemäß auch für juristische Personen des öffentlichen 
oder privaten Rechts, an denen ausschließlich die Bundesrepublik Deutschland 
beteiligt ist.

1.3 Im Übrigen ist den jeweiligen organisatorischen und fachlichen Besonder
heiten Rechnung zu tragen.

-

2 

Richtlinie der 
Bundesregierung zur 
Korruptionsprävention 
in der Bundesverwaltung
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Richtlinie zur Korruptionsprävention

2 Feststellen und Analysieren besonders korruptions
gefährdeter Arbeitsgebiete

-

In allen Dienststellen des Bundes sind in regelmäßigen Abständen sowie aus 
gegebenem Anlass die besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebiete festzu
stellen. Für diese ist die Durchführung von Risikoanalysen zu prüfen. Je nach den 
Ergebnissen der Risikoanalyse ist zu prüfen, wie die Aufbau-, Ablauforganisation 
und/oder die Personalzuordnung zu ändern ist.

-

3 Mehr-Augen-Prinzip und Transparenz

3.1 Vor allem in besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten ist das 
Mehr-Augen-Prinzip (Beteiligung bzw. Mitprüfung durch mehrere Beschäf
tigte oder Organisationseinheiten) sicherzustellen. Stehen dem Rechtsvor
schriften oder unüberwindliche praktische Schwierigkeiten entgegen, kann 
die Mitprüfung auf Stichproben beschränkt werden oder es sind zum Aus
gleich andere Maßnahmen der Korruptionsprävention (z. B. eine intensivere 
Dienst- und Fachaufsicht) vorzusehen.

-
-

-

3.2 Die Transparenz der Entscheidungen einschließlich der Entscheidungsvor
bereitung ist sicherzustellen (z. B. durch eindeutige Zuständigkeitsregelung, 
Berichtswesen, IT-gestützte Vorgangskontrolle, genaue und vollständige 
verfahrensbegleitende Dokumentation).

-

4 Personal

4.1 Das Personal für besonders korruptionsgefährdete Arbeitsgebiete ist mit 
besonderer Sorgfalt auszuwählen. 

4.2 In besonders korruptionsgefährdeten Bereichen ist die Verwendungsdauer 
des Personals grundsätzlich zu begrenzen; sie sollte in der Regel eine Dauer 
von fünf Jahren nicht überschreiten. Bei einer erforderlichen Verlängerung 
sind die Gründe aktenkundig zu machen. 
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Richtlinie zur Korruptionsprävention

5 Ansprechperson für Korruptionsprävention 

5.1 Abhängig von Aufgabe und Größe der Dienststelle ist eine Ansprechperson 
für Korruptionsprävention zu bestellen. Sie kann auch für mehrere Dienst
stellen zuständig sein.  

-

 
 
Ihr können folgende Aufgaben übertragen werden:

a) Ansprechpartner bzw. Ansprechpartnerin für Beschäftigte und 
Dienststellenleitung, auch ohne Einhaltung des Dienstweges, sowie 
für Bürgerinnen und Bürger;

b) Beratung der Dienststellenleitung;

c) Aufklärung der Beschäftigten (z. B. durch regelmäßige Informations
veranstaltungen);

-

d) Mitwirkung bei der Fortbildung;

e) Beobachtung und Bewertung von Korruptionsanzeichen;

f) Mitwirkung bei der Unterrichtung der Öffentlichkeit über dienst- und 
strafrechtliche Sanktionen (Präventionsaspekt) unter Beachtung der 
Persönlichkeitsrechte der Betroffenen.

5.2 Werden der Ansprechperson Tatsachen bekannt, die den Verdacht einer 
Korruptionsstraftat begründen, unterrichtet sie die Dienststellenleitung 
und macht in diesem Zusammenhang Vorschläge zu internen Ermitt
lungen, zu Maßnahmen gegen Verschleierung und zur Mitteilung an die 
Strafverfolgungsbehörden. Die Dienststellenleitung veranlasst die zur 
Aufklärung des Sachverhalts erforderlichen Schritte. 

-

5.3 Der Ansprechperson dürfen keine Disziplinarbefugnisse übertragen werden; in 
Disziplinarverfahren wegen Korruption wird sie nicht als Ermittlungsführer tätig.
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Richtlinie zur Korruptionsprävention

5.4 Die Dienststellen haben die Ansprechperson zur Wahrnehmung ihrer Aufga
ben rechtzeitig und umfassend zu informieren, insbesondere bei korrupti
onsverdächtigen Vorfällen. 

-
-

5.5 Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zur Korruptionsprävention ist die 
Ansprechperson weisungsunabhängig. Sie hat ein unmittelbares Vortrags
recht bei der Dienststellenleitung und darf wegen der Erfüllung ihrer Aufga
ben nicht benachteiligt werden. 

-
-

5.6 Die Ansprechperson hat über ihr bekannt gewordene persönliche Verhält
nisse von Beschäftigten, auch nach Beendigung ihrer Amtszeit, Stillschwei
gen zu bewahren; dies gilt nicht gegenüber der Dienststellenleitung und 
der Personalverwaltung, wenn sie Tatsachen erfährt, die den Verdacht einer 
Korruptionsstraftat begründen. Personenbezogene Daten sind nach den 
Grundsätzen der Personalaktenführung zu behandeln.

-
-

6 Organisationseinheit zur Korruptionsprävention 

Wenn Ergebnisse von Risikoanalysen oder besondere Anlässe es erfordern, sollte 
befristet oder auf Dauer eine gesonderte weisungsunabhängige Organisations
einheit zur Überprüfung und Bündelung der im jeweiligen Hause praktizierten 
Maßnahmen zur Korruptionsprävention eingerichtet werden; es besteht ein 
unmittelbares Vortragsrecht bei der Dienststellenleitung. Diese Aufgabe kann 
auch von der Innenrevision wahrgenommen werden. Bei Mängeln in der Korrup
tionsprävention unterrichtet diese Organisationseinheit die Dienststellenleitung 
und die Ansprechperson für Korruptionsprävention unmittelbar; sie soll Empfeh
lungen für geeignete Änderungen unterbreiten. 

-

-

-

7 Sensibilisierung und Belehrung der Beschäftigten

7.1 Die Beschäftigten sind anlässlich des Diensteides oder der Verpflichtung auf 
Korruptionsgefahren aufmerksam zu machen und über die Folgen korrupten 
Verhaltens zu belehren. Die Belehrung ist zu dokumentieren. Hinsichtlich mög
licher Korruptionsgefahren sind die Beschäftigten auch in der weiteren Folge zu 
sensibilisieren. Darüber hinaus soll ein „Verhaltenskodex gegen Korruption“ (sie
he Anlage 1) allen Beschäftigten vermitteln, was sie insbesondere in besonders 
korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten oder Situationen zu beachten haben. 

-

-
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Richtlinie zur Korruptionsprävention

7.2 Bei Tätigkeiten in besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten – auch 
bei einem Wechsel dorthin – sollen in regelmäßigen Abständen eine erneute 
Sensibilisierung und eine vertiefte arbeitsplatzbezogene Belehrung der 
Beschäftigten erfolgen.

8 Aus- und Fortbildung

Die Aus- und Fortbildungseinrichtungen nehmen das Thema „Korruptionsprä
vention“ in ihre Programme auf. Hierbei ist vor allem der Fortbildungsbedarf der 
Führungskräfte, der Ansprechpersonen für Korruptionsprävention, der Beschäf
tigten in besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten und der Beschäftig
ten der in Nr. 6 genannten Organisationseinheiten zu berücksichtigen. 

-

-
-

9 Konsequente Dienst- und Fachaufsicht

9.1 Die Vorgesetzten üben ihre Dienst- und Fachaufsicht konsequent aus („Leit
faden für Vorgesetzte und Behördenleitungen“; Anlage 2). Dies umfasst eine 
aktive vorausschauende Personalführung und -kontrolle.

-

9.2 In diesem Zusammenhang achten die Vorgesetzten auf Korruptionssignale. 
Sie sensibilisieren regelmäßig und bedarfsorientiert ihre Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter für Korruptionsgefahren.

10 Unterrichtungen und Maßnahmen bei 
Korruptionsverdacht 

10.1 Bei einem durch Tatsachen begründeten Verdacht einer Korruptionsstraftat 
hat die Dienststellenleitung unverzüglich die Staatsanwaltschaft und die 
oberste Dienstbehörde zu unterrichten; außerdem sind behördeninterne 
Ermittlungen und vorbeugende Maßnahmen gegen eine Verschleierung 
einzuleiten.

10.2 Die obersten Bundesbehörden teilen jährlich dem Bundesministerium des 
Innern – auch für den jeweils nachgeordneten Bereich – in vorgegebener 
anonymisierter Form die Verdachtsfälle mit, in denen Verfahren eingeleitet 
wurden (untergliedert nach Bereich, Sachverhalt, eingeleiteten Maßnahmen), 
sowie den Ausgang der Verfahren, die im Berichtsjahr abgeschlossen wurden.
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Richtlinie zur Korruptionsprävention

11 Leitsätze für die Vergabe

11.1 Wettbewerb
Der Grundsatz der öffentlichen Ausschreibung bzw. des offenen Verfah
rens hat im Rahmen der Korruptionsprävention besondere Bedeutung.

-

Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge ist regelmäßig im Rahmen der 
Dienst- und Fachaufsicht zu prüfen, ob unzulässige Einflussfaktoren vor
gelegen haben.

-

11.2 Grundsätzliche Trennung von Planung, Vergabe 
und Abrechnung

Bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen nach den haushalts- und ver
gaberechtlichen Bestimmungen sind Vorbereitung, Planung und Bedarfs
beschreibung einerseits und die Durchführung des Vergabeverfahrens 
andererseits sowie möglichst auch die spätere Abrechnung grundsätzlich 
organisatorisch zu trennen.

-
-

11.3 Wettbewerbsausschluss
Die Dienststellen prüfen, ob schwere Verfehlungen von Bietern bzw. Biete
rinnen oder Bewerbern bzw. Bewerberinnen vorliegen, die ihre Zuverläs
sigkeit in Frage stellen und die zum Ausschluss vom Wettbewerb führen 
können. Eine solche schwere Verfehlung liegt insbesondere vor, wenn eine 
der genannten Personen demjenigen, der mit der Vorbereitung oder Durch
führung eines Vergabeverfahrens befasst ist, einen Vorteil für diesen oder 
einen Dritten anbietet, verspricht oder gewährt.

-
-

-

12 Antikorruptionsklausel, Verpflichtung von Auftragnehmern 
oder Auftragnehmerinnen nach dem Verpflichtungsgesetz

12.1 Bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen sind in geeigneten Fällen Anti
korruptionsklauseln vorzusehen.

-

12.2 Wirken private Unternehmen bei der Ausführung von Aufgaben der öffentli
chen Hand mit, sind die einzelnen Beschäftigten dieser Unternehmen – so
weit erforderlich – nach dem Verpflichtungsgesetz auf die gewissenhafte 
Erfüllung ihrer Obliegenheiten aus dem Auftrag zu verpflichten. Ein ent-

-
-
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sprechender Hinweis ist bereits in die jeweilige Ausschreibung aufzunehmen 
(einschließlich der Einforderung einer Bereitschaftserklärung). Den genann
ten Personen sind der „Verhaltenskodex gegen Korruption“ (siehe Anlage 1) 
und ein Abdruck der geltenden Regelungen zur Annahme von Belohnungen 
und Geschenken auszuhändigen. 

-

13 Zuwendungen zu Gemeinschafts veranstaltungen und 
Gemeinschaftsein richtungen; Sponsoring

Für die Annahme von Geld-, Sach- oder Dienstleistungen durch Private (Sponsoren) 
an eine oder mehrere Dienststellen des Bundes gilt die Allgemeine Verwaltungs
vorschrift der Bundesregierung zur Förderung von Tätigkeiten des Bundes durch 
Leistungen Privater (Sponsoring, Spenden und sonstige Schenkungen) vom 7. Juli 
2003 (BAnz. S. 14906).

-

14 Zuwendungsempfänger

14.1 Für Zuwendungen des Bundes im Rahmen institutioneller Förderungen ist 
der Zuwendungsempfänger durch besondere Nebenbestimmungen im Zu
wendungsbescheid zu verpflichten, diese Richtlinie sinngemäß anzuwenden, 
wenn ihm durch Haushaltsrecht die Anwendung des Vergaberechts aufgege
ben worden ist (Höhe der Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere 
Stellen der Gesamtbetrag der Zuwendung mehr als 100.000 €). Bei Zuwen
dungsverträgen ist die entsprechende Anwendung der Richtlinie vertraglich 
zu vereinbaren. 

-

-

-

14.2 Mit institutionellen Zuwendungsempfängern im Ausland sind vertraglich 
Grundsätze zur Korruptionsprävention zu vereinbaren.

15 Besondere Maßnahmen

Soweit erforderlich, können die Dienststellen weitere über die Richtlinie hinaus
gehende Maßnahmen treffen.

-
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16 Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Bundesanzeiger 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Richtlinie vom 17. Juni 1998 (BAnz Nr. 127, S. 9665) 
außer Kraft. 

Berlin, den 30. Juli 2004 
O 4 – 634 140-15/1 
Der Bundesminister des Innern Schily
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Verhaltenskodex gegen Korruption 
(Anlage 1 zur Richtlinie)

Dieser Verhaltenskodex soll die Beschäftigten auf Gefahrensituationen hinwei
sen, in denen sie ungewollt in Korruption verstrickt werden können. Weiterhin 
soll er die Beschäftigten zur pflichtgemäßen und gesetzestreuen Erfüllung ihrer 
Aufgaben anhalten und ihnen die Folgen korrupten Verhaltens vor Augen führen:

-

Daher:

1. Seien Sie Vorbild: Zeigen Sie durch Ihr Verhalten, dass Sie Korruption weder 
dulden noch unterstützen. 

2. Wehren Sie Korruptionsversuche sofort ab und informieren Sie unverzüg
lich die Ansprechperson für Korruptionsprävention und Ihre Vorgesetzte 
oder Ihren Vorgesetzten.

-

3. Vermuten Sie, dass jemand Sie um eine pflichtwidrige Bevorzugung bitten 
will, so ziehen Sie einen Kollegen oder eine Kollegin als Zeugen oder Zeugin 
hinzu. 
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4. Arbeiten Sie so, dass Ihre Arbeit jederzeit überprüft werden kann.

5. Trennen Sie strikt Dienst- und Privatleben. Prüfen Sie, ob Ihre Privatinte
ressen zu einer Kollision mit Ihren Dienstpflichten führen.

-

6. Unterstützen Sie Ihre Dienststelle bei der Entdeckung und Aufklärung von 
Korruption. Informieren Sie die Ansprechperson für Korruptionspräven
tion und Ihre Vorgesetzte oder Ihren Vorgesetzten bei konkreten Anhalts
punkten für korruptes Verhalten.

-
-

7.  Unterstützen Sie Ihre Dienststelle beim Erkennen fehlerhafter Organisati
onsstrukturen, die Korruption begünstigen.

-

8.  Lassen Sie sich zum Thema Korruptionsprävention aus- und fortbilden.

9. Und was tun, wenn Sie sich bereits verstrickt haben? Befreien Sie sich 
von der ständigen Angst vor Entdeckung! Machen Sie reinen Tisch! 
Offenbaren Sie sich aus eigenem Antrieb und führen Ihre Angaben zur 
vollständigen Aufklärung des Sachverhaltes, kann dies sowohl bei der 
Strafzumessung als auch bei dienstrechtlichen Reaktionen mildernd 
berücksichtigt werden. 

zu 1.

Korruption in der öffentlichen Verwaltung könnte besser verhindert werden, 
wenn sich jeder zum Ziel setzt, Korruption zu bekämpfen. Dies entspricht auch 
den Pflichten, die Beschäftigte bei der Einstellung gegenüber dem Dienstherrn 
bzw. dem Arbeitgeber übernommen haben: 

Beschäftigte haben sich bei ihrer Einstellung verpflichtet, das Grundgesetz für 
die Bundesrepublik Deutschland und die geltenden Gesetze zu wahren und ihre 
Aufgaben gewissenhaft zu erfüllen. Beschäftigte haben sich so zu verhalten, wie 
es von Angehörigen des öffentlichen Dienstes erwartet wird und sich darüber 
hinaus durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich-demokratischen Grundord
nung im Sinne des Grundgesetzes zu bekennen. Alle Beschäftigten haben ihre 
Aufgaben daher unparteiisch und gerecht zu erfüllen.

-

Korruptes Verhalten widerspricht diesen Verpflichtungen und schädigt das An
sehen des öffentlichen Dienstes. Es zerstört das Vertrauen in die Unparteilichkeit 

-
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und Objektivität der Staatsverwaltung und damit die Grundlagen für das Zusam
menleben in einem staatlichen Gemeinwesen.

-

Alle Beschäftigten haben daher die Aufgabe, durch ihr Verhalten Vorbild für alle 
anderen, für Vorgesetzte und für Bürger und Bürgerinnen zu sein.

zu 2.

Bei Außenkontakten, z. B. mit Personen der Auftragnehmerseite oder der antrag
stellenden Seite oder bei Kontrolltätigkeiten, müssen Sie von Anfang an klare 
Verhältnisse schaffen und jeden Korruptionsversuch sofort abwehren. Es darf nie 
der Eindruck entstehen, dass Sie für „kleine Geschenke“ offen sind. Scheuen Sie 
sich nicht, ein Geschenk zurückzuweisen oder es zurückzusenden – mit der Bitte 
um Verständnis für die für Sie geltenden Regeln.

-

Arbeiten Sie in einem Verwaltungsbereich, der sich mit der Vergabe von öffentli
chen Aufträgen beschäftigt, so seien Sie besonders sensibel für Versuche Dritter, 
Einfluss auf Ihre Entscheidung zu nehmen. In diesem Bereich gibt es die meisten 
Korruptionshandlungen. 

-

Halten Sie sich daher streng an Recht und Gesetz und beachten Sie die Richtlinien 
zum Verbot der Annahme von Belohnungen oder Geschenken.

Wenn Sie von Dritten um eine zweifelhafte Gefälligkeit gebeten worden sind, so 
informieren Sie unverzüglich Ihre Vorgesetzte oder Ihren Vorgesetzten und die 
Ansprechperson für Korruptionsprävention. Das hilft zum einen, selbst jeglichem 
Korruptionsverdacht zu entgehen, zum anderen aber auch, u. U. rechtliche Maß
nahmen gegen Dritte einleiten zu können. Wenn Sie einen Korruptionsversuch 
zwar selbst abwehren, ihn aber nicht offenbaren, so wird sich Ihr Gegenüber an 
einen anderen wenden und es bei ihm versuchen. Schützen Sie daher auch Ihre 
Kollegen und Kolleginnen durch konsequentes Offenlegen von Korruptionsversu
chen Außenstehender.

-

-

Alle Beschäftigten (Vorgesetzte, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter) müssen an 
einem Strang ziehen, um einheitlich und glaubhaft aufzutreten.
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zu 3.

Manchmal steht Ihnen ein Gespräch bevor, bei dem Sie vermuten, dass ein zwei
felhaftes Ansinnen an Sie gestellt und dieses nicht leicht zurückzuweisen sein 
wird. Hier hilft oftmals auch eindeutige Distanzierung nicht. In solchen Fällen 
sollten Sie sich der Situation nicht allein stellen, sondern einen anderen zu dem 
Gespräch hinzubitten. Sprechen Sie vorher mit ihm und bitten Sie ihn, auch durch 
sein Verhalten jeglichen Korruptionsversuch abzuwehren.

-

zu 4.

Ihre Arbeitsweise sollte transparent und für jeden nachvollziehbar sein. 

Da Sie Ihren Arbeitsplatz in der Regel wieder verlassen werden (Übertragung neuer 
Aufgaben, Versetzung) oder auch einmal kurzfristig ausfallen (Krankheit, Urlaub), 
sollten Ihre Arbeitsvorgänge schon deshalb so transparent sein, dass sich jederzeit 
eine Sie vertretende Person einarbeiten kann. Die transparente Aktenführung hilft 
Ihnen aber auch, sich bei Kontrollvorgängen vor dem ausgesprochenen oder unausge
sprochenen Vorwurf der Unredlichkeit zu schützen. „Nebenakten“ sollten Sie vermei
den, um jeden Eindruck von Unredlichkeit von vornherein auszuschließen. Handak
ten sind nur zu führen, wenn es für die Erledigung der Arbeit unumgänglich ist.

-
-

-

zu 5.

Korruptionsversuche werden oftmals gestartet, indem Dritte den dienstlichen 
Kontakt auf Privatkontakte ausweiten. Es ist bekanntermaßen besonders schwie
rig, eine „Gefälligkeit“ zu verweigern, wenn man sich privat hervorragend ver
steht und man selber oder die eigene Familie Vorteile und Vergünstigungen erhält 
(Konzertkarten, verbilligter gemeinsamer Urlaub, Einladungen zu teuren Essen, 
die man nicht erwidern kann usw.). Bei privaten Kontakten sollten Sie daher von 
Anfang an klarstellen, dass Sie streng zwischen Dienst- und Privatleben trennen 
müssen, um nicht in den Verdacht der Vorteilsannahme zu geraten.

-
-

Diese strenge Trennung zwischen privaten Interessen und dienstlichen Aufga
ben müssen Sie ohnehin – unabhängig von einer Korruptionsgefahr – bei Ihrer 
gesamten dienstlichen Tätigkeit beachten. Ihre Dienststelle, jeder Bürger und jede 
Bürgerin haben Anspruch auf Ihr faires, sachgemäßes, unparteiisches Verhalten. 

-
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Prüfen Sie daher bei jedem Verfahren, für das Sie mitverantwortlich sind, ob Ihre 
privaten Interessen oder solche Ihrer Angehörigen oder z. B. auch von Organisa
tionen, denen Sie verbunden sind, zu einer Kollision mit Ihren hauptberuflichen 
Verpflichtungen führen können. Vermeiden Sie jeden bösen Schein möglicher 
Parteilichkeit. Sorgen Sie dafür, dass Sie niemandem befangen erscheinen, auch 
nicht durch „atmosphärische“ Einflussnahmen von interessierter Seite.

-

Erkennen Sie bei einer konkreten dienstlichen Aufgabe eine mögliche Kollision 
zwischen Ihren dienstlichen Pflichten und Ihren privaten Interessen oder den Inte
ressen Dritter, denen Sie sich verbunden fühlen, so unterrichten Sie darüber Ihren 
Vorgesetzten oder Ihre Vorgesetzte, damit angemessen reagiert werden kann (z. B. 
Befreiung von Tätigkeiten im konkreten Einzelfall). 

-

Auch bei von Ihnen ausgeübten oder angestrebten Nebentätigkeiten muss eine 
klare Trennung zwischen der Arbeit und der Nebentätigkeit bleiben. Persönliche 
Verbindungen, die sich aus der Nebentätigkeit ergeben, dürfen die hauptberufliche 
Tätigkeit nicht beeinflussen. Verzichten Sie im Einzelfall auf die Nebentätigkeit. 

Bedenken Sie außerdem, dass bei Ausübung genehmigungspflichtiger, aber nicht 
genehmigter Nebentätigkeiten dienst- bzw. arbeitsrechtliche Konsequenzen dro
hen; dasselbe gilt bei Versäumnis von Anzeigepflichten.

-

Unabhängig davon schadet es früher oder später Ihrem Ansehen – und damit dem 
Ansehen des gesamten öffentlichen Dienstes –, wenn Sie im Konfliktfall Ihren pri
vaten Interessen den Vorrang gegeben haben. Das gilt in besonderem Maße, wenn 
Sie an einflussreicher Stelle tätig sind. Achten Sie in diesem Fall besonders darauf, 
nur jene Konditionen in Anspruch zu nehmen, die für vergleichbare Umstände 
abstrakt geregelt sind.

-

zu 6. 

Korruption kann nur verhindert und bekämpft werden, wenn sich jeder verant
wortlich fühlt und alle als gemeinsames Ziel die „korruptionsfreie Dienststelle“ 
verfolgen. Das bedeutet zum einen, dass alle Beschäftigten im Rahmen ihrer Auf
gaben dafür sorgen müssen, dass Außenstehende keine Möglichkeit zur unredli
chen Einflussnahme auf Entscheidungen haben.

-

-
-
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Das bedeutet aber auch, dass korrupte Beschäftigte nicht aus falsch verstandener 
Solidarität oder Loyalität gedeckt werden dürfen. Hier haben alle die Verpflich
tung, zur Aufklärung von strafbaren Handlungen beizutragen und die eigene 
Dienststelle vor Schaden zu bewahren. Ein „schwarzes Schaf“ verdirbt die ganze 
Herde. Beteiligen Sie sich deshalb nicht an Vertuschungsversuchen.

-

Für jede Dienststelle gibt es eine Ansprechperson für Korruptionsprävention. Sie 
sollten sich nicht scheuen, mit ihr zu sprechen, wenn das Verhalten von anderen 
Beschäftigten Ihnen konkrete und nachvollziehbare Anhaltspunkte dafür gibt, 
dass sie bestechlich sein könnten. Die Ansprechperson wird Ihren Wunsch auf 
Stillschweigen berücksichtigen und dann entscheiden, ob und welche Maßnahmen 
zu treffen sind. Ganz wesentlich ist allerdings, dass Sie einen Verdacht nur dann äu
ßern, wenn Sie nachvollziehbare Hinweise dafür haben. Es darf nicht dazu kommen, 
dass andere angeschwärzt werden, ohne dass ein konkreter Anhaltspunkt vorliegt.

-

zu 7.

Oftmals führen lang praktizierte Verfahrensabläufe dazu, dass sich Nischen 
bilden, in denen Korruption besonders gut gedeihen kann. Das können Verfah
ren sein, bei denen nur eine Person allein für die Vergabe von Vergünstigungen 
verantwortlich ist. Das können aber auch unklare Arbeitsabläufe sein, die eine 
Überprüfung erschweren oder verhindern.

-

Hier kann meistens eine Änderung der Organisationsstrukturen Abhilfe schaf
fen. Daher sind alle Beschäftigten aufgefordert, entsprechende Hinweise an 
die Organisatoren zu geben, um zu klaren und transparenten Arbeitsabläufen 
beizutragen.

-

Auch innerhalb von Arbeitseinheiten müssen Arbeitsabläufe so transparent ge
staltet werden, dass Korruption gar nicht erst entstehen kann.

-

Ein weiteres Mittel, um Gefahrenpunkte wirksam auszuschalten, ist das Rotieren 
von Personal. In besonders korruptionsgefährdeten Bereichen ist daher dieses Perso
nalführungsinstrument verstärkt einzusetzen. Dazu ist die Bereitschaft der Beschäf
tigten zu einem regelmäßigen Wechsel – in der Regel sollte die Verwendungsdauer 
fünf Jahre nicht überschreiten – der Aufgaben zwingend erforderlich, auch wenn 
dies im Regelfall mit einem höheren Arbeitsanfall (Einarbeitungszeit!) verbunden ist.

-
-
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zu 8. 

Wenn Sie in einem besonders korruptionsgefährdeten Bereich tätig sind, nutzen 
Sie die Angebote der Dienststelle, sich über Erscheinungsformen, Gefahrensitua
tionen, Präventionsmaßnahmen, strafrechtliche sowie dienst- oder arbeitsrecht
liche Konsequenzen von Korruption aus- und fortbilden zu lassen. Dabei werden 
Sie lernen, wie Sie selbst Korruption verhindern können und wie Sie reagieren 
müssen, wenn Sie korrumpiert werden sollen oder Korruption in Ihrem Arbeits
umfeld entdecken. Aus- und Fortbildung werden Sie sicher machen, mit dem 
Thema Korruption in der richtigen, gesetzestreuen Weise umzugehen.

Leitfaden für Vorgesetzte und Behördenleitungen 
(Anlage 2 zur Richtlinie)

I.

Als Vorgesetzte und Behördenleitungen haben Sie eine Vorbildfunktion und Für
sorgepflicht für die Ihnen unterstellten Beschäftigten.

-

Ihr Verhalten, aber auch Ihre Aufmerksamkeit sind von großer Bedeutung für die 
Korruptionsprävention.

Sie sollten daher eine aktive, vorausschauende Personalführung und -kontrolle 
praktizieren. Insbesondere sollten Sie klare Zuständigkeitsregelungen und trans
parente Aufgabenbeschreibungen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 
eine angemessene Kontrolldichte sicherstellen.

-

Schwachstellen und Einfallstore für Korruption sind z. B.:
1. mangelhafte Dienst- und Fachaufsicht;
2. blindes Vertrauen gegenüber langjährigen Beschäftigten und 

spezialisierten Beschäftigten;
3. charakterliche Schwächen von Beschäftigten in korruptionsgefährdeten 

Bereichen;
4. negatives Vorbild von Vorgesetzten bei der Annahme von Präsenten;
5. ausbleibende Konsequenzen nach aufgedeckten Manipulationen; 

dadurch keine Abschreckung.
 

 

-
-

-



21

Richtlinie zur Korruptionsprävention

Sie können solchen Schwachstellen durch folgende Maßnahmen begegnen:

1. Belehrung und Sensibilisierung

Sprechen Sie mit Ihren Beschäftigten in regelmäßigen Abständen anhand des 
„Verhaltenskodex gegen Korruption“ über die Verpflichtungen, die sich aus dem 
Verbot der Annahme von Belohnungen und Geschenken und aus den Vorschrif
ten zur Vermeidung von Interessenkollisionen ergeben.

-

2. Organisatorische Maßnahmen (im Rahmen Ihrer Befugnisse)

Achten Sie auf klare Definition und ggf. auf Einschränkungen der Entscheidungs
spielräume.

-

Erörtern Sie die Delegationsstrukturen, die Grenzen der Ermessensspielräume 
und die Notwendigkeit von Mitzeichnungspflichten.

Achten Sie in besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten auf eine Flexibilisie
rung der Vorgangsbearbeitung nach numerischen oder Buchstabensystemen durch

-

a) kritische Überprüfung der Sachbearbeitung nach diesen Systemen;
b) Einzelzuweisung nach dem Zufallsprinzip oder
c) durch wiederholten Wechsel der Nummern- oder Buchstabenzuständig

keiten einzelner Personen.
-

Realisieren Sie – wenn irgend möglich – das Mehr-Augen-Prinzip auch in Ihrem 
Verantwortungsbereich. Eventuell bietet sich die Bildung von Arbeitsteams bzw. 
-gruppen an. Prüfen Sie, ob die Begleitung einzelner Beschäftigter durch weitere 
Bedienstete zu Ortsterminen, Kontrollen vor Ort usw. oder die Einrichtung von 
„gläsernen Büros“ für die Abwicklung des Besucherverkehrs geboten ist, damit 
Außenkontakte der Dienststelle nur nach dem Mehr-Augen-Prinzip wahrgenom
men werden. Wo sich das wegen der tatsächlichen Umstände nicht realisieren 
lässt, organisieren Sie Kontrollen – in nicht zu großen zeitlichen Abständen.

-

Setzen Sie personalwirtschaftliche Instrumente insbesondere bei Tätigkeiten mit 
schnell erlernbaren Fachkenntnissen konsequent ein:
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1. In besonders korruptionsgefährdeten Bereichen in der Regel Rotation nach 
einem Zeitraum von 5 Jahren.

2. Ein Verzicht auf Umsetzung im Ausnahmefall – z. B. bei Tätigkeiten mit 
langfristig erworbenem Sachverstand – erfordert eine schriftliche Begrün
dung und eine besonders gründliche Kontrolle des Arbeitsbereichs durch 
Vorgesetzte.

-

Ist in Ihrer Dienststelle die Zweierbelegung von Diensträumen nicht ungewöhn
lich, so nutzen Sie dies ebenfalls zur Korruptionsprävention in besonders korrup
tionsgefährdeten Arbeitsgebieten, z. B. durch sporadischen Wechsel der Raum
besetzungen (auch ohne Aufgabenänderung für die Beschäftigten).

-
-

-

3. Fürsorge

In besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten erfordert Korruptions
prävention auch eine erhöhte Fürsorge für Ihre Beschäftigten.

-

a) Berücksichtigen Sie stets die erhöhte Gefährdung Einzelner.
b) Auch der ständige Dialog ist ein Mittel der Fürsorge.
c) Beachten Sie dienstliche und private Probleme Ihrer Beschäftigten.
d) Sorgen Sie für Abhilfe z. B. durch Entbindung eines Mitarbeiters oder einer 

Mitarbeiterin von Aufgaben, wenn Ihnen Interessenkollisionen durch Ne
bentätigkeiten oder durch Tätigkeiten von Angehörigen bekannt werden.

-

e) Besondere Wachsamkeit ist bei erkennbarer Überforderung oder Unterfor
derung Einzelner geboten.

-

f) Ihre erhöhte Aufmerksamkeit verlangt es, wenn Ihnen persönliche Schwä
chen (z. B. Suchtprobleme, Hang zu teuren, schwer zu finanzierenden Hobbys) 
oder eine Überschuldung bekannt werden; Beschäftigte, deren wirtschaft
liche Verhältnisse nicht geordnet sind, sollen im Beschaffungswesen sowie 
auf Dienstposten, auf denen sie der Gefahr einer unlauteren Beeinflussung 
durch Dritte besonders ausgesetzt sind, nicht eingesetzt werden.

-

-

g) Schließlich müssen Sie auch bei offen vorgetragener Unzufriedenheit mit 
dem Dienstherrn besonders wachsam sein und versuchen, dem entgegen
zuwirken.

-
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4. Aufsicht; Führungsstil

Machen Sie sich bewusst, dass es bei Korruption keinen beschwerdeführenden Ge
schädigten gibt und Korruptionsprävention deshalb wesentlich von Ihrer Sensibilität 
und der Sensibilisierung Ihrer Beschäftigten abhängt. Sie erfordert aber auch Ihre 
Dienst- und Fachaufsicht – ohnehin Ihre Kernpflicht als Vorgesetzter. Ein falsch ver
standener kooperativer Führungsstil oder eine „laissezfaire“ Haltung können in be
sonders korruptionssensiblen Bereichen verhängnisvoll sein. Versuchen Sie deshalb,

-

-
-

a) die Vorgangskontrolle zu optimieren, indem Sie z. B. Kontrollmechanismen 
(Wiedervorlagen o. Ä.) in den Geschäftsablauf einbauen,

b) das Abschotten oder eine Verselbständigung einzelner Beschäftigter zu vermeiden,
c) dem Auftreten von Korruptionsindikatoren besondere Wachsamkeit zu schenken,
d) stichprobenweise das Einhalten vorgegebener Ermessensspielräume zu überprüfen, 
e) die Akzeptanz des Verwaltungshandelns durch Gespräche mit „Verwaltungs

kunden“ zu ermitteln.
-

Nutzen Sie das Fortbildungsangebot bei Lehrgängen zur Korruptionsprävention.

II.

1. Anzeichen für Korruption, Warnsignale

Trotzdem ist Korruption nicht auszuschließen.

Nach dem Ergebnis einer vom Bundeskriminalamt durchgeführten Experten
befragung ist korruptes Verhalten häufig mit Verhaltensweisen verbunden, die 
als Korruptionssignale gewertet werden können. Diese Wertung ist aber mit 
Unwägbarkeiten verbunden, weil einige der Indikatoren als neutral oder sogar 
positiv gelten, obwohl sie sich nachträglich als verlässliche Signale erwiesen 
haben.

-

Keiner der Indikatoren ist ein „Nachweis“ für Korruption. Wenn Ihnen aber auf
grund von Äußerungen oder Beobachtungen ein Verhalten auffällig erscheint, 
müssen Sie prüfen, ob das Auftreten eines Indikators zusammen mit den Umfeldbe
dingungen eine Korruptionsgefahr anzeigt.

-

-
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1.1 Neutrale Indikatoren
a) auffallender und unerklärlich hoher Lebensstandard; aufwändiger 

Lebensstil; Vorzeigen von Statussymbolen;
b) auffällige private Kontakte zwischen Beschäftigten und Dritten (z. B. Ein

ladungen, Nebentätigkeiten, Berater- oder Gutachterverträge, Kapitalbe
teiligungen);

-
-

c) unerklärlicher Widerstand gegen eine Aufgabenänderung oder eine 
Umsetzung, insbesondere wenn sie mit einer Beförderung bzw. Gehalts
aufbesserung oder zumindest der Aussicht darauf verbunden wäre;

-

d) Ausübung von Nebentätigkeiten ohne entsprechende Genehmigung 
bzw. Anzeige;

e) atypisches, nicht erklärbares Verhalten (z. B. aufgrund eines bestehen
den Erpressungsverhältnisses bzw. schlechten Gewissens); aufkommen
de Verschlossenheit; plötzliche Veränderungen im Verhalten gegenüber 
Kollegen und Kolleginnen und Vorgesetzten;

-
-

f) abnehmende Identifizierung mit dem Dienstherrn oder den Aufgaben;
g) soziale Probleme (Alkohol-, Drogen- oder Spielsucht u. Ä.);
h) Geltungssucht, Prahlen mit Kontakten im dienstlichen und privaten 

Bereich;
i) Inanspruchnahme von Vergünstigungen Dritter (Sonderkonditionen beim 

Einkauf, Freihalten in Restaurants, Einladungen zu privaten oder geschäft
lichen Veranstaltungen von „Verwaltungskunden“);

-

j) auffallende Großzügigkeit von Unternehmen (z. B. Sponsoring).

1.2 Alarmindikatoren
Außer diesen eher neutralen gibt es solche Indikatoren, die nach den Erfah
rungen des BKA charakteristisch für die Verwaltungskorruption sind und 
deshalb als „Alarmindikatoren“ eingestuft werden müssen.

-

Dienststelleninterne Indikatoren:
a) Umgehen oder „Übersehen“ von Vorschriften; Häufung „kleiner Unre

gelmäßigkeiten“; Abweichungen zwischen tatsächlichem Vorgangsab
lauf und späterer Dokumentation;

-
-

b) mangelnde Identifikation mit dem Dienstherrn oder den Aufgaben;
c) ungewöhnliche Entscheidungen ohne nachvollziehbare Begründung;
d) unterschiedliche Bewertungen und Entscheidungen bei Vorgängen mit 

gleichem Sachverhalt und verschiedenen antragstellenden Personen; 
Missbrauch von Ermessensspielräumen;

e) Erteilung von Genehmigungen (z. B. mit Befreiung von Auflagen) unter 
Umgehung anderer zuständiger Stellen;
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f) gezielte Umgehung von Kontrollen, Abschottung einzelner Aufgaben
bereiche;

-

g) Verheimlichen von Vorgängen;
h) auffallend kurze Bearbeitungszeiten bei einzelnen begünstigenden 

Entscheidungen;
i) Parteinahme für bestimmte antragstellende oder bietende Personen; 
j) Verharmlosung des Sparsamkeitsprinzips;
k) Versuche der Beeinflussung von Entscheidungen bei Aufgaben, die 

nicht zum eigenen Zuständigkeitsbereich gehören und bei denen Dritt
interessen von Bedeutung sind;

-

l) stillschweigende Duldung von Fehlverhalten, insbesondere bei rechts
widrigem Verhalten;

-

m) fehlende oder unzureichende Vorgangskontrolle dort, wo sie besonders 
notwendig wäre; zu schwach ausgeprägte Dienst- und Fachaufsicht;

n) Ausbleiben von Reaktionen auf Verdachtsmomente oder Vorkommnisse;
o) zu große Aufgabenkonzentration auf eine Person.

Indikatoren im Bereich der Außenkontakte:
a) auffallend entgegenkommende Behandlung von antragstellenden 

Personen;
b) Bevorzugung beschränkter Ausschreibungen oder freihändiger Verga

ben; auch Splitten von Aufträgen, um freihändige Vergaben zu ermögli
chen; Vermeiden des Einholens von Vergleichsangeboten;

-
-

c) erhebliche bzw. wiederholte Überschreitung der vorgesehenen Auf
tragswerte;

-

d) Beschaffungen zum marktunüblichen Preis; unsinnige Anschaffungen; 
Abschluss langfristiger Verträge ohne transparenten Wettbewerb mit 
für die Dienststelle ungünstigen Konditionen;

e) auffallend häufige „Rechenfehler“, Nachbesserungen in Leistungsver
zeichnissen;

-

f) Eingänge in Vergabesachen ohne Eingangsstempel (Eingang „über die 
persönliche Schiene“);

g) aufwändige Nachtragsarbeiten;
h) Nebentätigkeiten von Beschäftigten oder Tätigkeit ihrer Angehörigen 

für Firmen, die gleichzeitig Auftragnehmer oder Antragsteller der 
öffentlichen Verwaltung sind;

i) „kumpelhafter“ Umgangston oder auffallende Nachgiebigkeit bei Ver
handlungen mit Unternehmen;

-

j) Ausspielen von (vermeintlichen) Machtpositionen durch Unternehmen;
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k) häufige „Dienstreisen“ zu bestimmten Firmen (auffallend insbesondere 
dann, wenn eigentlich nicht erforderliche Übernachtungen anfallen);

l) „permanente Firmenbesuche“ von Unternehmen in der Dienststelle 
(bei bestimmten Entscheidungsträgern oder Sachbearbeitern) und Vor
sprache bestimmter Unternehmen nur dann, wenn Beschäftigte „ihrer“ 
Dienststelle anwesend sind;

 
-

m) Ausbleiben von Konflikten mit Unternehmen bzw. Antragstellern/
Antragstellerinnen dort, wo sie üblicherweise vorkommen. 

Nach der Forschungsarbeit des BKA macht die Liste dieser Indikatoren 
deutlich, dass die Merkmale insbesondere dann von Interesse sein können, 
wenn sich etwas außerhalb der üblichen Norm bewegt („unerklärlich“, „nicht 
nachvollziehbar“, „sich plötzlich verändernd“, „auffallend“). Als häufiges und 
hervorstechendes Warnsignal hebt es den typischerweise aufwändigen bzw. 
ungewöhnlich hohen Lebensstandard von Beschäftigten mit „Nebenver
diensten“ heraus, wozu auch das Vorzeigen entsprechender Statussymbole 
gehört. Understatement sei in diesen Täterkreisen weniger zu erwarten.

-

Als Warnsignale bezeichnen die vom BKA befragten Experten ferner An
deutungen im Kollegenkreis, Gerüchte von außen sowie anonyme Hinweise 
(z. B. von benachteiligten und dadurch in finanzielle Schwierigkeiten gera
tenen Unternehmen). Diese Signale würden noch deutlicher, wenn sie sich 
häufen und auf bestimmte Personen oder Aufgabenbereiche konzentrieren. 
Allerdings sei eine ständige Gewichtung und Analyse der „Gerüchteküche“ 
unabdingbar, um Missbrauch auszuschließen. Andererseits haben anonyme 
Hinweise vielfach den Anlass zu Ermittlungen gegeben, durch die dann tat
sächlich Korruption aufgedeckt wurde. 

-

-

-

2. Verdacht

Bei konkreten und nachvollziehbaren Anhaltspunkten für einen Korruptionsver
dacht müssen Sie sich unverzüglich mit der Ansprechperson für Korruptionsprä
vention beraten und die Personalverwaltung bzw. Behördenleitung informieren. 
Eventuell aber erfordern die Umstände auch, dass Sie selbst sofort geeignete 
Maßnahmen gegen eine Verschleierung ergreifen. Infrage kommen z. B.

-
-
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a) der Entzug bestimmter laufender oder abgeschlossener Vorgänge,
b) das Verbot des Zugangs zu Akten,
c) die Sicherung des Arbeitsraumes, der Aufzeichnungen mit dienstlichem 

Bezug oder der Arbeitsmittel (z. B. Computer und Disketten o. Ä.).

Das Maß und der Umfang der gebotenen Maßnahmen können sich nur nach den 
Umständen des Einzelfalles richten.

Bedenken Sie, dass Korruption kein „Kavaliersdelikt“ und Vertuschen auch Ihrem 
Ansehen schädlich ist.

Bei Verletzung Ihrer Pflichten können Sie sich eines Dienstvergehens schuldig 
und strafbar machen.
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3 

Empfehlungen zur  
Korruptionsprävention  
in der Bundesverwaltung

Die nachfolgenden Empfehlungen sind eine – nicht verbindliche – Umsetzungs
hilfe zur Richtlinie der Bundesregierung zur Korruptionsprävention in der 
Bundesverwaltung (Richtlinie). Stand 9. Februar 2012

-
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Empfehlung zu Nr. 15 der Richtlinie: Besondere Maßnahmen

Anlagen

1. Aufzeichnungen über Beschaffungen (Muster zu Nr. 11 der RL)
2. Niederschrift über die förmliche Verpflichtung (Muster zu Nr. 12.2 der RL)
3. Sinngemäße Anwendung der Korruptionspräventionsrichtlinie (Musterklausel)
4. Verhaltensstandards zur Korruptionsprävention (Musterklausel und Anlage)

Zu Nr. 1 der Richtlinie: 
Anwendungsbereich

Sinngemäß in Bezug auf Ziffer 1.2 bedeutet, dass die Richtlinie von den dort 
aufgeführten juristischen Personen des öffentlichen und des privaten Rechtes 
anzuwenden ist, soweit die abweichende Rechtsform dem nicht entgegensteht.

Zu Nr. 2 der Richtlinie: 
Feststellen und Analysieren besonders korruptionsgefährdeter 
Arbeitsgebiete

1. Verfahren zur Feststellung besonders korruptionsgefährdeter 
Arbeitsgebiete

1.1 Zur Feststellung der besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebiete in 
einer Dienststelle werden alle Arbeitsgebiete auf ihre Korruptionsgefährdung 
untersucht. Vor Beginn der Feststellung sollen alle vorhandenen Informatio
nen über die verschiedenen Arbeitsplätze/Dienstposten und Tätigkeiten (z. B. 
Organisationspläne, Geschäftsverteilungspläne) ausgewertet werden, um einen 
möglichst umfassenden Überblick über den Untersuchungsbereich zu erhalten. 
Die Erhebung der für die Feststellung darüber hinaus erforderlichen Informa
tionen kann durch einen Fragebogen erfolgen. Die unten stehenden Merkmale 
für ein besonders korruptionsgefährdetes Arbeitsgebiet (s. u. Nr. 2) können ent
weder arbeitsplatz- bzw. dienstpostenbezogen oder aufgabenbezogen abgefragt 
werden. Nach Zusammenführung aller vorhandenen Daten trifft die untersu
chende Organisationseinheit die abschließende Feststellung der besonderen 
Korruptionsgefährdung. Die Ergebnisse sollen für die gesamte Dienststelle 
zusammengestellt und dokumentiert werden (z. B. in einem Risikoatlas).

-

-

-

-
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Eine ausführliche Hilfestellung zur Durchführung des Verfahrens enthält 
die Handreichung zur Feststellung besonders korruptionsgefährdeter Ar
beitsgebiete vom 4. Januar 2012.

-

1.2 Die Feststellung kann in zwei Schritten erfolgen. In einem ersten Schritt 
werden die Arbeitsgebiete festgestellt, bei denen durch entscheidungser
hebliches Verhalten von Beschäftigten Andere Vorteile von bedeutendem 
Wert erhalten (korruptionsgefährdete Arbeitsgebiete). Ausgehend von den 
korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten werden in einem zweiten Schritt die 
besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebiete ermittelt.

-

2. Besonders korruptionsgefährdete Arbeitsgebiete

2.1 Besonders korruptionsgefährdet ist in der Regel ein Arbeitsgebiet, 
a. bei dem durch entscheidungserhebliches Verhalten von Beschäftigten 

Andere bedeutende Vorteile erhalten können und

b. das mit mindestens einer der folgenden Tätigkeiten verbunden ist:

- Tätigkeiten, die mit häufigen Außenkontakten verbunden sind, vor 
allem durch Kontroll- und Aufsichtstätigkeiten,

- Bewirtschaften von Haushaltsmitteln im größeren Umfang, Vergabe 
von öffentlichen Aufträgen, Subventionen, Fördermitteln oder sons
tigen Zuwendungen,

-

- Erteilen von Auflagen, Konzessionen, Genehmigungen, Erlaubnissen 
und Ähnlichem, Festsetzen und Erheben von Gebühren,

- Bearbeiten von Vorgängen mit behördeninternen Informationen, die 
für Andere nicht bestimmt sind. 

Die obige Bestimmung der besonders korruptionsgefährdeten Arbeits
gebiete ist nicht abschließend. Auch bei Nichtvorliegen der Merkmale 
kann in besonders gelagerten Fällen eine besondere Korruptionsgefahr 
gegeben sein.

-
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2.2 Die vorstehenden Kriterien sind in der Handreichung zur Feststellung beson
ders korruptionsgefährdeter Arbeitsgebiete erläutert.

-

3. Risikoanalyse

3.1 Bei besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten soll 

- nach dem erstmaligen Feststellen der besonderen Korruptionsgefährdung, 

- nach organisatorischen oder verfahrensmäßigen Änderungen, 

- nach Änderungen der Aufgabeninhalte oder 

- nach spätestens fünf Jahren 

geprüft werden, ob eine Risikoanalyse durchzuführen ist. Hierzu werden für 
das jeweilige besonders korruptionsgefährdete Arbeitsgebiet die vorhandenen 
Sicherungen erfasst und deren Wirksamkeit kursorisch geprüft. 

3.2 Wird nach der kursorischen Prüfung ein Handlungsbedarf erkannt, wird eine 
Risikoanalyse durchgeführt. Hierzu werden für das jeweilige Arbeitsgebiet die 
einzelnen Arbeitsabläufe und Prozesse sowie die bestehenden Sicherungen im 
Hinblick auf das Korruptionsrisiko untersucht. Anschließend wird bewertet, ob 
für die Risiken in dem notwendigen Maße wirksame Sicherungen bestehen. Wird 
ein Handlungsbedarf festgestellt, ist zu prüfen, wie die Aufbau-, Ablauforganisa
tion und/oder die Personalzuordnung zu ändern sind. In diesem Fall enthält die 
Risikoanalyse Vorschläge und/oder die Anordnung zusätzlicher Maßnahmen.

-

Die für eine Risikoanalyse maßgeblichen Aspekte sind in Anlage 5 der 
Handreichung zur Feststellung besonders korruptionsgefährdeter Arbeits
gebiete aufgeführt.

-

Zu Nr. 3 der Richtlinie: 
Mehr-Augen-Prinzip und Transparenz

1. Das Mehr-Augen-Prinzip als Maßnahme der Korruptionsprävention wird 
durch (Mit-)Prüfung und Kontrolle der Arbeitsergebnisse durch weitere Be
schäftigte realisiert. 

-
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2. Das Mehr-Augen-Prinzip wird insbesondere durch Regelungen zur Mitzeich
nung sichergestellt, die eine fachnahe Zweitprüfung vorsehen. Hierfür bieten 
sich in geeigneten Arbeitsbereichen IT-gestützte Arbeitsabläufe mit einher-
gehender Rollenverteilung (Workflows) an. Eine Mitzeichnung unter anderen 
fachlichen Aspekten oder lediglich unter Teilaspekten genügt dagegen den An
forderungen des Mehr-Augen-Prinzips nicht. Die entscheidungsbegründenden 
Unterlagen müssen für mitzeichnende Beschäftigte eine verständliche und 
hinreichende Informationsgrundlage für eine sachgerechte Prüfung bieten.

-

-

3. Sollte das Mehr-Augen-Prinzip ausnahmsweise nicht möglich sein, sollen ge
eignete und wirksame Ausgleichsmaßnahmen zur Korruptionsvorsorge (z. B. 
Verlagerung von Zuständigkeiten, besonders intensive Fach- und Dienstauf
sicht) getroffen werden.

-

-

Zu Nr. 4 der Richtlinie: 
Personal

1. Personalauswahl
Die für Personalangelegenheiten zuständige Organisationseinheit und die 
an einer Personalentscheidung beteiligten Vorgesetzten treffen bei der Be
setzung von besonders korruptionsgefährdeten Dienstposten und Arbeits
plätzen eine Prognose zum Grad der Korruptionsgefährdung der betroffenen 
Personen. Die Prüfung ist in der Regel auf die Bewertung von bekannt 
gewordenen Auffälligkeiten beschränkt, z. B.

-
-

- straf- oder disziplinarrechtliche Ermittlungen,

- interne Ermittlungen wegen Korruptionsverdachts,

- Verschuldung, nicht geordnete wirtschaftliche Verhältnisse,

- soziale Probleme (z. B. Alkohol-, Drogen- oder Spielsucht),

- auffällige Verhaltensweisen, die die Zuverlässigkeit in Frage stellen.

Soweit solche Umstände bekannt werden, scheidet eine Verwendung der sich 
bewerbenden Person auf einem besonders korruptionsgefährdeten Dienst
posten oder Arbeitsplatz solange aus, wie entsprechende Verfahren zur 
Überprüfung andauern bzw. der Verdacht nicht ausgeräumt ist.

-
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2. Begrenzung der Verwendungsdauer

Die Umsetzung der Rotation erfordert, dass die Verwendungsdauer der 
Beschäftigten in besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten erfasst 
wird. Die Verwendungsdauer beginnt mit der tatsächlichen Übertragung der 
besonders korruptionsgefährdeten Tätigkeit.

3. Umsetzung Rotation

3.1 Rotation kann sowohl durch den Wechsel der betroffenen Beschäftigten 
(Personalrotation) als auch durch den Wechsel der besonders korruptions
gefährdeten Aufgabe (Aufgabenrotation) auf einen bzw. zu einem anderen 
Arbeitsplatz/Dienstposten erfolgen. Die den Beschäftigten neu zu übertra
genden Aufgaben können – aus anderen Gründen – wiederum besonders 
korruptionsgefährdet sein.

-

-

3.2 Sollte eine Rotation aus fachlichen oder (personal)wirtschaftlichen Grün
den (z. B. Mangel an Fachleuten) ausnahmsweise nicht möglich sein, sollen 
geeignete und wirksame Ausgleichsmaßnahmen zur Korruptionsvorsorge 
(z. B. Erweiterung des Mehr-Augen-Prinzips, Einführung von Teamarbeit, 
Verlagerung von Zuständigkeiten, besonders intensive Fach- und Dienstauf
sicht) getroffen werden.

-

-

4. Die Ansprechperson für Korruptionsprävention ist kontinuierlich zu beteiligen.

Zu Nr. 5 der Richtlinie: 
Ansprechperson für Korruptionsprävention

1. Die Ansprechperson für Korruptionsprävention soll förmlich bestellt wer
den. Ihre Bestellung soll in ihrem Zuständigkeitsbereich bekannt gemacht 
werden. Für die Ansprechperson soll eine Stellvertreterin oder ein Stellver
treter in gleicher Weise bestellt werden. 

-

-

2. Die Ansprechperson soll in Verdachtsfällen in der Regel keine eigenen Er
mittlungen anstellen.

-

3. Als Ansprechperson kommen auch anordnungsbefugte Beschäftigte in Betracht. 
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4. Zur Ansprechperson kann nicht bestellt werden, wer für Sicherheitsüberprüfun
gen nach Sicherheitsüberprüfungsgesetz (SÜG) zuständig ist.

-

5. Die Ansprechperson soll bei getrennter Aufgabenwahrnehmung mit den Be
schäftigten der Inneren Revision und den für die Umsetzung der Richtlinie 
verantwortlichen Beschäftigten zusammenarbeiten.

-

6. Die Dienststelle unterstützt die Ansprechperson bei ihrer Aufgabenwahr
nehmung (z. B. Einrichtung gesonderter elektronischer Postfächer, Bereit
stellen geeigneter Räumlichkeiten).

-
-

7. Richtet sich der Verdacht gegen Dienststellenleitungen des nachgeordneten Ge
schäftsbereichs, informiert die angesprochene Ansprechperson die Ansprech
person der obersten Bundesbehörde. Dies kann auch in geeigneten anderen 
Fällen geschehen.

-
-

Zu Nr. 6 der Richtlinie: 
Organisationseinheit zur Korruptionsprävention

Nach jeder Prüfung sollen die wesentlichen Prüfergebnisse in einer Schlussbe
sprechung mit den geprüften Organisationseinheiten erörtert werden.

-

Zu Nr. 7 der Richtlinie: 
Sensibilisierung und Belehrung der Beschäftigten

1. Die aktive, vorausschauende Personalführung und -kontrolle kann auch der 
Sensibilisierung der Beschäftigten dienen.

2. Die regelmäßige Sensibilisierung der Beschäftigten kann insbesondere bei 
besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten auch zum Bestandteil 
von Mitarbeitergesprächen werden.
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Zu Nr. 8 der Richtlinie: 
Aus- und Fortbildung

Aus- und Fortbildungsmaßnahmen im Bereich der Korruptionsprävention sollen 
insbesondere darauf ausgerichtet werden, der dort genannten Zielgruppe die 
erforderlichen Kenntnisse

- zur Wahrnehmung der Aufgaben nach den Nummern 2, 3, 5 bis 7 und 9 der 
Richtlinie und

- für das Herstellen eines Praxisbezugs im Dienstalltag

zu vermitteln.

Dabei soll die Schulung der Vorgesetzten diese fachlich in die Lage versetzen, ihrer 
Vorbild- und Kontrollfunktion gerecht zu werden. Beschäftigte in besonders 
korruptionsgefährdeten Arbeitsbereichen und deren Vorgesetzte sind zudem 
ebenen gerecht mit den spezifischen Risiken der Korruption vertraut zu machen. 

Hierzu erarbeiten die in den Ressorts zuständigen Stellen zeitliche, organisato
rische und inhaltliche Vorgaben für eine systematische und ebenengerechte 
Schulung in den Aus- und Fortbildungseinrichtungen. Dabei sollen die 
Verantwortlichkeiten der beteiligten Dienststellen eindeutig festgelegt und 
abgegrenzt werden. 

-

Zu Nr. 9 der Richtlinie: 
Konsequente Dienst- und Fachaufsicht

1. Tritt in besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten ausnahmsweise 
eine Verwendungsdauer von mehr als fünf Jahren auf (vgl. hierzu Empfeh
lung zu Nr. 4), soll die Dienst- und Fachaufsicht besonders intensiv ausgeübt 
werden. Hierzu gehört die regelmäßige Thematisierung korruptionsrelevan
ter Aspekte der Tätigkeit zwischen Vorgesetzten und Beschäftigten und die 
vermehrte stichprobenartige Überprüfung von Vorgängen unter dem Blick
winkel der Korruptionsprävention. Bei Behörden des Geschäftsbereichs soll 
auch eine Überprüfung vor Ort stattfinden. Zusammen mit der Ansprech
person für Korruptionsprävention sollen zusätzliche Ausgleichsmaßnahmen 
erörtert und umgesetzt werden. 

-

-

-

-
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2. Juristische Personen des öffentlichen und privaten Rechts, für welche die 
Richtlinie sinngemäß gilt, sollen in den Informationsaustausch der Ministe
rien mit ihrem jeweiligen nachgeordneten Bereich in geeigneter Weise und 
geeignetem Umfang einbezogen werden.

-

3. Im Falle einer Aufgabenübertragung auf eine nachgeordnete Behörde er
streckt sich die Dienst- und Fachaufsicht durch die vorgesetzte Dienstbehörde 
auch auf die konsequente Durchführung von Maßnahmen zur Korruptions
prävention. Hierbei sind die „Grundsätze zur Ausübung der Fachaufsicht der 
Bundesministerien über den Geschäftsbereich“ zu beachten.

-

-

Zu Nr. 10 der Richtlinie: 
Unterrichtungen und Maßnahmen bei Korruptionsverdacht

Wenn es nachvollziehbare Anhaltspunkte oder Hinweise für eine Korruptions
straftat gibt, sollte frühzeitig Kontakt mit der Staatsanwaltschaft aufgenommen 
werden, um zu klären, ob ein durch Tatsachen begründeter Verdacht besteht. 
Ggf. sollten in Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft weitere behördenin
terne Ermittlungen erfolgen. Der beteiligte Personenkreis ist dabei möglichst 
klein zu halten.

-

-

Zu Nr. 11 der Richtlinie: 
Leitsätze für die Vergabe

1. Die Kontrolle der Vergabe öffentlicher Aufträge auf unzulässige Einflussfak
toren wird erheblich erleichtert, wenn – statt der vollständigen Vergabeak
te – Aufzeichnungen geprüft werden können, die die wesentlichen Elemente 
einer Vergabe einschließlich des zeitlichen Ablaufs nach einem einheitlichen 
Schema wiedergeben. Daher sollten die Dienststellen – unabhängig von den 
Vorgaben des Vergaberechts – solche Aufzeichnungen führen (z. B. Muster – 
Anlage 1). Die Aufzeichnung kann auch in elektronischer Form generiert 
werden. Die Dienststellen entscheiden, ab welchen Auftragswerten sie solche 
Aufzeichnungen führen.

-
-

2. Die Dienststelle sorgt dafür, dass die Gründe, die ein Abweichen vom Vor
rang der öffentlichen Ausschreibung beziehungsweise des offenen Verfah
rens rechtfertigen, in jedem Einzelfall aktenkundig gemacht werden. 

-
-
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Zu Nr. 12 der Richtlinie: 
Antikorruptionsklausel, Verpflichtung von Auftragnehmern 
oder Auftragnehmerinnen nach dem Verpflichtungsgesetz

1. Wird eine Antikorruptionsklausel verwendet, sollten potenzielle Bieter be
reits in den Ausschreibungsunterlagen deutlich darauf hingewiesen werden, 
dass der Vertrag eine solche Klausel enthalten wird.

-

2. Eine Verpflichtung ist nur bei Personen erforderlich, die nicht bereits 
Amtsträger im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 2 StGB sind. Beschäftigte von pri
vatrechtlich organisierten Einrichtungen, die bei der Wahrnehmung von 
Verwaltungsaufgaben derart staatlicher Steuerung unterliegen, dass sie bei 
einer Gesamtbewertung der sie kennzeichnenden Merkmale gleichsam als 
„verlängerter Arm“ des Staates angesehen werden können, sind Amtsträger 
nach § 11 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c StGB. 

-

3. Im Übrigen bestimmt sich eine „Mitwirkung privater Unternehmen bei der 
Ausführung von Aufgaben der öffentlichen Hand“ nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 
2 des Verpflichtungsgesetzes. Ist unsicher, ob eine Person bereits Amtsträger 
ist oder verpflichtet werden kann, soll eine Verpflichtung (vorsorglich) erfol
gen.

-

4. Verpflichtet werden sollen externe Personen, die aufgrund eines Auftrags 
für die Dienststelle tätig sind und für bestimmte Sachaufgaben, etwa als 
Gutachter oder Mitglied eines Beratungsgremiums, herangezogen werden 
(vgl. Anlage 2). Nicht zu verpflichten sind dagegen Beschäftigte externer 
Firmen, die bei einer Dienststelle handwerkliche Arbeiten verrichten, oder 
die Dienststelle mit Sachmitteln beliefern. 

5. Welche (Dienst-)Stelle für die Verpflichtung zuständig ist, bestimmt sich 
nach § 1 Abs. 4 des Verpflichtungsgesetzes: Behörde im Sinne des § 1 Abs. 4 
Nr. 1 des Verpflichtungsgesetzes ist die (Dienst-)Stelle, für die im Ergebnis die 
Leistung erbracht werden soll. Die Verpflichtung soll von der Organisations
einheit vorgenommen werden, die die externe Person beauftragt.

-
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Zu Nr. 14 der Richtlinie: 
Zuwendungsempfänger

1. Sofern Nr. 14.1 der Richtlinie im Rahmen institutioneller Förderungen die 
sinngemäße Anwendung der Richtlinie vorsieht, d. h., wenn durch Haus
haltsrecht die Anwendung des Vergaberechts vorgesehen ist, soll die Muster
klausel (Anlage 3) verwendet werden. 

-
-

2. Wird im Rahmen institutioneller Förderungen durch Haushaltsrecht nicht 
die Anwendung des Vergaberechts aufgegeben, soll der Zuwendungsemp
fänger durch besondere Nebenbestimmungen im Zuwendungsbescheid bzw. 
durch Vereinbarung im Zuwendungsvertrag zur Einhaltung von Verhaltens
standards (Anlage 4) verpflichtet werden.

-

-

3. Im Rahmen des Zuwendungsverhältnisses soll der Zuwendungsgeber die tat
sächliche Umsetzung dieser Vorgaben prüfen und sicherstellen. Die Zuwen
dungsempfänger sollen die konkrete Umsetzung im Sachbericht schildern.

-
-

Zu Nr. 15 der Richtlinie: 
Besondere Maßnahmen

Bei juristischen Personen des Privatrechts, an denen der Bund mehrheitlich und 
unmittelbar beteiligt ist, sollen die beteiligungsführenden Stellen des Bundes im 
Rahmen der ihnen unter Berücksichtigung der Rechtsform und der Beteiligungs
verhältnisse zustehenden Einflussmöglichkeiten auf die sinngemäße Anwendung 
der Richtlinie zur Korruptionsprävention und, wenn dies nicht möglich ist, auf 
sonstige geeignete Maßnahmen zur Korruptionsprävention hinwirken.

-
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Anlage 1   Aufzeichnungen über Beschaffungen (Muster zu Nr. 11 der RL) 
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Anlage 2   Niederschrift über die förmliche Verpflichtung (Muster zu Nr. 12.2 der RL) 



43

Empfehlungen zur Korruptionsprävention

Anlage 3    Musterklausel  

Sinngemäße Anwendung der Korruptionspräventionsrichtlinie 

„Der Zuwendungsempfänger [Name der Institution] wird verpflichtet, die als 
Anlage beigefügte Richtlinie der Bundesregierung zur Korruptionsprävention 
in der Bundesverwaltung vom 30. Juli 2004 sinngemäß anzuwenden. Um eine 
Zweckentfremdung der Mittel und die Beeinflussung des Geschäftsbetriebs durch 
Korruption zu vermeiden, trifft der Zuwendungsempfänger die geeigneten per
sonellen und organisatorisch-administrativen Maßnahmen. Bei Anhaltspunkten 
auf Veruntreuung von Geldern, Korruptionsstraftaten oder anderen Verstößen 
gegen die Zweckbestimmung der Zuwendung ist das Bundesministerium … zu 
informieren und sind Prüfungen zu ermöglichen.“

-

Anlage 4    Musterklausel  

Verhaltensstandards zur Korruptionsprävention

„Der Zuwendungsempfänger [Name der Institution] wird verpflichtet, die als 
Anlage beigefügten Verhaltensstandards einzuhalten. Um eine Zweckentfrem
dung der Mittel und die Beeinflussung des Geschäftsbetriebs durch Korruption 
zu vermeiden, trifft der Zuwendungsempfänger die geeigneten personellen und 
organisatorisch-administrativen Maßnahmen. Bei Anhaltspunkten auf Verun
treuung von Geldern, Korruptionsstraftaten oder anderen Verstößen gegen die 
Zweckbestimmung der Zuwendung ist das Bundesministerium … zu informieren 
und sind Prüfungen zu ermöglichen.“

-

-
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Verhaltensstandards zur Korruptionsprävention  noch Anlage 4

Die folgenden Verhaltensstandards sollen Ihnen als Zuwendungsempfänger der 
Bundesrepublik Deutschland helfen, Korruption in Ihrem Bereich zu verhindern.

1. Wickeln Sie Ihre sämtlichen Geschäfte integer und verantwortlich ab. Ge
s talten Sie Ihre Geschäftsabläufe transparent, indem Sie beispielsweise Zu
ständigkeiten eindeutig regeln, (kurze) Berichte/Mustervermerke vorschrei
ben und Vorgänge dokumentieren und archivieren. Sorgen Sie dafür, dass 
Ihr Handeln und Ihre Beweggründe verständlich und nachvollziehbar sind.

-
-

-

2. Erfüllen Sie Ihre Vereinbarungen und Verträge und beachten Sie dabei die 
geltenden Rechtsvorschriften einschließlich derjenigen des Haushaltsrechts. 

3. Stellen Sie fest, welche spezifischen Bereiche in Ihrem Aufgabenbereich 
(abstrakt) die größten Risiken für Korruption enthalten. Ergreifen Sie dort 
spezielle organisatorische Schutzmaßnahmen (z. B. Beachtung des Mehr
Augen-Prinzips; Verpflichtung der Beschäftigten, Gegenzeichnungen ein
zuholen; besonders sorgfältige Auswahl und Betreuung der Beschäftigten; 
Personal- oder Aufgabenrotation möglichst nach maximal fünf Jahren).

-
-

4. Verbieten Sie ausdrücklich das Anbieten, Geben, Annehmen oder Verlangen 
von Bestechungsgeldern in jeglicher Form, den Rückfluss von Teilen einer 
vertraglichen Zahlung („Kickback“) und das Nutzen anderer Wege, um Leis
tungen, auf die kein Anspruch besteht, zu erlangen oder zu erbringen.

-

5. Verbieten Sie ausdrücklich das Anbieten oder Annehmen von Geschenken, 
Bewirtungen und Vergünstigungen, soweit diese Handlungen oder Unterlas
sungen beeinflussen sollen und den Rahmen vernünftiger und angemesse
ner Aufwendungen überschreiten.

-
-

6. Leisten Sie weder direkte noch indirekte Spenden an Parteien, Organisatio
nen oder politisch tätige Einzelpersonen, um damit Vorteile für eigene 
Zwecke oder zugunsten von Angehörigen, Freunden, Partnern oder Bekann
ten zu erzielen; das gilt auch für Ihre Beschäftigten.

-

-
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7. Unterstützen Sie die Einhaltung dieser Verhaltensstandards seitens der 
zuständigen Führungskräfte. Stellen Sie im Rahmen Ihrer Verantwortung 
sicher, vor allem bei der Ausübung Ihrer Kontrolltätigkeit, dass diese Verhal
tensstandards eingehalten werden.

-

8. Informieren und sensibilisieren Sie Ihre Beschäftigten allgemein und gege
benenfalls zusätzlich bedarfsorientiert und arbeitsplatzbezogen. Sie und Ihre 
Beschäftigten – einschließlich der Führungskräfte – sollten die Möglichkeit 
zur Teilnahme an Schulungen nutzen.

-

9. Stellen Sie durch regelmäßige, konsequente Kontrollen sicher, dass die Maß
nahmen zur Korruptionsprävention greifen.

-

10. Ermutigen Sie Ihre Beschäftigten bzw. die an einem Projekt mitwirkenden 
Personen, Anzeichen korrupten Verhaltens so früh wie möglich zu melden. 
Hieraus dürfen ihnen keine Nachteile erwachsen, wenn es sich um einen 
begründeten Verdacht handelt. Es ist sicherzustellen, dass vertrauliche 
Bedenken mitgeteilt und Zuwiderhandlungen/Verstöße angezeigt werden 
können.

11. Informieren Sie den Zuwendungsgeber (das für Sie zuständige Bundesmi
nisterium) bei Anhaltspunkten auf Veruntreuung von Geldern oder anderen 
auf Korruption beruhenden Handlungen.

-

12. Weisen Sie Ihre Beschäftigten ausdrücklich darauf hin, dass jede Form von 
Korruption verboten ist. Verpflichten Sie Ihre Beschäftigten auf die Einhal
tung dieser Grundsätze.

-

13. Seien Sie Vorbild: Zeigen Sie durch Ihr Verhalten, dass Sie Korruption weder 
dulden noch unterstützen. 
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4 

Rundschreiben zum Verbot der 
Annahme von Belohnungen 
oder Geschenken

Rundschreiben zum Verbot der Annahme von Belohnungen oder Geschenken  
in der Bundesverwaltung vom 8. November 2004 (gem. § 70 BBG; § 10 BAT/BAT-
O; § 12 MTArb/MTArb-O, § 19 SG), Fundstelle: GMBl. 2004 S. 1074 ff.

I. Grundsatz

Beschäftigte des öffentlichen Dienstes (weiter Begriff, dazu zählen auch Soldatinnen 
und Soldaten, Berufssoldatinnen und -soldaten im Ruhestand sowie Ruhestands
beamtinnen und -beamte) müssen bereits jeden Anschein vermeiden, im Rahmen 
ihrer Amtsführung für persönliche Vorteile empfänglich zu sein. Deshalb dürfen Be
lohnungen oder Geschenke in Bezug auf das Amt oder die dienstliche Tätigkeit nicht 
angenommen werden (§ 70 BBG, § 10 BAT/BAT-O, § 12 MTArb/MTArb-O, § 19 SG).

-

-

Ausnahmen kann es nur in Fällen geben, in denen eine Beeinflussung der 
Beschäftigten nicht zu befürchten ist. Ausnahmen bedürfen grundsätzlich der 
vorherigen Zustimmung des Dienstherrn oder des Arbeitgebers gemäß Ziffer III. 
Die Annahme von Bargeld — gleich in welcher Summe — ist grundsätzlich nicht 
genehmigungsfähig und hat daher auf jeden Fall zu unterbleiben.

Die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes haben dem Dienstherrn oder dem Ar
beitgeber unverzüglich und unaufgefordert mitzuteilen, wenn ihnen Belohnun
gen oder Geschenke in Bezug auf ihre dienstliche Tätigkeit angeboten wurden.

-
-

4
Rundschreiben zum Verbot 
der Annahme von 
Belohnungen oder Geschenken
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II. Belohnungen oder Geschenke

Belohnungen und Geschenke sind alle Zuwendungen, auf die Beschäftigte keinen 
Rechtsanspruch haben und die sie materiell oder auch immateriell objektiv besser 
stellen (Vorteil). Hierzu zählen auch Vorteile, die Dritten (insbesondere Angehö
rigen, Bekannten, dem eigenen Sportverein etc.) zugewendet werden, wenn sie 
bei den Beschäftigten zu einer Ersparnis führen oder wenn sie Beschäftigte in 
irgendeiner Weise tatsächlich besser stellen.

-

Neben Geldzahlungen und Sachwerten kommen dafür auch alle anderen Leistun
gen in Betracht. Das sind beispielsweise:

-

- die Möglichkeit, Gegenstände zu gebrauchen oder zu verbrauchen 
(Kraftfahrzeuge, Baumaschinen, Benzin o. Ä.);

- Gutscheine, Frei oder Eintrittskarten, Fahrscheine oder Flugtickets;

- Vergünstigungen bei Privatgeschäften, wie zinslose oder zinsgünstige Darle
hen, Vermittlung von Einkaufsmöglichkeiten zu Vorzugspreisen, Beteiligung 
an Lieferungen für eine Behörde etc.;

-

- Vermittlung und/oder Gewährung von Nebentätigkeiten oder einer Tätigkeit 
nach dem Ausscheiden aus dem Dienst (vgl. hierzu auch §§ 64 bis 66 BBG bzw. 
§ 20 SG sowie § 69a BBG bzw. § 20a SG);

- Einladungen mit Bewirtungen;

- kostenlose oder -günstige Gewährung von Unterkunft;

- Einladung oder Mitnahme zu Informations-, Repräsentations- und Urlaubs
reisen oder deren Bezahlung;

-

- erbrechtliche Begünstigungen (Vermächtnis oder Erbeinsetzung); Preisverleihun
gen etc., soweit sie nicht seitens des Dienstherrn bzw. des Arbeitgebers erfolgen.

-

In Bezug auf das Amt ist ein Vorteil gewährt, wenn nach den Umständen des 
Falles die Vorteilsgeberin oder der Vorteilsgeber sich davon leiten lässt, dass 
die Beschäftigten ein bestimmtes Amt bekleiden oder bekleidet haben. Für die 
Annahme von Geschenken z. B. aus dem Kreis der Beschäftigten im üblichen 
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Rahmen (aus Anlass des Geburtstages, eines Dienstjubiläums etc.) ist deshalb 
keine Zustimmung erforderlich.

Eine Annahme des Geschenkes oder der Belohnung liegt schon in jedem privaten 
oder dienstlichen Be- oder Ausnutzen. Dazu zählt auch, wenn der Vorteil unmittel
bar an Dritte weiterverschenkt oder einer karitativen Einrichtung gespendet wird.

-

Die Annahme muss nicht ausdrücklich erklärt werden. Es reicht auch schlüssi
ges Verhalten.

-

III. Ausdrückliche Zustimmung zur Ausnahme vom Verbot 
der Annahme von Belohnungen und Geschenken

Um bereits den bloßen Anschein zu vermeiden, für persönliche Vorteile emp
fänglich zu sein, haben die Beschäftigten vor der Annahme von Geschenken oder 
Belohnungen die Zustimmung auf dem Dienstweg bei der zuständigen Stelle un
verzüglich zu beantragen. Ist dieses aus tatsächlichen Gründen nicht möglich, ist 
die Genehmigung der Annahme nachträglich zu beantragen. Dies gilt vor allem, 
wenn die Zustimmung nicht rechtzeitig eingeholt werden konnte, insbesondere 
die Gewährung des Vorteils nicht absehbar war.

-

-

Die Zustimmung zur Annahme ist schriftlich oder elektronisch zu beantragen. 
Angaben nach reisekostenrechtlichen Regelungen, d. h. im Dienstreiseantrag oder 
im Antrag auf Kostenerstattung einer Dienstreise, ersetzen nicht einen Antrag auf 
Zustimmung zur Annahme.

Eine Zustimmung nach § 70 BBG/§ 19 SG entbindet nicht von Angaben nach reise
kostenrechtlichen Regelungen (wie z. B. über kostenlose Verpflegung).

- 

Die Entscheidung über die Erteilung der Zustimmung ist grundsätzlich ausdrück
lich und für jeden Einzelfall gesondert zu treffen. Sie hängt von den konkreten 
Umständen ab und ist schriftlich oder elektronisch zu übermitteln. Dabei vermag 
allein die Tatsache, dass außerhalb der öffentlichen Verwaltung, insbesondere im 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft, die Annahme bestimmter Vorteile üblich 
ist, eine Zustimmung zur Annahme nicht zu rechtfertigen.

-

Die Zustimmung ist insbesondere zu versagen, wenn die Gefahr besteht, dass durch 
die Annahme die objektive Amtsführung der Beschäftigten beeinträchtigt oder bei 
Dritten der Eindruck der Befangenheit oder Käuflichkeit erweckt werden kann.
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Grundsätzlich steht es im pflichtgemäßen Ermessen der zuständigen Dienst
behörde, die Zustimmung unter Auflagen zu erteilen. Sofern ein zugewendeter 
Vorteil dienstlich genutzt werden kann, soll die Zustimmung unter der Auflage 
der ausschließlichen dienstlichen Nutzung erfolgen. Bei Ehrungen, Auszeich
nungen, Preisverleihungen etc., die mit einer Zuwendung verbunden sind, soll die 
Zustimmung unter der Auflage erteilt werden, den geldwerten Vorteil ganz oder 
teilweise der Bundeskasse oder gemeinnützigen Zwecken außerhalb der Verwal
tung zuzuführen.

-

-

-

Wird die nachträgliche Genehmigung abgelehnt, ist der Vorteil in der Regel 
zurückzugeben. Wenn die Rückgabe unmöglich ist, soll die Ablehnung mit der 
Aufforderung verbunden werden, den für diesen Vorteil durch die zuständige 
Stelle festgesetzten üblichen Preis, abhängig vom Sachverhalt des Einzelfalls, an 
die Vorteilsgeberin oder den Vorteilsgeber zu zahlen oder die Summe an soziale 
Einrichtungen zu spenden.

Die Versagung der Zustimmung oder der nachträglichen Genehmigung ist ausnahms
weise mit der Aufforderung zu versehen, den Vorteil oder den entsprechenden finan
ziellen Gegenwert unverzüglich dem Dienstherrn oder Arbeitgeber abzuliefern, wenn 

-
-

– den Beschäftigten der Vorteil offensichtlich als Repräsentanten des Dienst
herrn oder Arbeitgebers überreicht worden ist oder 

-

– die gebotene Aufforderung zur Rückgabe an die Vorteilsgeberin oder den 
Vorteilsgeber nur unterbleibt, weil

• die Rückgabe als Verstoß gegen die allgemeinen Regeln des gesellschaftli
chen Umgangs oder der Höflichkeit aufgefasst werden würde oder

-

• die Vorteilsgeberin oder der Vorteilsgeber die Rücknahme verweigert hat 
oder mit großer Wahrscheinlichkeit verweigern wird oder

• die Rücksendung mit einem Aufwand verbunden wäre, der zum objektiven 
Wert des Vorteils außer Verhältnis steht.

Es wird empfohlen, die Vorteilsgeberin oder den Vorteilsgeber von der Abliefe
rung des Vorteils an den Dienstherrn oder Arbeitgeber zu unterrichten.

-
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IV. Stillschweigende Zustimmung zu Ausnahmen vom Verbot 
der Annahme von Belohnungen oder Geschenken

Ausnahmsweise kann in folgenden besonders gelagerten Fällen von einer still
schweigend erteilten Zustimmung ausgegangen werden:

-

- bei der Annahme von geringfügigen Aufmerksamkeiten bis zu einem Wert von 
25,- Euro (z. B. Reklameartikel einfacher Art wie Kugelschreiber, Schreibblocks, 
Kalender). Entscheidend ist der Verkehrswert in der Bundesrepublik Deutsch
land. In diesem Fall besteht jedoch gegenüber dem Dienstherrn oder Arbeitge
ber eine Anzeigepflicht. Anzuzeigen sind der Gegenstand, der geschätzte Wert 
des Gegenstandes, der Anlass der Zuwendung und von wem der Gegenstand 
gewährt wurde.

-
-

- bei Bewirtungen durch Einrichtungen der öffentlichen Hand oder von Zuwen
dungsempfängern, die überwiegend von der öffentlichen Hand finanziert werden.

-

- bei der Teilnahme an Bewirtungen durch Private aus Anlass oder bei Gelegen
heit dienstlicher Handlungen, Besprechungen, Besichtigungen oder derglei
chen, wenn sie üblich und angemessen sind oder wenn sie ihren Grund in den 
Regeln des Verkehrs und der Höflichkeit haben, denen sich auch Angehörige 
des öffentlichen Dienstes unter Berücksichtigung ihrer besonderen Verpflich
tung zur objektiven Amtsführung nicht entziehen können, ohne gegen gesell
schaftliche Formen zu verstoßen. Dies gilt nicht, wenn die Bewirtung nach Art 
und Umfang einen nicht unerheblichen Wert darstellt, wobei sich der Maßstab 
im Einzelfall auch an der amtlichen Funktion der Beschäftigten ausrichtet.

-
-

-
-

- bei Bewirtungen anlässlich allgemeiner Veranstaltungen, an denen Beschäftig
te im dienstlichen Auftrag oder mit Rücksicht auf die durch die Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben auferlegten gesellschaftlichen Verpflichtungen teilnehmen (z. B. 
Einführung und/oder Verabschiedung von Amtspersonen, offizielle Empfänge), 
wenn der Rahmen des allgemein Üblichen und Angemessenen nicht über-
schritten wird.

-

- bei geringfügigen Dienstleistungen, die die Durchführung eines Dienstgeschäftes 
erleichtern oder beschleunigen (z. B. Abholung mit einem Wagen vom Bahnhof).

Die stillschweigende Zustimmung kann im Einzelfall durch die zuständige Stelle 
widerrufen werden, wenn durch die Annahme derartiger Vorteile der Eindruck 
der Bevorzugung Einzelner oder der Befangenheit entstehen könnte.
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V. Rechtsfolgen bei Verstoß

Der Verstoß gegen das Verbot der Annahme von Belohnungen oder Geschenken 
stellt zum einen ein Dienstvergehen bzw. eine Verletzung arbeitsvertraglicher 
Pflichten dar, so dass

- Beamtinnen und Beamten disziplinarische Maßnahmen bis zur Entfernung aus 
dem Beamtenverhältnis,

- Ruhestandsbeamtinnen und -beamten disziplinarische Maßnahmen bis zur 
Aberkennung des Ruhegehalts,

- Berufssoldatinnen und -soldaten sowie Soldatinnen und Soldaten auf Zeit dis
ziplinarische Maßnahmen bis zur Entfernung aus dem Dienstverhältnis,

-

- Berufssoldatinnen und -soldaten im Ruhestand sowie früheren Soldatinnen 
und Soldaten, die als Soldatinnen und Soldaten im Ruhestand gelten, diszipli
narische Maßnahmen bis zur Aberkennung des Ruhegehalts sowie

-

- Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie Auszubildenden arbeitsrechtliche 
Sanktionen bis zur außerordentlichen Kündigung drohen.

Entsteht dem Dienstherrn oder Arbeitgeber im Zusammenhang mit einem 
Verstoß gegen die Regelungen des Verbots der Annahme von Belohnungen oder 
Geschenken ein wirtschaftlicher Nachteil, sind die betroffenen Beschäftigten 
zu Schadensersatz verpflichtet (vgl. § 78 BBG, § 14 BAT/BAT-O, § 11a MTArb/
MTArb-O, § 24 SG). Unabhängig von eventuellen Schadensersatzansprüchen 
kann der Dienstherr oder Arbeitgeber einen Anspruch auf Herausgabe der 
Vorteile haben.

Zum anderen können Beschäftigte bei Verstoß gegen das Verbot der Annahme 
von Belohnungen oder Geschenken strafrechtlich verurteilt werden

- wegen Vorteilsannahme zu einer Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder zu einer 
Geldstrafe, wenn sie für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen 
Dritten fordern, sich versprechen lassen oder annehmen (vgl. § 331 Abs. 1 StGB),
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- wegen Bestechlichkeit zu einer Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder zu einer 
Geldstrafe, wenn sie einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung 
dafür fordern, sich versprechen lassen oder annehmen, dass sie eine Dienst
handlung vorgenommen haben oder künftig vornähmen und dadurch ihre 
Dienstpflicht verletzt haben oder verletzen würden (vgl. § 332 Abs. 1 StGB),

-

- in besonders schweren Fällen der Bestechlichkeit zu einer Freiheitsstrafe bis zu 
zehn Jahren (vgl. § 335 Abs. 1 Nr. 1 StGB).

VI. Ergänzende Anordnungen

Die obersten Dienstbehörden können ergänzende bzw. weitergehende Anordnun
gen treffen, insbesondere um speziellen Gegebenheiten in ihren Bereichen oder 
einzelnen Verwaltungszweigen gerecht zu werden.

-

VII. Schlussbestimmungen

Die Rundschreiben des Bundesministeriums des Innern — II A 1 — 21 263 — 
352/61 — vom 25. Januar 1962 (GMBI. 1962 S. 120 ff.), D I 1 — 210 170/1 vom 
10. März 1977 und — D 1 1 — 210 170/1 vom 24. November 1981 treten außer Kraft.
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Textbausteine für Ablehnungen

Teilweise erscheint es Beschäftigten des öffentlichen Dienstes schwierig, eine Einladung 
oder ein Geschenk in angemessener Form abzulehnen. Zur Unterstützung werden die 
nachfolgenden Textbausteine angeboten, die auf den jeweiligen Einzelfall angepasst wer
den können. 

- 

Einladung zu Festlichkeiten

Für Ihre Einladung zu … danke ich Ihnen.

Das/Die/Der [Name der Institution] versteht sich auch als moderne, kundenorientierte 
Verwaltung. Hierzu bedarf es keiner besonderen Anerkennung. Trotzdem danke ich für 
den mit der Einladung verbundenen Ausdruck der Zufriedenheit.

Ich bitte jedoch um Verständnis, dass ich zur Wahrung der Neutralität des Öffentlichen 
Dienstes gehalten bin, jeden Anschein der Beeinflussung von vornherein zu vermeiden, der 
durch eine Teilnahme entstehen könnte. Da der Charakter Ihrer Veranstaltung wesentlich 
durch das festliche Programm geprägt ist, kann ich Ihrer Einladung nicht nachkommen.

Ich wünsche Ihnen am … eine gelungene Veranstaltung.

Einladung zu Präsentationen 

Für Ihre Einladung zu … danke ich Ihnen.

Wie Sie wissen, ist der Öffentliche Dienst zur Neutralität verpflichtet. Deshalb bin ich 
gehalten, von vornherein jeden Anschein der Beeinflussung zu vermeiden, der durch die 
Teilnahme an einer über eine reine Informationsveranstaltung hinausgehenden Präsenta
tion entstehen könnte.

-

Da der Charakter Ihrer Veranstaltung wesentlich durch das Beiprogramm geprägt ist, bitte 
ich um Verständnis, dass es mir nicht möglich ist, Ihrer Einladung nachzukommen.

Gleichwohl bin ich an weiteren Informationen über … interessiert und bitte Sie, mich in 
Ihrem Verteiler zu belassen.
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Übergabe von Geschenken

Verbindlicher Einleitungssatz (je nach Gelegenheit): z. B.
Wieder geht ein Jahr zu Ende, in dem wir gut zusammengearbeitet haben. / Gerade haben 
wir erfolgreich ein gemeinsames Projekt beendet.

Für die damit verbundene Übersendung der/des … danke ich Ihnen. Wie Sie wissen, ist der 
Öffentliche Dienst zur Neutralität verpflichtet. Deshalb dürfen Mitarbeiterinnen und Mit
arbeiter grundsätzlich keine Belohnungen oder Geschenke annehmen. Ich bitte daher um 
Verständnis, dass es mir nicht möglich ist, Ihr Geschenk anzunehmen.

-

[Zusätzliche Angabe, ob das Geschenk vom Vorteilsgeber abgeholt werden soll oder zurück 
gesandt wird.]

Das/Die/Der [Name der Institution] versteht sich als moderne, kundenorientierte Verwal
tung. Hierzu bedarf es keiner besonderen Anerkennung.

- 

Für die Zukunft wäre ich Ihnen verbunden, wenn Sie auf die Übersendung/Übergabe von 
Geschenken verzichten würden. Ich hoffe auf Ihr Verständnis.
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- 5 
Allgemeine Verwaltungs
vorschrift Sponsoring

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Förderung von Tätigkeiten des Bundes 
durch Leistungen Privater (Sponsoring, Spenden und sonstige Schenkungen) 
vom 7. Juli 2003

Nach Artikel 86 Satz 1 des Grundgesetzes wird folgende allgemeine Verwaltungs
vorschrift erlassen:

-

1 Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen

Diese Verwaltungsvorschrift gilt für die Zuwendung von Geld-, Sach- oder Dienst
leistungen durch Private (Sponsoren) an eine oder mehrere Dienststellen des Bun
des (Gesponserte), mit der der Sponsor eine Tätigkeit der Verwaltung mit dem Ziel 
fördert, dadurch einen werblichen oder sonst öffentlichkeitswirksamen Vorteil zu 
erreichen (Sponsoring). Tätigkeiten im Sinne dieser Verwaltungsvorschrift sind sol
che, die die Dienststelle im Rahmen ihres öffentlichen Auftrags sowie im Rahmen 
ihrer Eigendarstellung erbringt. Dienststellen des Bundes sind die obersten Bundes
behörden, die Behörden der unmittelbaren und mittelbaren Bundesverwaltung und 
die Gerichte des Bundes. Die Vorschrift findet auch auf die Streitkräfte Anwendung.

-
-

-

-

Sponsoring liegt daher nicht vor, wenn der Private und die Dienststelle aufgrund 
gleichgerichteter Zielsetzungen eine angemessene Kostenteilung vereinbaren.

Allgemeine Verwaltungs
vorschrift Sponsoring5
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Die nachfolgenden Regelungen gelten für unentgeltliche Zuwendungen Priva
ter (insbesondere Spenden und sonstige Schenkungen) an die Bundesverwal
tung sinngemäß.

-
-

2 Zweck der Verwaltungsvorschrift

Sponsoring trägt in geeigneten Fällen unterstützend dazu bei, Verwaltungsziele 
zu erreichen. Gleichwohl muss die öffentliche Verwaltung schon jeden Anschein 
fremder Einflussnahme vermeiden, um die Integrität und die Neutralität des 
Staates zu wahren. Die öffentliche Verwaltung darf sich daher nur nach Maßgabe 
der nachfolgenden eingrenzenden Regelungen dem Sponsoring öffnen.

3 Grundsätze

Bei der Entscheidung über den Einsatz von Sponsoring sind folgende Grundsätze 
zu beachten:

3.1 Öffentliche Aufgaben sind grundsätzlich durch Haushaltsmittel zu finanzie
ren. Sponsoring kommt daher nur ergänzend unter den in Nummern 3.2 bis 
3.4 genannten Bedingungen in Betracht.

-

3.2 Über die Einwerbung und Annahme von Sponsoringleistungen ist grund
sätzlich restriktiv zu entscheiden.

-

3.2.1  In der Eingriffsverwaltung ist Sponsoring grundsätzlich nicht zulässig 
(z. B. bei einer unmittelbaren oder mittelbaren Unterstützung in den 
hoheitlichen Aufgabenbereichen der Polizei, der Finanzen und des 
Zolls des Bundes, etwa durch Sachmittelleistung). Außerhalb der 
Eingriffsverwaltung (z. B. Finanzierung öffentlichkeitswirksamer 
Maßnahmen der Polizei, wenn diese keine Beeinflussung im Bereich 
der Eingriffsverwaltung zur Folge hat) darf Sponsoring ausnahms
weise genehmigt werden.

-
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3.2.2 Außerhalb der Eingriffsverwaltung ist Sponsoring, z. B. in den Berei
chen Kultur, Sport, Gesundheit, Umweltschutz, Bildung und Wis
senschaft, der Außenwirtschaftsförderung sowie bei der politischen 
Öffentlichkeitsarbeit im In- und Ausland und bei repräsentativen Ver
anstaltungen der Bundesregierung, zulässig, wenn eine Beeinflussung 
der Verwaltung bei ihrer Aufgabenwahrnehmung auszuschließen ist 
und auch kein Anschein einer solchen Beeinflussung entsteht.

-
-

-

3.3 Die Annahme von angebotenen oder eingeworbenen Sponsoringleistungen 
bedarf der schriftlichen Einwilligung der obersten Dienstbehörde. Diese 
kann die Befugnis delegieren. Soll das Sponsoring der Dienststelle zugute
kommen, an die die Einwilligungsbefugnis delegiert ist, muss zuvor die 
Einwilligung der nächst höheren Dienststelle eingeholt werden, sofern die 
begünstigte Dienststelle nicht zur abschließenden Entscheidung ermächtigt 
ist. Innerhalb der obersten Bundesbehörden ist jeweils eine für Fragen des 
Sponsoring zuständige Stelle (Sponsoringbeauftragter) zu bestimmen, die bei 
Angelegenheiten des Sponsorings zu beteiligen ist und die eng mit dem An
sprechpartner für Korruptionsvorsorge zusammenarbeitet. Bei vorgesehener 
Einwerbung von Sponsoringleistungen ist vor konkreten Absprachen mit 
möglichen Sponsoren die Entscheidung des Leiters der jeweiligen Dienststel
le einzuholen. Dieser beteiligt in von der obersten Bundesbehörde bestimm
ten Fällen den Sponsoringbeauftragten. Innerhalb der obersten Bundesbe
hörden kann der Leiter die Befugnis zur Entscheidung nach Satz 5 delegieren.

- 

-

-
-

-

3.4 Soweit in diesen Bereichen Sponsoring in Einzelfällen zugelassen werden 
darf, sind für die Genehmigung die folgenden Kriterien maßgebend:

a) Sponsoring ist gegenüber der Öffentlichkeit offenzulegen. Der Umfang 
und die Art von Sponsoring sowie die Sponsoren sind zur Vermeidung 
jeden Anscheins von Parteilichkeit der öffentlichen Verwaltung für 
jede Sponsoringmaßnahme transparent zu machen. Zur Transparenz 
gehören die 

- Buchung der Geldleistungen aus Sponsoring bei den entsprechenden 
Einnahmetiteln zur Expost-Kontrolle, 

- Offenlegung der Geld-, Sach- und Dienstleistungen aus Sponsoring 
in einem zweijährlichen Bericht des Bundesministeriums des Innern. 
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In dem Bericht können einzelne Sponsoringleistungen im Gegenwert 
von je bis zu 5.000 € zusammenfassend dargestellt werden.

b) Jeder Einzelfall ist anhand nachvollziehbarer Kriterien zu entscheiden. 
Die Wettbewerbs- und Chancengleichheit potentieller Sponsoren muss 
gewahrt werden. Die Entscheidung für einen Sponsor muss objektiv 
und neutral getroffen werden und auf sachgerechten und nachvollzieh
baren Erwägungen beruhen. Maßstab für die Entscheidung können 
die individuelle Zuverlässigkeit, die finanzielle Leistungsfähigkeit, die 
Geschäftspraktiken und -grundsätze sowie die Kunden- und Medien
profile der Sponsoren sein.

-

-

c) Alle Sponsoringvereinbarungen sind aktenkundig zu machen. Dabei 
soll schriftlich festgehalten werden, welche Tätigkeit gefördert wird, 
welche spezifischen Leistungen der Sponsor erbringt und welche Ver
pflichtungen die Dienststelle übernimmt.

-

Als Verpflichtung der Dienststelle darf ausschließlich die Darstellung 
des Sponsors zugelassen werden, insbesondere die mündliche oder 
schriftliche Nennung des Namens, der Firma und der Marke des Spon
sors sowie die Präsentation seines Logos und sonstiger Kennzeichen im 
Rahmen der Veranstaltung. Ausgeschlossen sind auch Vereinbarungen 
zur indirekten Koppelung von Leistung und Gegenleistung.

-

d) Bei der Annahme von Sponsoring dürfen über den Inhalt der Abspra
chen hinaus keine weiteren Verpflichtungen begründet oder Erwartun
gen geweckt werden.

-
-

e) Über die Verpflichtung des Buchstaben c hinaus darf die Dienststelle 
den Sponsor und seine Erzeugnisse nicht öffentlich anpreisen. Ausge
nommen sind Tätigkeiten der Außenwirtschaftsförderung.

-

f)  Werden Auftragnehmer der Dienststelle als Sponsoren in Betracht 
gezogen, ist sicherzustellen, dass Wettbewerber nach Buchstabe b in 
das Verfahren mit gleichen Chancen einbezogen werden. Durch die 
Annahme einer Sponsoringleistung dürfen keine Bindungen ent
stehen, durch die ein öffentlicher Wettbewerb eingeschränkt oder 
ausgeschlossen wird.

-
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g) Vor der Annahme von Sponsoring ist sicherzustellen, dass für anfallen
de Folgeausgaben (z. B. Wartungskosten für Kfz, Gebühren für Fernse
hen, Betriebskosten o. Ä.) Haushaltsmittel für den angestrebten Zweck 
zur Verfügung stehen.

-
-

h) Beispielsfälle für zulässiges Sponsoring sind in der Anlage zu dieser 
Verwaltungsvorschrift aufgeführt.

4 Schlussbestimmungen

Die obersten Bundesbehörden können ergänzende Regelungen treffen, insbe
sondere weitergehende Einschränkungen zum Sponsoring festsetzen. Bereits 
bestehende Einschränkungen bleiben unberührt.

-

5 Inkrafttreten

Diese allgemeine Verwaltungsvorschrift tritt am Tage ihrer Veröffentlichung im 
Bundesanzeiger in Kraft. Sie ergänzt die Nummer 18 der Richtlinie der Bundesre
gierung zur Korruptionsprävention in der Bundesverwaltung vom 17. Juni 1998 
(BAnz. S. 9665).

-

Berlin, den 7. Juli 2003 
O 4 - 634 140-1/7

Der Bundeskanzler Gerhard Schröder 
Der Bundesminister des Innern Otto Schily

Amtlicher Teil 
Bundesanzeiger Nr. 126; Seite 14906 
Freitag, 11. Juli 2003

Anlage

Beispiele für zulässiges Sponsoring 

- Veranstaltungen im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit 
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- Öffentlichkeitsarbeit im Ausland bei Veranstaltungen, die auch durch die Aus
landsvertretungen ausgerichtet werden 

-

- Veranstaltungen und Messen zur Förderung der deutschen Exportwirtschaft 
und einzelner Branchen im In- und Ausland 

- Veranstaltungen zur Bewerbung und Förderung des Standortes Deutschland 
im In- und Ausland 

- Veranstaltungen im Rahmen der In- und Auswärtigen Sport-, Kultur- und 
Bildungspolitik 

- Veranstaltungen und Maßnahmen zur Förderung des allgemeinen Umwelt
bewusstseins 

- 

- Gesundheitsförderung und -prävention 

- Sonstige repräsentative Veranstaltungen 

- Repräsentative Veranstaltungen zur Darstellung der Bundesrepublik Deutsch
land gegenüber dem Ausland 

-

- Pressearbeit bei bedeutenden Veranstaltungen im In- und Ausland 

- Delegations- und Pressebetreuung im Rahmen von Großveranstaltungen im 
In- und Ausland 

- Unterstützung der Repräsentation der Bundeswehr im In- und Ausland 

- Zuwendungen an Büchereien und Mediotheken als Ergänzung des dienstlichen 
Angebotes 

- Vollständige oder teilweise Übernahme der Herstellungskosten von Anschau
ungsmaterial und Fachinformationen in Form verschiedener Medien (z. B. Druck 
von Tagungsbänden und Informationsbroschüren, Herstellung von CDs u. a.) 

-

- Vollständige oder teilweise Finanzierung eines Gerätes durch einen Förderverein
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5.1 Muster Sponsoringvereinbarung
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5.2 Antrag auf Einwilligung zur Annahme von Leistungen nach 
der VV Sponsoring
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6 

Allgemeine Verwaltungs
vorschrift zum Einsatz von 
außerhalb des öffentlichen 
Dienstes Beschäftigten

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Einsatz von außerhalb des öffentlichen 
Dienstes Beschäftigten (externen Personen) in der Bundesverwaltung vom 
17. Juli 2008

Nach Artikel 86 Satz 1 des Grundgesetzes wird folgende allgemeine Verwaltungs
vorschrift erlassen:

-

1 Anwendungsbereich und Begriffsbestimmung

1.1 Der Einsatz externer Personen dient dem Personalaustausch und dem Wis
senstransfer zwischen der Verwaltung und der privaten Wirtschaft sowie 
Einrichtungen aus Wissenschaft, Kultur und Zivilgesellschaft. Er richtet sich 
bei allen Dienststellen des Bundes nach dieser Verwaltungsvorschrift.

-

1.2 Externe Person ist, wer außerhalb des öffentlichen Dienstes in einem 
Arbeitsverhältnis steht und vorübergehend und unter Aufrechterhaltung 
seines bisherigen Arbeitsverhältnisses in der Bundesverwaltung tätig 
ist. Öffentlicher Dienst im Sinne dieser Vorschrift ist die Tätigkeit im 
Dienste des Bundes, eines Landes, einer Gemeinde oder anderer Körper
schaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts oder ihrer 
Verbände mit Ausnahme der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaf
ten und ihrer Verbände. Einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst steht 
gleich eine Tätigkeit für 

-

-

-

6 
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- juristische Personen, Gesellschaften oder andere Personenvereinigun
gen, die sich ausschließlich in öffentlicher Hand befinden oder

-

- zwischenstaatliche oder überstaatliche Einrichtungen, an denen der 
Bund, ein Land oder eine andere Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts im Bundesgebiet oder ihre Verbände durch 
Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise be
teiligt sind.

-

1.3 Vom Anwendungsbereich nicht erfasst sind 

- entgeltliche Auftragsverhältnisse, die Beratungs- oder sonstige Dienstleis
tungen zum Gegenstand haben,

-

- befristete Arbeitsverträge sowie

- Bedienstete anderer Staaten. 

2 Zulässigkeit und Steuerung des Einsatzes

2.1 Der Einsatz externer Personen ist zulässig 

- im Rahmen eines transparenten Personalaustausches zwischen der 
Bundesverwaltung und der Privatwirtschaft sowie Einrichtungen aus 
Wissenschaft, Kultur und Zivilgesellschaft,

- wenn die Verwaltung nicht über Fachwissen verfügt, das für die 
Erfüllung spezifischer Aufgaben notwendig ist (bevor über den Ein
satz externer Personen entschieden wird, ist der zu deckende Bedarf 
an externem Fachwissen hinreichend konkret zu definieren und zu 
dokumentieren, dass dieser Bedarf nicht durch den Abschluss von 
Beratungs- oder sonstigen Dienstleistungsverträgen gedeckt werden 
kann) oder 

-

- wenn im Haushaltsplan für diesen Zweck ausdrücklich Mittel bereit
gestellt sind.

-

2.2 Die Auswahl externer Personen außerhalb des Personalaustausches ist 
wettbewerbsneutral zu gestalten. Der jeweilige Bedarf an externem Fach-
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wissen soll dazu in angemessener Weise bekannt gemacht werden. Vor einem 
Einsatz ist die Eignung der externen Personen festzustellen.

2.3 Die Dauer des Einsatzes von externen Personen ist im Einzelfall festzulegen 
und soll im Regelfall sechs Monate nicht überschreiten. Eine längere Einsatz
dauer kann in begründeten Fällen vorgesehen werden. Dauerhafter Bedarf 
an Fachwissen ist nicht durch externe Personen zu decken. 

-

2.4 Der Einsatz externer Personen aus Unternehmen und Institutionen, zu 
denen die Institution der Bundesverwaltung in den letzten zwei Jahren 
Geschäftsbeziehungen unterhalten hat, ist nicht zulässig, soweit der Einsatz 
nicht im Rahmen des Personalaustausches erfolgt.

2.5 Der Einsatz externer Personen ist in folgenden Funktionen grundsätzlich 
nicht zulässig: 

- Formulierung von Gesetzesentwürfen und anderen Rechtsetzungsakten,

- leitende Funktionen,

- Funktionen im Leitungsbereich und in zentralen Kontrollbereichen,

- Funktionen mit abschließender Entscheidungsbefugnis,

- Funktionen, deren Ausübung die konkreten Geschäftsinteressen der 
entsendenden Stelle unmittelbar berührt; das ist insbesondere der Fall, 
wenn die Organisationseinheit der Bundesverwaltung, bei der die externe 
Person tätig werden soll, die Aufsicht über die entsendende Stelle wahr
nimmt; dies gilt auch für Stellen außerhalb des öffentlichen Dienstes, bei 
denen die externe Person im zeitlichen Zusammenhang mit Ablauf der 
Beschäftigungszeit in der Bundesverwaltung voraussichtlich eine Tätig
keit aufnehmen wird,

-

-

- Funktionen im Zusammenhang mit der Vergabe öffentlicher Aufträge. 

Dies gilt nicht, soweit andere Rechtsvorschriften einen Einsatz in diesen 
Funktionen vorsehen.
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2.6 Der Einsatz externer Personen ist ferner nicht zulässig, wenn lediglich ein 
Personalmangel beseitigt werden soll. 

Der Status als externe Person soll grundsätzlich bei allen dienstlichen Innen
und Außenkontakten deutlich gemacht werden. 

- 

3 Risikoabschätzung, Kontrolle

3.1 Im Rahmen einer Risikoabschätzung ist im Hinblick auf mögliche Interes
senkollisionen oder die Erzielung von Wettbewerbsvorteilen zu klären, ob 
ein Einsatz externer Personen vertretbar ist. Hierbei sind die Ansprechper
son für Korruptionsprävention nach Nr. 5 der Richtlinie der Bundesregie
rung zur Korruptionsprävention in der Bundesverwaltung vom 30. Juli 2004 
(BAnz. S. 17745) oder die für (Personal-)Sponsoring zuständigen Arbeitsein
heiten zu beteiligen. Die Risikoabschätzung ist schriftlich zu dokumentieren 
und zur anzulegenden Personalakte zu nehmen. 

-

-
-

-

3.2 Die Vorgesetzten externer Personen sollen jederzeit in der Lage sein, die Tä
tigkeit der externen Personen zu steuern, zu überwachen und zu bewerten. 

-

4 Entlohnung

Sofern keine anderen Regelungen entgegenstehen und die Ziele des Personalaus
tausches oder des Wissenstransfers im Vordergrund stehen, kann das Gehalt der 
externen Personen bis zu sechs Monate, im Falle des Personalaustausches für die 
Dauer des Austausches, von der entsendenden Stelle getragen werden. Im Übrigen 
ist der entsendenden Stelle das Gehalt zu erstatten. 

-

5 Transparenz

Das Bundesministerium des Innern berichtet dem Haushalts- und dem Innenaus
schuss jeweils zum 30. September und auf Wunsch eines der Ausschüsse zusätz
lich zum 31. März jeden Jahres über den Einsatz der externen Personen in der 
Bundesverwaltung (Anzahl der externen Personen, entsendende Stelle, Dauer des 
Einsatzes, Form der Entlohnung, ggf. Personaltitel, Einsatzbereich und Tätigkeit 
in der Bundesverwaltung, vorherige Tätigkeit bei der entsendenden Stelle).

-
-
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6 Belehrung; Verhaltenskodex; Sicherheit von vertraulichen 
Informationen

6.1 Für die Entsendung und die Tätigkeit externer Personen sind Vereinbarun
gen zum Übergang des arbeitsrechtlichen Direktionsrechts und zur Wah
rung des Daten-, Fernmelde- und Geschäftsgeheimnisses sowie Verhal
tensregeln für externe Personen zu treffen. Der in der Anlage abgedruckte 
Verhaltenskodex und der „Verhaltenskodex gegen Korruption“ (Anlage 1 der 
Richtlinie der Bundesregierung zur Korruptionsprävention in der Bundes
verwaltung vom 30. Juli 2004, BAnz. S. 17745) sowie ein Abdruck des Rund
schreibens zum Verbot der Annahme von Belohnungen und Geschenken in 
der Bundesverwaltung vom 8. November 2004 (Az.: D I 3 – 210 170/1, GMBl. 
2004, S. 1074) in den jeweils geltenden Fassungen sind von der externen 
Person zu unterzeichnen. Sie sind als Anlagen dem Vertrag zwischen der 
externen Person, der entsendenden Stelle und der aufnehmenden Behörde 
beizufügen. 

-
-

-

-
-

6.2 Vor Beginn der Tätigkeit in der Bundesverwaltung ist in der Regel ein 
behördliches Führungszeugnis nach § 30 Abs. 5 des Bundeszentralregister
gesetzes einzuholen und erforderlichenfalls eine Sicherheitsüberprüfung 
durchzuführen. 

-

6.3 Externe Personen sind spätestens bei Dienstantritt auf die Besonderheiten 
hinzuweisen, die sich aus ihrem Status ergeben, und nach dem Verpflich
tungsgesetz auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten aus dem 
Auftrag zu verpflichten. 

-

7 Schlussbestimmungen

Die obersten Bundesbehörden können für ihren Bereich weitergehende Beschrän
kungen des Einsatzes externer Personen vorsehen. Bereits bestehende Beschrän
kungen bleiben unberührt. 

-
-
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8 Inkrafttreten

Diese allgemeine Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach der Veröffentlichung 
in Kraft. 

Berlin, den 17. Juli 2008

Die Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel 
Der Bundesminister des Innern Dr. Schäuble

Anlage zu Ziffer 6.1 der AVV

…………………………, den ……………. 200.. 

Verhaltenskodex 
für in der Bundesverwaltung tätige externe Personen

1.  Für die Zeit vom ………………. bis ………………. 
bin ich von meinem Arbeitgeber …..……………………………… (Name, Anschrift) für 
einen Einsatz im / in der Bundesministerium / Bundesamt /Bundesanstalt / 
Institut / ………… der / für ……………………………..………………………..……. (im Folgenden: 
Bundesministerium / Bundesamt / Bundesanstalt / Institut / …………) frei
gestellt. Ich verpflichte mich, während dieser Zeit meine Arbeitskraft dem / 
Bundesministerium / Bundesamt / Bundesanstalt / Institut / ………… vollstän
dig zur Verfügung zu stellen und ausschließlich dessen Interessen wahrzu
nehmen.

 

 

-

-
-

2. Während meines Einsatzes beim Bundesministerium / beim Bundesamt / bei 
der Bundesanstalt / beim Institut / ………… werde ich Anweisungen für meine 
Tätigkeit ausschließlich von den mir gegenüber als weisungsbefugt benannten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Bundesministeriums / des Bundes
amtes / der Bundesanstalt / des Institutes / ………… entgegennehmen. Anwei
sungen und Empfehlungen meines Arbeitgebers mit Bezug auf diese Tätigkeit 
werde ich nicht entgegennehmen. Sollten solche Anweisungen oder Empfeh
lungen an mich gerichtet werden, werde ich unverzüglich meine Vorgesetzten 
im Bundesministerium / im Bundesamt / in der Bundesanstalt / im Institut / 
………… informieren. 

-
-

-

3. Im Bundesministerium / im Bundesamt / in der Bundesanstalt / im Institut 
/ ………… werde ich im Bereich ………………………………………...… eingesetzt. Ich stelle 
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für diesen Einsatz mein Wissen, meine fachlichen Kenntnisse und meine 
berufliche Erfahrung dem Bundesministerium / dem Bundesamt / der Bun
desanstalt / dem Institut / ………… zur Verfügung. In diesem Zusammenhang 
bin ich nur beratend und sachverständig tätig. Entscheidungen, insbesondere 
zu Inhalten von Gesetzes- und Verordnungsentwürfen, werden von mir nicht 
getroffen. 

-

4. Informationen, die ich aufgrund meines Einsatzes beim Bundesministerium 
/ beim Bundesamt / bei der Bundesanstalt / beim Institut / ………… erhal
te, werde ich nicht an meinen Arbeitgeber oder an sonstige Personen oder 
Stellen weitergeben, soweit diese Informationen nicht für meinen Arbeitgeber 
oder sonstige Personen oder Stellen bestimmt sind. Im Zusammenhang mit 
Entscheidungen, die im Bundesministerium / im Bundesamt / in der Bundes
anstalt / im Institut / ………… getroffen werden, werde ich Kontakt mit meinem 
Arbeitgeber nur nach vorheriger Billigung seitens meiner Vorgesetzten im 
Bundesministerium / im Bundesamt / in der Bundesanstalt / im Institut / 
………… aufnehmen.

-

-

5. Mir ist bekannt, dass ich über die im Rahmen meines Einsatzes im Bundesm
nisterium / im Bundesamt / in der Bundesanstalt / im Institut / ………… 
bekannt gewordenen Angelegenheiten Dritten gegenüber Stillschweigen 
zu bewahren habe, es sei denn, diese sind offenkundig oder bedürfen ihrer 
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung. Ich bin darüber unterrichtet worden, 
dass ich ohne Genehmigung des Bundesministeriums / des Bundesamtes / der 
Bundesanstalt / des Institutes / ………… von dienstlichen Schriftstücken, Zeich
nungen, Formeln und bildlichen Darstellungen oder anderen Aufzeichnungen 
keine Kenntnis und weder mir noch anderen Abschriften oder Ablichtungen 
verschaffen darf und auf Verlangen des Bundesministeriums / des Bundes
amtes / der Bundesanstalt / des Institutes / ………… dienstliche Schriftstücke, 
Zeichnungen usw. sowie Aufzeichnungen über Vorgänge des Bundesministe
riums / des Bundesamtes / der Bundesanstalt / des Institutes / ………… heraus
zugeben habe.

-

-

-

-
-

6. Mir ist der Inhalt des Rundschreibens zum Verbot der Annahme von Beloh
nungen und Geschenken in der Bundesverwaltung vom 8. November 2004 
(Az.: D I 3 – 210 170/1, GMBl. 2004, S. 1074) sowie die Tatsache bekannt, dass 
die dort genannten Regelungen auf meine Tätigkeit im Bundesministerium / 
im Bundesamt / in der Bundesanstalt / im Institut / ………… anzuwenden sind.

-
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7. Mir ist bekannt, dass die Verpflichtungen aus diesem Verhaltenskodex auch 
nach der Beendigung meines Einsatzes im Bundesministerium / im Bundes
amt / in der Bundesanstalt / im Institut / ………… weiterhin Geltung haben. 
Dieses gilt insbesondere für die Verpflichtung, über Angelegenheiten, die der 
Schweigepflicht unterliegen, Verschwiegenheit zu bewahren.

-

8. Mir ist bekannt, dass ich die Ausübung einer Nebentätigkeit oder eines Zweit
berufs gegenüber dem Bundesministerium / dem Bundesamt / der Bundesan
stalt / dem Institut / ………… anzuzeigen habe. 

-
-

9. Ich bin damit einverstanden, dass mein Arbeitgeber eine Kopie dieser Erklä
rung erhält.

-

………………………………….......................……
(Unterschrift der externen Person)
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7 

Empfehlungen für  
Interne Revisionen in 
der Bundesverwaltung

Stand 21. Dezember 2007

Das Bundesministerium des Innern legt mit Zustimmung der Ressorts die folgen
den Empfehlungen vor:

-

Empfehlungen für Interne Revisionen in der Bundesverwaltung

Die Interne Revision soll die Behördenleitung bei der Wahrnehmung ihrer 
Gesamtverantwortung unterstützen und entlasten. Die nachfolgenden Empfeh
lungen basieren auf den heutigen Standards für die Interne Revision. Die Ent
scheidung und Verantwortung, ob und inwieweit in den jeweiligen Ressorts eine 
Interne Revision erforderlich ist und wie diese Empfehlungen umgesetzt werden, 
insbesondere welche Modifikationen auf Grund von Ressortbesonderheiten nötig 
sind, bleibt den einzelnen Ressorts vorbehalten. Diese Empfehlungen dienen als 
Richtschnur für die Interne Revision.

-
-

1. Allgemeines

(1) Die Interne Revision soll durch Prüfungs- und Beratungsleistungen Risi
ken mindern. Die Verantwortung für die Angemessenheit und Effektivität
der Internen Kontrollsysteme obliegt der Behördenleitung. Sie erteilt
die konkreten Prüfaufträge. Die Interne Revision unterstützt hierbei die
Behördenleitung. Sie untersucht das Verwaltungshandeln und liefert

-

Empfehlungen für 
Interne Revisionen in der 
Bundesverwaltung7 
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Informationen, Analysen, Bewertungen, Empfehlungen und Beratungen. 
Sie vermittelt die Sicht einer Arbeitseinheit, die am untersuchten Prozess 
unbeteiligt ist. Sie hat zudem präventive Funktion und trägt dazu bei, 
Kultur, Qualität, Effektivität und Effizienz des Verwaltungshandelns nach
haltig zu verbessern. Politische Entscheidungen werden von Revisionsauf
gaben nicht erfasst.

-
-

(2) Die Interne Revision liefert Erkenntnisse und gibt Empfehlungen für die 
Ausübung der Dienst- und Fachaufsicht, ersetzt diese jedoch nicht. Mitarbei
terinnen und Mitarbeiter sollen die Interne Revision als Unterstützung für 
ihre Aufgabenerledigung verstehen.

-

2. Zielsetzung 

Die Interne Revision nimmt eine unabhängige Prüf- und Kontrollfunktion im 
Auftrag der Behördenleitung wahr. Die Interne Revision schafft im Rahmen ihrer 
Aufgabenstellung Transparenz über das Verwaltungshandeln in der Behörde. Sie 
unterstützt die Behördenleitung bei:

- der Wahrnehmung ihrer Kontroll- und Überwachungsaufgaben,

- der Sicherstellung von Qualität, Innovation, Effizienz und Effektivität des 
Verwaltungshandelns,

- der Einhaltung der Vorschriften und Regelungen.

3. Aufgaben 

Die Tätigkeit der Internen Revision umfasst grundsätzlich das gesamte Verwal
tungshandeln. Sie hat vor allem folgende Aufgaben:

-

(1) Prüfung der Recht- und Ordnungsmäßigkeit, der Funktionsfähigkeit, der 
Zweckmäßigkeit und der Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns, 
insbesondere ob

- die geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften (einschließlich inter
ner Regelungen) eingehalten werden,

-
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- die Zielvorgaben der Behördenleitung zweckmäßig umgesetzt und ord
nungsgemäß erfüllt werden,

-

- die Grundsätze wirtschaftlichen Handelns gewahrt werden,

- die Vermögensgegenstände ausreichend gesichert sind,

- die internen Vorschriften zweckmäßig sind,

- das interne Kontrollsystem sowie die Informations- und Geschäftsprozes
se zweckmäßig aufgebaut sind und zuverlässig arbeiten,

-

- die Vorgesetzten ihre Führungsfunktion einschließlich der Dienst- und 
Fachaufsicht ordnungsgemäß wahrnehmen,

- das interne Risikomanagementsystem funktionsfähig und zweckmäßig ist.

(2) Unterstützung der Behördenleitung

- durch Schaffen von umfassender Transparenz und eines entscheidungs
orientierten Überblicks über Risiken im Zusammenhang mit Vermögen, 
Umfeld, Geschäftsprozessen und Steuerungsinformationen,

-

- bei der Festlegung und Weiterentwicklung der behördeninternen Vor
schriften.

-

(3) Information und Beratung der Vorgesetzten und Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter.

(4) Der Internen Revision können Aufgaben der behördeninternen Korruptions
prävention und/oder Verwaltungsermittlungen bei Verdachtsfällen übertra
gen werden.

-
-

4. Organisatorische Regelungen 

(1) Die Interne Revision kann in den Ressorts entweder zentral (auf Ebene der 
obersten Bundesbehörde) oder dezentral (jeweils in den Bundesministerien 
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und Behörden des Geschäftsbereiches) eingerichtet werden. Die Ressort
leitung entscheidet unter Beachtung des Risikopotentials und der Leistungs
fähigkeit über die Struktur.

-
-

(2) Die Interne Revision soll der Behördenleitung oder ihrer Vertretung unmit
telbar unterstellt werden.

-

(3) Mit Zustimmung der obersten Bundesbehörde können Tätigkeiten der 
Internen Revision im Wege delegierter Aufgabenwahrnehmung auch durch 
andere Behörden wahrgenommen werden, etwa wenn die Personalstärke 
oder das Risikopotential einer Behörde eine eigene Interne Revision nicht 
rechtfertigt. Die Verantwortung der delegierenden Behördenleitung bleibt 
hiervon unberührt.

(4) Die personelle und sächliche Ausstattung der Internen Revision muss sich 
angemessen an behördenspezifischen Kriterien orientieren, etwa an Risiko
potential, Größe, Struktur oder Komplexität.

-

5. Rechte der Internen Revision

(1) Alle Vorgesetzten und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben die Interne 
Revision zu unterstützen und zu fördern. Sie erteilen die hierzu erforder
lichen Auskünfte und stellen die erforderlichen Unterlagen bereit.

-

(2) Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben verfügt die Interne Revision über um
fassende Informations-, Prüf- und Zutrittsrechte in allen Organisations
einheiten. Sie hat gegenüber der Behördenleitung ein unmittelbares münd
liches und schriftliches Vortragsrecht.

-
-

-

(3) Die Interne Revision hat zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben ein Aktenein
sichtsrecht einschließlich des Rechts auf Einsichtnahme in die dazugehöri
gen elektronischen Dateien, wie z. B.

-
-

- Verzeichnis aller Werkverträge,

- Verzeichnis aller Beschaffungen,
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- Zentrales Buchungssystem (Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen, 
Kosten- und Leistungsrechnung),

- Dokumentationsverzeichnis über Verfahren,

- Inventarverzeichnis.

Im Rahmen ihrer Prüfungen können Datenbankauswertungen veranlasst 
werden.

(4) Ein Herausgabe-Verweigerungsrecht gibt es nur hinsichtlich VS-Angelegen
heiten. Die Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes bleiben unberührt.

-

(5) Externe Sachverständige können unter Beachtung der bestehenden Vor
schriften herangezogen werden.

-

6. Pflichten der Internen Revision

(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Internen Revision nehmen ihre 
Aufgaben objektiv, gewissenhaft und unabhängig gegenüber den Geprüften 
wahr. Sie wahren insbesondere:

- Integrität
Die Integrität interner Revisoren begründet ein Vertrauensverhältnis und 
bildet so die Grundlage für die Zuverlässigkeit ihrer Beurteilungen.

- Objektivität
Interne Revisoren wenden ein Höchstmaß an Professionalität und Ob
jektivität an bei der Sammlung, Bewertung und Weitergabe von Infor
mationen zu den von ihnen untersuchten Aktivitäten oder Prozessen. Sie 
nehmen eine ausgewogene Bewertung aller relevanten Umstände vor und 
lassen sich weder durch ihre eigenen Interessen leiten noch durch Dritte 
in ihrem Urteil unzulässig beeinflussen.

-
-

- Verschwiegenheit
Interne Revisoren sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. Sie respektie
ren den Wert der und die Rechte an den ihnen zugänglichen Informatio
nen und geben keine Informationen weiter, es sei denn, dass hierfür eine 
rechtliche oder berufliche Verpflichtung besteht.

-
-
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(2) Die Leitung der Internen Revision trägt die Verantwortung für die Aus- und 
Fortbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

7. Anforderungen an die Interne Revision 

(1) Die Tätigkeit in der Internen Revision ist grundsätzlich unvereinbar mit der 
Ausübung von Fachaufgaben.

(2) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen über hinreichende Berufserfah
rungen verfügen. Sie sind verpflichtet, sich stetig weiterzubilden und ihren 
Wissensstand aktuell zu halten.

-

8. Prüfungsarten, -planung und -ablauf

(1) Die Interne Revision erstellt auf der Grundlage der behördenbezogenen 
Gefährdungs- bzw. Risikoanalyse unter Berücksichtigung des Aufwand-/
Nutzenverhältnisses einen Prüfungsthemenkatalog und erarbeitet eine 
darauf basierende Prüfungsplanung. Diese ist der Behördenleitung zur 
Genehmigung vorzulegen. Die Prüfungsplanung beinhaltet die sachlichen, 
personellen und zeitlichen Aspekte der Prüfungen. Es ist regelmäßig ein 
längerfristiger Prüfungsplan zu erstellen.

(2) Prüfungen können z. B. erfolgen als:

- Regelprüfungen,

- Bestandsprüfungen,

- Systemprüfungen,

- Prüfungen aus besonderem Anlass,

- Nachschauprüfungen (Umsetzung früherer Hinweise und Empfehlungen).

(3) Die Prüfungen werden je nach Schwerpunktsetzung insbesondere nach 
folgenden Kriterien durchgeführt:
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- Rechtmäßigkeit,

- Ordnungsmäßigkeit,

- Sicherheit,

- Wirtschaftlichkeit,

- Zukunftssicherung,

- Zweckmäßigkeit/Effektivität,

- Wirkungsorientierung.

(4) Die Interne Revision kündigt die Prüfung in der Regel den jeweiligen Orga
nisationseinheiten an.

-

(5) Im Rahmen der Prüfung erhebt und bewertet sie die Sachverhalte, doku
mentiert die Prüfungshandlungen, -feststellungen und -bewertungen. 
Bereits in diesem Stadium sind gewonnene Erkenntnisse und die darauf 
aufbauenden Vorschläge zu Maßnahmen mit den geprüften Organisations
einheiten zu erörtern.

-

-

(6) Die Prüfung soll grundsätzlich in Teamarbeit erfolgen.

(7) Zum Abschluss der Prüfung übersendet die Interne Revision unverzüglich 
an die jeweilige Organisationseinheit einen Entwurf des Prüfungsberichts, 
in dem neben den Feststellungen und Wertungen soweit erforderlich auch 
Vorschläge zur Mängelbeseitigung oder für Verbesserungen gemacht werden.

(8) In einer Abschlussbesprechung wird dem geprüften Bereich nach Erörterung 
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Stellungnahmen können auch 
schriftlich erfolgen. Über die Ergebnisse der Abschlussbesprechung wird ein 
Protokoll geführt.

(9) Nach Abschluss der Prüfung wird der Behördenleitung unverzüglich der 
endgültige Prüfungsbericht vorgelegt. Die geprüfte Organisationseinheit 
erhält in der Regel hiervon eine Abschrift.
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(10) Die näheren Einzelheiten der Prüfungsplanung und des Prüfungsablaufs werden 
durch eine Prüfungsordnung geregelt, die in der Behörde bekannt gegeben wird.

9. Umsetzung der Prüfungsempfehlungen

Die Behördenleitung entscheidet über die Umsetzung der Empfehlungen der 
Internen Revision. Die Umsetzung selbst obliegt der geprüften Organisationsein
heit. Die Zuständigkeiten anderer Organisationseinheiten bleiben unberührt.

-

10. Jahresbericht

Die Interne Revision soll der Behördenleitung einen Jahresbericht über ihre Tätig
keiten vorlegen.

-

11. Qualitätssicherung

(1) Die Interne Revision sichert durch geeignete Maßnahmen die Qualität ihrer 
Arbeit. Das kann erfolgen durch:

- Aufgabenspezifische Aus- und Fortbildung,

- Transparente Prüfungsprozesse,

- Standardisierte Prüfabläufe,

- Einheitliches Berichtslayout,

- Erfahrungsaustausch,

- Hospitation bei anderen Internen Revisionen.

(2) Der regelmäßige Erfahrungsaustausch zwischen den Internen Revisionen 
und eine entsprechende Aus- und Fortbildung sind unverzichtbar. Die jewei
ligen Ressorts stellen den internen Erfahrungsaustausch sicher, das Bundes
ministerium des Innern den ressortübergreifenden Erfahrungsaustausch.

-
-
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12. Akzeptanz der Internen Revision

(1) Der Erfolg der Internen Revision hängt wesentlich von ihrer Akzeptanz bei 
den Beschäftigten ab.

(2) Die Namen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Internen Revision, 
die Empfehlungen für Interne Revisionen in der Bundesverwaltung und die 
behördenspezifische Prüfungsordnung werden allen Beschäftigten bekannt 
gegeben.

(3) Die Beschäftigten können sich unmittelbar an die Interne Revision wenden.

13. Aufsicht

(1) Die Aufsicht über die Interne Revision der Geschäftsbereichsbehörden ob
liegt im Fall einer dezentralen Strukturierung der obersten Bundesbehörde. 
Sie bezieht sich vor allem auf:

-

- Einrichtung der Internen Revision,

- Ausstattung der Internen Revision,

- Jahresbericht,

um die Unabhängigkeit, Integrität und Objektivität der Internen Revision zu 
wahren.

(2) Die Geschäftsbereichsbehörden übersenden den obersten Bundesbehörden 
ihre Prüfpläne zur Information.
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8 Weitere Bestimmungen 

8.1 Allgemeine Bestimmungen

8.1.1 Bundesbeamtengesetz

§ 60 Grundpflichten
(1) Beamtinnen und Beamte dienen dem ganzen Volk, nicht einer Partei. Sie ha

ben ihre Aufgaben unparteiisch und gerecht zu erfüllen und bei ihrer Amts
führung auf das Wohl der Allgemeinheit Bedacht zu nehmen. Beamtinnen 
und Beamte müssen sich durch ihr gesamtes Verhalten zu der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen und 
für deren Erhaltung eintreten.

-
-

(2) Beamtinnen und Beamte haben bei politischer Betätigung diejenige Mäßi
gung und Zurückhaltung zu wahren, die sich aus ihrer Stellung gegenüber 
der Allgemeinheit und aus der Rücksicht auf die Pflichten ihres Amtes erge
ben.

-

-

§ 63 Verantwortung für die Rechtmäßigkeit
(1) Beamtinnen und Beamte tragen für die Rechtmäßigkeit ihrer dienstlichen 

Handlungen die volle persönliche Verantwortung.
(2) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen haben Be

amtinnen und Beamte unverzüglich bei der oder dem unmittelbaren Vorge
setzten geltend zu machen. Wird die Anordnung aufrechterhalten, haben sie 
sich, wenn ihre Bedenken gegen deren Rechtmäßigkeit fortbestehen, an die 
nächsthöhere Vorgesetzte oder den nächsthöheren Vorgesetzten zu wenden. 
Wird die Anordnung bestätigt, müssen die Beamtinnen und Beamten sie 
ausführen und sind von der eigenen Verantwortung befreit. Dies gilt nicht, 

-
-

8 Weitere Bestimmungen 
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wenn das aufgetragene Verhalten die Würde des Menschen verletzt oder 
strafbar oder ordnungswidrig ist und die Strafbarkeit oder Ordnungswidrig
keit für die Beamtinnen und Beamten erkennbar ist. Die Bestätigung hat auf 
Verlangen schriftlich zu erfolgen.

-

(3) Verlangt eine Vorgesetzte oder ein Vorgesetzter die sofortige Ausführung der 
Anordnung, weil Gefahr im Verzug ist und die Entscheidung der oder des hö
heren Vorgesetzten nicht rechtzeitig herbeigeführt werden kann, gilt Absatz 
2 Satz 3 bis 5 entsprechend.

-

§ 77 Nichterfüllung von Pflichten
(1) Beamtinnen und Beamte begehen ein Dienstvergehen, wenn sie schuldhaft 

die ihnen obliegenden Pflichten verletzen. Außerhalb des Dienstes ist dieses 
nur dann ein Dienstvergehen, wenn die Pflichtverletzung nach den Umstän
den des Einzelfalls in besonderem Maße geeignet ist, das Vertrauen in einer 
für ihr Amt oder das Ansehen des Beamtentums bedeutsamen Weise zu 
beeinträchtigen.

-

(2) Bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten sowie früheren Beam
tinnen mit Versorgungsbezügen und früheren Beamten mit Versorgungsbe
zügen gilt es als Dienstvergehen, wenn sie

-
-

1.  sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes betätigen

2.  an Bestrebungen teilnehmen, die darauf abzielen, den Bestand oder die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland zu beeinträchtigen,

3.  gegen die Verschwiegenheitspflicht, gegen die Anzeigepflicht oder das 
Verbot einer Tätigkeit nach Beendigung des Beamtenverhältnisses oder 
gegen das Verbot der Annahme von Belohnungen, Geschenken und 
sonstigen Vorteilen verstoßen oder

4.  einer Verpflichtung nach § 46 Absatz 1, 2, 4 oder 7 oder § 57 schuldhaft 
nicht nachkommen.

Satz 1 Nummer 1 bis 3 gilt auch für frühere Beamtinnen mit Anspruch auf 
Altersgeld und frühere Beamte mit Anspruch auf Altersgeld.

(3)  Die Verfolgung von Dienstvergehen richtet sich nach dem Bundesdiszipli
nargesetz.

-

8.1.2 Bundesdisziplinargesetz (BDG)

§ 1 Persönlicher Geltungsbereich
Dieses Gesetz gilt für Beamte und Ruhestandsbeamte im Sinne des Bundesbe
amtengesetzes. Frühere Beamte, die Unterhaltsbeiträge nach den Bestimmun
gen des Beamtenversorgungsgesetzes oder entsprechender früherer Regelun
gen beziehen, gelten bis zum Ende dieses Bezuges als Ruhestandsbeamte, ihre 

-
-

-



88

Weitere Bestimmungen

Bezüge als Ruhegehalt. Frühere Beamte mit Anspruch auf Altersgeld gelten, 
auch soweit der Anspruch ruht, als Ruhestandsbeamte; das Altersgeld gilt als 
Ruhegehalt.

§ 2 Sachlicher Geltungsbereich
(1) Dieses Gesetz gilt für die 

1.  von Beamten während ihres Beamtenverhältnisses begangenen Dienst
vergehen (§ 77 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes) und

-

2.  von Ruhestandsbeamten
a)  während ihres Beamtenverhältnisses begangenen Dienstvergehen 

(§ 77 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes) und
b)  nach Eintritt in den Ruhestand begangenen als Dienstvergehen 

geltenden Handlungen (§ 77 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes).
(2)  Für Beamte und Ruhestandsbeamte, die früher in einem anderen Dienstver

hältnis als Beamte, Richter, Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit gestan
den haben, gilt dieses Gesetz auch wegen solcher Dienstvergehen, die sie in 
dem früheren Dienstverhältnis oder als Versorgungsberechtigte aus einem 
solchen Dienstverhältnis begangen haben; auch bei den aus einem solchen 
Dienstverhältnis Ausgeschiedenen und Entlassenen gelten Handlungen, die 
in § 77 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes bezeichnet sind, als Dienstver
gehen. Ein Wechsel des Dienstherrn steht der Anwendung dieses Gesetzes 
nicht entgegen.

-
-

-

(3)  Für Beamte, die Wehrdienst im Rahmen einer Wehrübung, einer Übung, 
einer besonderen Auslandsverwendung, einer Hilfeleistung im Innern oder 
einer Hilfeleistung im Ausland leisten, gilt dieses Gesetz auch wegen solcher 
Dienstvergehen, die während des Wehrdienstes begangen wurden, wenn das 
Verhalten sowohl soldatenrechtlich als auch beamtenrechtlich ein Dienst
vergehen darstellt.

-

§ 5 Arten der Disziplinarmaßnahmen
(1)  Disziplinarmaßnahmen gegen Beamte sind:

1.  Verweis (§ 6)
2.  Geldbuße (§ 7)
3.  Kürzung der Dienstbezüge (§ 8)
4.  Zurückstufung (§ 9) und
5.  Entfernung aus dem Beamtenverhältnis (§ 10).

(2)  Disziplinarmaßnahmen gegen Ruhestandsbeamte sind:
1.  Kürzung des Ruhegehalts (§ 11) und
2.  Aberkennung des Ruhegehalts (§ 12).

(3)  Beamten auf Probe und Beamten auf Widerruf können nur Verweise erteilt 
und Geldbußen auferlegt werden. Für die Entlassung von Beamten auf Probe 
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und Beamten auf Widerruf wegen eines Dienstvergehens gelten § 34 Abs. 1 
Nr. 1 und Abs. 3 sowie § 37 des Bundesbeamtengesetzes

§ 10 Entfernung aus dem Beamtenverhältnis
(1) Mit der Entfernung aus dem Beamtenverhältnis endet das Dienstverhältnis. 

Der Beamte verliert den Anspruch auf Dienstbezüge und Versorgung sowie 
die Befugnis, die Amtsbezeichnung und die im Zusammenhang mit dem 
Amt verliehenen Titel zu führen und die Dienstkleidung zu tragen.

(2) Die Zahlung der Dienstbezüge wird mit dem Ende des Kalendermonats 
eingestellt, in dem die Entscheidung unanfechtbar wird. Tritt der Beamte in 
den Ruhestand, bevor die Entscheidung über die Entfernung aus dem Beam
tenverhältnis unanfechtbar wird, gilt die Entscheidung als Aberkennung des 
Ruhegehalts.

-

(3)  Der aus dem Beamtenverhältnis entfernte Beamte erhält für die Dauer von 
sechs Monaten einen Unterhaltsbeitrag in Höhe von 50 Prozent der Dienst
bezüge, die ihm bei Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung zuste
hen; eine Einbehaltung von Dienstbezügen nach § 38 Abs. 2 bleibt unberück
sichtigt. Die Gewährung des Unterhaltsbeitrags kann in der Entscheidung 
ganz oder teilweise ausgeschlossen werden, soweit der Beamte ihrer nicht 
würdig oder den erkennbaren Umständen nach nicht bedürftig ist. Sie kann 
in der Entscheidung über sechs Monate hinaus verlängert werden, soweit 
dies notwendig ist, um eine unbillige Härte zu vermeiden; der Beamte hat 
die Umstände glaubhaft zu machen. Für die Zahlung des Unterhaltsbeitrags 
gelten die besonderen Regelungen des § 79.

-
-

-

(4)  Die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis und ihre Rechtsfolgen erstre
cken sich auf alle Ämter, die der Beamte bei Eintritt der Unanfechtbarkeit 
der Entscheidung inne hat.

-

(5)  Wird ein Beamter, der früher in einem anderen Dienstverhältnis im Bundes
dienst gestanden hat, aus dem Beamtenverhältnis entfernt, verliert er auch 
die Ansprüche aus dem früheren Dienstverhältnis, wenn diese Disziplinar
maßnahme wegen eines Dienstvergehens ausgesprochen wird, das in dem 
früheren Dienstverhältnis begangen wurde.

-

-

(6)  Ist ein Beamter aus dem Beamtenverhältnis entfernt worden, darf er nicht 
wieder zum Beamten ernannt werden; es soll auch kein anderes Beschäfti
gungsverhältnis begründet werden.

-

§ 32 Einstellungsverfügung
(1) Das Disziplinarverfahren wird eingestellt, wenn 

1.  ein Dienstvergehen nicht erwiesen ist,
2.  ein Dienstvergehen zwar erwiesen ist, eine Disziplinarmaßnahme 

jedoch nicht angezeigt erscheint,
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3.  nach § 14 oder § 15 eine Disziplinarmaßnahme nicht ausgesprochen 
werden darf oder

4.  das Disziplinarverfahren oder eine Disziplinarmaßnahme aus sonsti
gen Gründen unzulässig ist.

-

(2)  Das Disziplinarverfahren wird ferner eingestellt, wenn
1.  der Beamte stirbt,
2.  das Beamtenverhältnis durch Entlassung, Verlust der Beamtenrechte 

oder Entfernung endet oder
3.  bei einem Ruhestandsbeamten die Folgen einer gerichtlichen Entschei

dung nach § 59 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes eintreten.
-

(3)  Die Einstellungsverfügung ist zu begründen und zuzustellen.

8.1.3 Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) – 
Besonderer Teil Verwaltung (BT-V)

§ 41 Allgemeine Pflichten
Die im Rahmen des Arbeitsvertrages geschuldete Leistung ist gewissenhaft und 
ordnungsgemäß auszuführen. Beschäftigte des Bundes und anderer Arbeitgeber, 
in deren Aufgabenbereichen auch hoheitliche Tätigkeiten wahrgenommen wer
den, müssen sich durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich demokratischen 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen.

-

8.2 Regelungen zur Annahme von Belohnungen und Geschenken1 

1 Die Regelungen des Bundesbeamtengesetzes gelten auch für Staatsekretärinnen und 
Staatssekretäre.

8.2.1 Bundesbeamtengesetz

§ 71 Verbot der Annahme von Belohnungen, Geschenken und sonstigen Vorteilen
(1)  Beamtinnen und Beamte dürfen, auch nach Beendigung des Beamtenver

hältnisses, keine Belohnungen, Geschenke oder sonstigen Vorteile für sich 
oder einen Dritten in Bezug auf ihr Amt fordern, sich versprechen lassen 
oder annehmen. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der obersten oder 
der letzten obersten Dienstbehörde. 3Die Befugnis zur Zustimmung kann 
auf andere Behörden übertragen werden.

-

(2)  Wer gegen das in Absatz 1 genannte Verbot verstößt, hat auf Verlangen das 
aufgrund des pflichtwidrigen Verhaltens Erlangte dem Dienstherrn heraus
zugeben, soweit nicht im Strafverfahren die Einziehung von Taterträgen 
angeordnet worden oder es auf andere Weise auf den Staat übergegangen 
ist. Für den Umfang des Herausgabeanspruchs gelten die Vorschriften des 

-
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Bürgerlichen Gesetzbuches über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung entsprechend. Die Herausgabepflicht nach Satz 1 umfasst auch 
die Pflicht, dem Dienstherrn Auskunft über Art, Umfang und Verbleib des 
Erlangten zu geben.

8.2.2 Soldatengesetz 

§ 19 Verbot der Annahme von Belohnungen oder Geschenken, Herausgabe
und Auskunftspflicht

-  

(1) Der Soldat darf, auch nach seinem Ausscheiden aus dem Wehrdienst, keine 
Belohnungen, Geschenke oder sonstigen Vorteile für sich oder einen Dritten 
in Bezug auf seine dienstliche Tätigkeit fordern, sich versprechen lassen oder 
annehmen. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der obersten oder der 
letzten obersten Dienstbehörde. Die Befugnis zur Zustimmung kann auf 
andere Stellen übertragen werden.

(2) […]

8.2.3  Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVÖD)

§ 3 Allgemeine Arbeitsbedingungen
(1)  [...]
(2)  Die Beschäftigten dürfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen 

oder sonstige Vergünstigungen in Bezug auf ihre Tätigkeit nicht annehmen. 
Ausnahmen sind nur mit Zustimmung des Arbeitgebers möglich. Werden 
den Beschäftigten derartige Vergünstigungen angeboten, haben sie dies dem 
Arbeitgeber unverzüglich anzuzeigen. 

(3) - (7) [...]

8.2.4 Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Bundesregierung 
(Bundesministergesetz - BMinG)

§ 5
(1) – (2) [...]
(3) Die Mitglieder und ehemaligen Mitglieder der Bundesregierung haben dieser 

über Geschenke Mitteilung zu machen, die sie in bezug auf ihr Amt erhalten. 
Die Bundesregierung entscheidet über die Verwendung der Geschenke.
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8.2.5 Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Parlamentarischen Staatssekretäre 
(ParlStG) 

§ 7
Die für Bundesminister geltenden Vorschriften der §§ 2, 4 bis 8, 18 bis 20 und 21a 
des Bundesministergesetzes sind entsprechend anzuwenden; bei Anwendung des 
§ 5 Abs. 1 Satz 3 entscheidet die Bundesregierung, des § 5 Abs. 3 das zuständige 
Mitglied der Bundesregierung. Die Anzeige nach § 6a des Bundesministergesetzes 
erfolgt gegenüber dem zuständigen Mitglied der Bundesregierung.

8.3 Nebentätigkeitsrecht / Anschlussverwendungen 

8.3.1 Bundesbeamtengesetz

§ 97 Begriffsbestimmungen
(1) Nebentätigkeit ist die Wahrnehmung eines Nebenamtes oder die Ausübung 

einer Nebenbeschäftigung.
(2) Nebenamt ist ein nicht zu einem Hauptamt gehörender Kreis von Aufgaben, 

der aufgrund eines öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnisses 
wahrgenommen wird.

(3) Nebenbeschäftigung ist jede sonstige, nicht zu einem Hauptamt gehörende 
Tätigkeit innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes.

(4) Als Nebentätigkeit gilt nicht die Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter 
sowie einer unentgeltlichen Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft.

§ 98 Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst
Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, auf Verlangen ihrer Dienstbehörde 
eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst auszuüben, sofern diese Tätigkeit 
ihrer Vorbildung oder Berufsausbildung entspricht und sie nicht über Gebühr in 
Anspruch nimmt.

§ 99 Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten
(1) Beamtinnen und Beamte bedürfen zur Ausübung jeder entgeltlichen Ne

bentätigkeit, mit Ausnahme der in § 100 Abs. 1 abschließend aufgeführten, 
der vorherigen Genehmigung, soweit sie nicht nach § 98 zu ihrer Ausübung 
verpflichtet sind. Gleiches gilt für folgende unentgeltliche Nebentätigkeiten:

-

1.  Wahrnehmung eines Nebenamtes,
2.  gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeiten oder die Mitarbeit bei einer 

dieser Tätigkeiten und
3.  Eintritt in ein Organ eines Unternehmens mit Ausnahme einer Genos

senschaft.
-
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(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn zu besorgen ist, dass durch die 
Nebentätigkeit dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. Ein solcher 
Versagungsgrund liegt insbesondere vor, wenn die Nebentätigkeit
1.  nach Art und Umfang die Arbeitskraft so stark in Anspruch nimmt, 

dass die ordnungsgemäße Erfüllung der dienstlichen Pflichten behin
dert werden kann,

-

2.  die Beamtin oder den Beamten in einen Widerstreit mit den dienstli
chen Pflichten bringen kann,

-

3.  in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Behörde, der die Beam
tin oder der Beamte angehört, tätig wird oder tätig werden kann,

-

4.  die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit der Beamtin oder des Beam
ten beeinflussen kann,

-

5.  zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Ver
wendbarkeit der Beamtin oder des Beamten führen kann oder

-

6.  dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein kann.

Ein solcher Versagungsgrund liegt in der Regel auch vor, wenn sich die Neben
tätigkeit wegen gewerbsmäßiger Dienst- oder Arbeitsleistung oder sonst nach 
Art, Umfang, Dauer oder Häufigkeit als Ausübung eines Zweitberufs darstellt.

-

(3) Die Voraussetzung des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 1 gilt in der Regel als erfüllt, 
wenn die zeitliche Beanspruchung durch eine oder mehrere Nebentätigkei
ten in der Woche ein Fünftel der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
überschreitet. Bei begrenzter Dienstfähigkeit ist ein Fünftel der nach § 45 
Abs. 2 Satz 1 verkürzten Arbeitszeit zugrunde zu legen. Soweit der Gesamt
betrag der Vergütung für eine oder mehrere Nebentätigkeiten 40 Prozent 
des jährlichen Endgrundgehalts des Amtes der Beamtin oder des Beamten 
übersteigt, liegt ein Versagungsgrund vor. Die Dienstbehörde kann Ausnah
men zulassen, wenn die Beamtin oder der Beamte durch Angabe bestimmter 
Tatsachen nachweist, dass die zeitliche Beanspruchung ein Fünftel der regel
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit nicht übersteigt oder die Versagung un
ter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls nicht angemessen wäre. 
Bei Anwendung der Sätze 1 bis 4 sind genehmigungs- und anzeigepflichtige 
Nebentätigkeiten zusammen zu berücksichtigen.

-

-

-

-
-

(4) Die Genehmigung ist auf längstens fünf Jahre zu befristen. Sie kann mit Auflagen 
und Bedingungen versehen werden. Ergibt sich eine Beeinträchtigung dienstli
cher Interessen nach Erteilung der Genehmigung, ist diese zu widerrufen.

-

(5) Die Genehmigung erteilt die oberste Dienstbehörde. Sie kann diese Zu
ständigkeit auf nachgeordnete Behörden übertragen. Anträge auf Erteilung 
einer Genehmigung sowie Entscheidungen über diese Anträge bedürfen der 

-
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Schriftform. Die Beamtin oder der Beamte hat dabei die für die Entschei
dung erforderlichen Nachweise zu führen, insbesondere über Art und Um
fang der Nebentätigkeit sowie die Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus. 
Jede Änderung ist unverzüglich schriftlich anzuzeigen.

-
-

§ 100 Nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten
(1) Nicht genehmigungspflichtig sind

1.  die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der Beamtin oder des 
Beamten unterliegenden Vermögens,

2.  schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätig
keiten,

-

3.  mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende selbstständi
ge Gutachtertätigkeiten von Lehrerinnen und Lehrern an öffentlichen 
Hochschulen und an Hochschulen der Bundeswehr sowie von Beamtin
nen und Beamten an wissenschaftlichen Instituten und Anstalten und

-

-

4.  Tätigkeiten zur Wahrung von Berufsinteressen in Gewerkschaften oder 
Berufsverbänden oder in Selbsthilfeeinrichtungen der Beamtinnen und 
Beamten.

(2) Tätigkeiten nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 sowie eine Tätigkeit in Selbsthilfeein
richtungen nach Absatz 1 Nr. 4 sind der Dienstbehörde schriftlich vor ihrer 
Aufnahme anzuzeigen, wenn für sie ein Entgelt oder ein geldwerter Vorteil 
geleistet wird. Hierbei sind insbesondere Art und Umfang der Nebentätigkeit 
sowie die voraussichtliche Höhe der Entgelte und geldwerten Vorteile anzu
geben. Jede Änderung ist unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

-

-

(3) Die Dienstbehörde kann aus begründetem Anlass verlangen, dass über eine 
ausgeübte nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit schriftlich Aus
kunft erteilt wird, insbesondere über deren Art und Umfang.

-

(4) Eine nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit ist ganz oder teilweise zu 
untersagen, wenn die Beamtin oder der Beamte bei ihrer Ausübung dienstli
che Pflichten verletzt.

-

§ 101 Ausübung von Nebentätigkeiten
(1) Nebentätigkeiten dürfen nur außerhalb der Arbeitszeit ausgeübt werden, es 

sei denn, sie werden auf Verlangen der oder des Dienstvorgesetzten ausgeübt 
oder es besteht ein dienstliches Interesse an der Ausübung der Nebentätigkeit. 
Das dienstliche Interesse ist aktenkundig zu machen. Ausnahmen dürfen nur 
in besonders begründeten Fällen, insbesondere im öffentlichen Interesse, auf 
schriftlichen Antrag zugelassen werden, wenn dienstliche Gründe dem nicht 
entgegenstehen und die versäumte Arbeitszeit nachgeleistet wird.

(2) Bei der Ausübung von Nebentätigkeiten dürfen Einrichtungen, Personal 
oder Material des Dienstherrn nur bei Vorliegen eines öffentlichen oder wis-
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senschaftlichen Interesses mit dessen Genehmigung und gegen Entrichtung 
eines angemessenen Entgelts in Anspruch genommen werden. Das Entgelt 
ist nach den dem Dienstherrn entstehenden Kosten zu bemessen und muss 
den besonderen Vorteil berücksichtigen, der der Beamtin oder dem Beamten 
durch die Inanspruchnahme entsteht.

§ 105 Anzeigepflicht nach Beendigung des Beamtenverhältnisses
(1) Ruhestandsbeamtinnen, Ruhestandsbeamte, frühere Beamtinnen mit Ver

sorgungsbezügen und frühere Beamte mit Versorgungsbezügen haben eine 
Erwerbstätigkeit oder sonstige Beschäftigung außerhalb des öffentlichen 
Dienstes, die mit ihrer dienstlichen Tätigkeit in den letzten fünf Jahren vor 
Beendigung des Beamtenverhältnisses im Zusammenhang steht und durch 
die dienstliche Interessen beeinträchtigt werden können, vor ihrer Aufnah
me schriftlich anzuzeigen. Die Anzeigepflicht endet, wenn die Beamtinnen 
und Beamten mit Erreichen der Regelaltersgrenze in den Ruhestand treten, 
drei Jahre, im Übrigen fünf Jahre nach Beendigung des Beamtenverhältnis
ses.

-

-

-

(2)  Die Erwerbstätigkeit oder sonstige Beschäftigung ist zu untersagen, soweit 
zu besorgen ist, dass durch sie dienstliche Interessen beeinträchtigt wer
den. Die Untersagung ist für den Zeitraum bis zum Ende der Anzeigepflicht 
auszusprechen, es sei denn, die Voraussetzungen für eine Untersagung liegen 
nur für einen kürzeren Zeitraum vor.

-

(3)  Zuständig ist die letzte oberste Dienstbehörde. Sie kann ihre Zuständigkeit 
auf nachgeordnete Behörden übertragen.

8.3.2 TVöD 

§3 Allgemeine Arbeitsbedingungen
(1) und (2) vom Abdruck wurde abgesehen
(3)  Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die Beschäftigten ihrem Arbeitgeber 

rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. Der Arbeitgeber kann die Neben
tätigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die 
Erfüllung der arbeitsvertraglichen Pflichten der Beschäftigten oder berech
tigte Interessen des Arbeitgebers zu beeinträchtigen. Für Nebentätigkeiten 
bei demselben Arbeitgeber oder im übrigen öffentlichen Dienst (§ 34 Abs. 3 
Satz 3 und 4) kann eine Ablieferungspflicht zur Auflage gemacht werden; für 
die Beschäftigten des Bundes sind dabei die für die Beamtinnen und Beam
ten des Bundes geltenden Bestimmungen maßgeblich.

-

-

-

(4) bis (7) vom Abdruck wurde abgesehen.
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8.3.3 Soldatengesetz

§ 20 Nebentätigkeit
(1)  Der Berufssoldat und der Soldat auf Zeit bedürfen zur Ausübung jeder 

entgeltlichen Nebentätigkeit, mit Ausnahme der in Absatz 6 abschließend 
aufgeführten, der vorherigen Genehmigung, soweit sie nicht nach Absatz 7 
entsprechend § 98 des Bundesbeamtengesetzes zu ihrer Ausübung verpflich
tet sind. Gleiches gilt für folgende unentgeltliche Nebentätigkeiten: 

-

1. gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeiten oder die Mitarbeit bei einer 
dieser Tätigkeiten und

 2. Eintritt in ein Organ eines Unternehmens mit Ausnahme einer Genos
senschaft.

-

Als Nebentätigkeit gilt nicht die Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter; 
ihre Übernahme hat der Soldat vor Aufnahme seinem Disziplinarvorgesetz
ten schriftlich anzuzeigen.

-

(2)  Die Genehmigung ist zu versagen, wenn zu besorgen ist, dass durch die 
Nebentätigkeit dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. Ein solcher 
Versagungsgrund liegt insbesondere vor, wenn die Nebentätigkeit 
1. nach Art und Umfang den Soldaten in einem Maße in Anspruch nimmt, 

dass die ordnungsgemäße Erfüllung der dienstlichen Pflichten behin
dert werden kann,

-

2. den Soldaten in einen Widerstreit mit seinen dienstlichen Pflichten 
bringen, dem Ansehen der Bundeswehr abträglich sein kann oder in 
einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Dienststelle oder Einheit, 
welcher der Soldat angehört, tätig wird oder tätig werden kann,

3. die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit des Soldaten beeinflussen kann,
4. zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Ver

wendbarkeit des Soldaten führen kann.
-

 Ein solcher Versagungsgrund liegt in der Regel auch vor, wenn sich die 
Nebentätigkeit wegen gewerbsmäßiger Dienst- oder Arbeitsleistung oder 
sonst nach Art, Umfang, Dauer oder Häufigkeit als Ausübung eines Zweit
berufs darstellt. Die Voraussetzung des Satzes 2 Nr. 1 gilt in der Regel als 
erfüllt, wenn die zeitliche Beanspruchung durch eine oder mehrere Neben
tätigkeiten in der Woche acht Stunden überschreitet. Soweit der Gesamtbe
trag der Vergütung für eine oder mehrere Nebentätigkeiten 40 Prozent des 
jährlichen Endgrundgehalts des Dienstgrades des Soldaten übersteigt, liegt 
ein Versagungsgrund vor. Der zuständige Disziplinarvorgesetzte kann Aus
nahmen zulassen, wenn der Soldat durch Angabe bestimmter Tatsachen 
nachweist, dass die zeitliche Beanspruchung in der Woche acht Stunden 
nicht übersteigt oder die Versagung unter Berücksichtigung der Umstände 
des Einzelfalls nicht angemessen wäre oder wenn dienstliche Interessen 

-

-
-

-
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die Genehmigung einer Nebentätigkeit rechtfertigen. Bei Anwendung der 
Sätze 4 bis 6 sind genehmigungs- und anzeigepflichtige Nebentätigkeiten 
zusammen zu berücksichtigen. Die Genehmigung ist auf längstens fünf 
Jahre zu befristen; sie kann mit Auflagen und Bedingungen versehen 
werden. Ergibt sich eine Beeinträchtigung dienstlicher Interessen nach 
Erteilung der Genehmigung, ist diese zu widerrufen.

(3) Der Soldat darf Nebentätigkeiten nur außerhalb des Dienstes ausüben, es sei 
denn, sie werden auf Verlangen seines Disziplinarvorgesetzten ausgeübt oder 
es besteht ein dienstliches Interesse an der Ausübung der Nebentätigkeit. Das 
dienstliche Interesse ist aktenkundig zu machen. Ausnahmen dürfen nur in 
besonders begründeten Fällen, insbesondere im öffentlichen Interesse, auf 
schriftlichen Antrag zugelassen werden, wenn dienstliche Gründe dem nicht 
entgegenstehen und die versäumte Dienstzeit nachgeleistet wird.

(4)  Der Soldat darf bei der Ausübung von Nebentätigkeiten Einrichtungen, 
Personal oder Material des Dienstherrn nur bei Vorliegen eines öffentlichen 
oder wissenschaftlichen Interesses mit dessen Genehmigung und gegen 
Entrichtung eines angemessenen Entgelts in Anspruch nehmen. Das Entgelt 
ist nach den dem Dienstherrn entstehenden Kosten zu bemessen und muss 
den besonderen Vorteil berücksichtigen, der dem Soldaten durch die Inan
spruchnahme entsteht.

-

(5) Die Genehmigung erteilt das Bundesministerium der Verteidigung; es 
kann diese Befugnis auf andere Stellen übertragen. Anträge auf Erteilung 
einer Genehmigung sowie Entscheidungen über diese Anträge bedürfen 
der Schriftform. Der Soldat hat die für die Entscheidung erforderlichen 
Nachweise zu führen, insbesondere über Art und Umfang der Nebentätig
keit sowie die Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus; jede Änderung ist 
unverzüglich schriftlich anzuzeigen.

-

(6) Nicht genehmigungspflichtig sind 
1. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung des Soldaten unter

liegenden Vermögens,
-

2. schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortrags
tätigkeiten,

-

3. mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende selbst ständige 
Gutachtertätigkeiten von Soldaten als Lehrer an öffentlichen Hoch
schulen und an Hochschulen der Bundeswehr sowie von Sol daten an 
wissenschaftlichen Instituten und Anstalten und

-

4. Tätigkeiten zur Wahrung von Berufsinteressen in Gewerkschaften oder 
Berufsverbänden oder in Selbsthilfeeinrichtungen der Soldaten.

Tätigkeiten nach Satz 1 Nr. 2 und 3 sowie eine Tätigkeit in Selbsthilfeein
richtungen nach Satz 1 Nr. 4 hat der Soldat der zuständigen Stelle schriftlich 
vor ihrer Aufnahme anzuzeigen, wenn für sie ein Entgelt oder ein geldwer-

-
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ter Vorteil geleis tet wird. Hierbei hat er insbesondere Art und Umfang der 
Nebentätigkeit sowie die voraussichtliche Höhe der Entgelte und geldwerten 
Vorteile anzugeben. Der Soldat hat jede Änderung unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen. Der zuständige Disziplinarvorgesetzte kann im Übrigen aus 
begründetem Anlass verlangen, dass der Soldat über eine ausgeübte nicht 
genehmigungspflichtige Nebentätigkeit schriftlich Auskunft erteilt, insbe
sondere über deren Art und Umfang. Eine nicht genehmigungspflichtige 
Nebentätigkeit ist ganz oder teilweise zu untersagen, wenn der Soldat bei 
ihrer Ausübung dienstliche Pflichten verletzt.

-

(7)  § 97 Abs. 1 bis 3, §§ 98 und 102 bis 104 des Bundesbeamtengesetzes gelten 
entsprechend.

(8)  Einem Soldaten, der nach Maßgabe des Wehrpflichtgesetzes Wehrdienst 
leistet, darf die Ausübung einer Nebentätigkeit nur untersagt werden, wenn 
sie seine Dienstfähigkeit gefährdet oder den dienstlichen Erfordernissen 
zuwiderläuft. Gleiches gilt bei einem Soldaten, der zu einer Dienstleistung 
nach dem Vierten Abschnitt herangezogen worden ist.

§ 20a Tätigkeit nach dem Ausscheiden aus dem Wehrdienst
(1)  Ein Berufssoldat im Ruhestand oder ein früherer Soldat mit Anspruch auf 

Dienstzeitversorgung hat eine Erwerbstätigkeit oder sonstige Beschäftigung 
außerhalb des öffentlichen Dienstes, die mit seiner dienstlichen Tätigkeit 
in den letzten fünf Jahren vor seinem Ausscheiden aus dem Wehrdienst im 
Zusammenhang steht und durch die dienstliche Interessen beeinträchtigt 
werden können, vor ihrer Aufnahme schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige
pflicht endet fünf Jahre nach dem Ausscheiden aus dem Wehrdienst.

-

(2) Die Erwerbstätigkeit oder sonstige Beschäftigung ist zu untersagen, soweit 
zu besorgen ist, dass durch sie dienstliche Interessen beeinträchtigt wer
den. Die Untersagung ist für den Zeitraum bis zum Ende der Anzeigepflicht 
auszusprechen, es sei denn, die Voraussetzungen für eine Untersagung liegen 
nur für einen kürzeren Zeitraum vor.

-

(3)  Die Anzeige nach Absatz 1 ist an das Bundesministerium der Verteidigung zu 
richten, das auch für die Untersagung nach Absatz 2 zuständig ist. Es kann 
seine Zuständigkeit auf andere Stellen übertragen.
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8.3.4 Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Bundesregierung 
(Bundesministergesetz - BMinG)

§ 5 
(1)  Die Mitglieder der Bundesregierung dürfen neben ihrem Amt kein ande

res besoldetes Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf ausüben. Sie dürfen 
während ihrer Amtszeit auch nicht dem Vorstand, Aufsichtsrat oder Verwal
tungsrat eines auf Erwerb gerichteten Unternehmens angehören oder gegen 
Entgelt als Schiedsrichter tätig sein oder außergerichtliche Gutachten abge
ben. Der Bundestag kann Ausnahmen von dem Verbot der Zugehörigkeit zu 
einem Aufsichtsrat oder Verwaltungsrat zulassen.

-

-

-

(2)  Die Mitglieder der Bundesregierung sollen während ihrer Amtszeit kein öf
fentliches Ehrenamt bekleiden. Die Bundesregierung kann hiervon Ausnah
men zulassen.

-
-

(3)  […]

§ 6a
(1)  Mitglieder der Bundesregierung, die beabsichtigen, innerhalb der ersten 18 

Monate nach ihrem Ausscheiden aus dem Amt eine Erwerbstätigkeit oder 
sonstige Beschäftigung außerhalb des öffentlichen Dienstes aufzunehmen, 
haben dies der Bundesregierung schriftlich anzuzeigen. Satz 1 gilt für ehe
malige Mitglieder der Bundesregierung entsprechend.

-

(2)  Die Anzeigepflicht entsteht, sobald ein Mitglied oder ehemaliges Mitglied der 
Bundesregierung mit Vorbereitungen für die Aufnahme einer Beschäftigung 
beginnt oder ihm eine Beschäftigung in Aussicht gestellt wird. Die Anzeige 
soll mindestens einen Monat vor Aufnahme der Tätigkeit erfolgen. Wird die 
Frist nicht eingehalten, kann die Bundesregierung die Aufnahme der Tätig
keit bis zur Dauer von höchstens einem Monat vorläufig untersagen.

-

§ 6b
(1)  Die Bundesregierung kann die Erwerbstätigkeit oder sonstige Beschäftigung 

für die Zeit der ersten 18 Monate nach dem Ausscheiden aus dem Amt ganz 
oder teilweise untersagen, soweit zu besorgen ist, dass durch die Beschäfti
gung öffentliche Interessen beeinträchtigt werden. Von einer Beeinträchti
gung ist insbesondere dann auszugehen, wenn die angestrebte Beschäftigung

-
-

1.  in Angelegenheiten oder Bereichen ausgeübt werden soll, in denen das 
ehemalige Mitglied der Bundesregierung während seiner Amtszeit tätig 
war, oder

2.  das Vertrauen der Allgemeinheit in die Integrität der Bundesregierung 
beeinträchtigen kann.

Die Untersagung ist zu begründen.
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(2)  Eine Untersagung soll in der Regel die Dauer von einem Jahr nicht überschrei
ten. In Fällen, in denen öffentliche Interessen schwer beeinträchtigt wären, 
kann eine Untersagung für die Dauer von bis zu 18 Monaten ausgesprochen 
werden.

-

(3)  Die Bundesregierung trifft ihre Entscheidung über eine Untersagung auf 
Empfehlung eines aus drei Mitgliedern bestehenden beratenden Gremiums. 
Das beratende Gremium hat seine Empfehlung zu begründen. Es gibt seine 
Empfehlung nicht öffentlich ab.

(4)  Die Entscheidung ist unter Mitteilung der Empfehlung des beratenden Gremi
ums zu veröffentlichen.

-

8.3.5 Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Parlamentarischen Staatssekretäre 
(ParlStG)

§ 7 
Die für Bundesminister geltenden Vorschriften der §§ 2, 4 bis 8, 18 bis 20 und 21a 
des Bundesministergesetzes sind entsprechend anzuwenden; bei Anwendung des 
§ 5 Abs. 1 Satz 3 entscheidet die Bundesregierung, des § 5 Abs. 3 das zuständige 
Mitglied der Bundesregierung. Die Anzeige nach § 6a des Bundesministergesetzes 
erfolgt gegenüber dem zuständigen Mitglied der Bundesregierung.

8.4 Interessenkonflikte / Befangenheit 

8.4.1 Verwaltungsverfahrensgesetz

§ 20 Ausgeschlossene Personen
(1)  In einem Verwaltungsverfahren darf für eine Behörde nicht tätig werden

1.  wer selbst Beteiligter ist;
2.  wer Angehöriger eines Beteiligten ist;
3.  wer einen Beteiligten kraft Gesetzes oder Vollmacht allgemein oder in 

diesem Verwaltungsverfahren vertritt;
4.  wer Angehöriger einer Person ist, die einen Beteiligten in diesem Ver

fahren vertritt;
-

5.  wer bei einem Beteiligten gegen Entgelt beschäftigt ist oder bei ihm 
als Mitglied des Vorstands, des Aufsichtsrates oder eines gleichartigen 
Organs tätig ist; dies gilt nicht für den, dessen Anstellungskörperschaft 
Beteiligte ist;

6.  wer außerhalb seiner amtlichen Eigenschaft in der Angelegenheit ein 
Gutachten abgegeben hat oder sonst tätig geworden ist.

Dem Beteiligten steht gleich, wer durch die Tätigkeit oder durch die Ent-
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scheidung einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil erlangen kann. Dies 
gilt nicht, wenn der Vor- oder Nachteil nur darauf beruht, dass jemand einer 
Berufs- oder Bevölkerungsgruppe angehört, deren gemeinsame Interessen 
durch die Angelegenheit berührt werden.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Wahlen zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit und für 
die Abberufung von ehrenamtlich Tätigen.

(3) Wer nach Absatz 1 ausgeschlossen ist, darf bei Gefahr im Verzug unauf
schiebbare Maßnahmen treffen.

-

(4)  Hält sich ein Mitglied eines Ausschusses (§ 88) für ausgeschlossen oder 
bestehen Zweifel, ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 gegeben sind, ist 
dies dem Vorsitzenden des Ausschusses mitzuteilen. Der Ausschuss entschei
det über den Ausschluss. Der Betroffene darf an dieser Entscheidung nicht 
mitwirken. Das ausgeschlossene Mitglied darf bei der weiteren Beratung und 
Beschlussfassung nicht zugegen sein

-

(5)  Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 und 4 sind:
1.  der Verlobte, auch im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes,
2.  der Ehegatte,
2a.  der Lebenspartner,
3.  Verwandte und Verschwägerte gerader Linie,
4.  Geschwister,
5.  Kinder der Geschwister,
6.  Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten,
6a.  Lebenspartner der Geschwister und Geschwister der Lebenspartner,
7.  Geschwister der Eltern,
8.  Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes Pflegeverhältnis 

mit häuslicher Gemeinschaft wie Eltern und Kind miteinander verbun
den sind (Pflegeeltern und Pflegekinder).

-

Angehörige sind die in Satz 1 aufgeführten Personen auch dann, wenn
1.  in den Fällen der Nummern 2, 3 und 6 die die Beziehung begründende 

Ehe nicht mehr besteht;
1a.  in den Fällen der Nummern 2a, 3 und 6a die die Beziehung begründen

de Lebenspartnerschaft nicht mehr besteht;
-

2.  in den Fällen der Nummern 3 bis 7 die Verwandtschaft oder Schwäger
schaft durch Annahme als Kind erloschen ist;

-

3.  im Falle der Nummer 8 die häusliche Gemeinschaft nicht mehr besteht, 
sofern die Personen weiterhin wie Eltern und Kind miteinander ver
bunden sind.

-
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§ 21 Besorgnis der Befangenheit
(1)  Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische 

Amtsausübung zu rechtfertigen, oder wird von einem Beteiligten das Vorlie
gen eines solchen Grundes behauptet, so hat, wer in einem Verwaltungsver
fahren für eine Behörde tätig werden soll, den Leiter der Behörde oder den 
von diesem Beauftragten zu unterrichten und sich auf dessen Anordnung 
der Mitwirkung zu enthalten. Betrifft die Besorgnis der Befangenheit den 
Leiter der Behörde, so trifft diese Anordnung die Aufsichtsbehörde, sofern 
sich der Behördenleiter nicht selbst einer Mitwirkung enthält.

-
-

(2)  Für Mitglieder eines Ausschusses (§ 88) gilt § 20 Abs. 4 entsprechend.

8.4.2 Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge (Vergabeverordnung – VgV)

§ 6 Vermeidung von Interessenkonflikten
(1)  Organmitglieder oder Mitarbeiter des öffentlichen Auftraggebers oder eines 

im Namen des öffentlichen Auftraggebers handelnden Beschaffungsdienst
leisters, bei denen ein Interessenkonflikt besteht, dürfen in einem Vergabe
verfahren nicht mitwirken.

-
-

(2)  Ein Interessenkonflikt besteht für Personen, die an der Durchführung 
des Vergabeverfahrens beteiligt sind oder Einfluss auf den Ausgang eines 
Vergabeverfahrens nehmen können und die ein direktes oder indirektes 
finanzielles, wirtschaftliches oder persönliches Interesse haben, das ihre 
Unparteilichkeit und Unabhängigkeit im Rahmen des Vergabeverfahrens 
beeinträchtigen könnte.

(3)  Es wird vermutet, dass ein Interessenkonflikt besteht, wenn die in Absatz 1 
genannten Personen
1.  Bewerber oder Bieter sind,
2.  einen Bewerber oder Bieter beraten oder sonst unterstützen oder als 

gesetzliche Vertreter oder nur in dem Vergabeverfahren vertreten
3.  beschäftigt oder tätig sind 

a)  bei einem Bewerber oder Bieter gegen Entgelt oder bei ihm als Mit
glied des Vorstandes, Aufsichtsrates oder gleichartigen Organs oder

- 

b)  für ein in das Vergabeverfahren eingeschaltetes Unternehmen, 
wenn dieses Unternehmen zugleich geschäftliche Beziehungen 
zum öffentlichen Auftraggeber und zum Bewerber oder Bieter hat.

(4)  Die Vermutung des Absatzes 3 gilt auch für Personen, deren Angehörige die 
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Voraussetzungen nach Absatz 3 Nummer 1 bis 3 erfüllen. Angehörige sind 
der Verlobte, der Ehegatte, Lebenspartner, Verwandte und Verschwägerte ge
rader Linie, Geschwister, Kinder der Geschwister, Ehegatten und Lebenspart
ner der Geschwister und Geschwister der Ehegatten und Lebenspartner, 
Geschwister der Eltern sowie Pflegeeltern und Pflegekinder.

-
-

8.5 Hinweisgeber

8.5.1 Bundesbeamtengesetz

§ 67 Verschwiegenheitspflicht
(1) Beamtinnen und Beamte haben über die ihnen bei oder bei Gelegenheit ihrer 

amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen dienstlichen Angelegenheiten 
Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt auch über den Bereich eines Dienst
herrn hinaus sowie nach Beendigung des Beamtenverhältnisses.

-

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit
1.  Mitteilungen im dienstlichen Verkehr geboten sind,
2.  Tatsachen mitgeteilt werden, die offenkundig sind oder ihrer Bedeu

tung nach keiner Geheimhaltung bedürfen, oder
-

3.  gegenüber der zuständigen obersten Dienstbehörde, einer Strafverfol
gungsbehörde oder einer von der obersten Dienstbehörde bestimmten 
weiteren Behörde oder außerdienstlichen Stelle ein durch Tatsachen 
begründeter Verdacht einer Korruptionsstraftat nach den §§ 331 bis 337 
des Strafgesetzbuches angezeigt wird.

-

Im Übrigen bleiben die gesetzlich begründeten Pflichten, geplante Straftaten 
anzuzeigen und für die Erhaltung der freiheitlichen demokratischen Grund
ordnung einzutreten, von Absatz 1 unberührt.

-

(3) Beamtinnen und Beamte dürfen ohne Genehmigung über Angelegenhei
ten nach Absatz 1 weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder 
Erklärungen abgeben. Die Genehmigung erteilt die oder der Dienstvorge
setzte oder, wenn das Beamtenverhältnis beendet ist, die oder der letzte 
Dienstvorgesetzte. Hat sich der Vorgang, der den Gegenstand der Äuße
rung bildet, bei einem früheren Dienstherrn ereignet, darf die Genehmi
gung nur mit dessen Zustimmung erteilt werden.

-

-

-
-

(4) Beamtinnen und Beamte haben, auch nach Beendigung des Beamtenver
hältnisses, auf Verlangen der oder des Dienstvorgesetzten oder der oder des 
letzten Dienstvorgesetzten amtliche Schriftstücke, Zeichnungen, bildliche 
Darstellungen sowie Aufzeichnungen jeder Art über dienstliche Vorgänge, 
auch soweit es sich um Wiedergaben handelt, herauszugeben. Entsprechen
des gilt für ihre Hinterbliebenen und Erben.

-

-
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8.5.2 Soldatengesetz 

§ 14 Verschwiegenheit
(1) Der Soldat hat, auch nach seinem Ausscheiden aus dem Wehrdienst, über die 

ihm bei oder bei Gelegenheit seiner dienstlichen Tätigkeit bekannt geworde
nen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht, soweit 

-

1. Mitteilungen im dienstlichen Verkehr geboten sind,
2. Tatsachen mitgeteilt werden, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung 

nach keiner Geheimhaltung bedürfen, oder
3. gegenüber der zuständigen obersten Dienstbehörde, einer Strafverfol

gungsbehörde oder einer von der obersten Dienstbehörde bestimmten 
weiteren Behörde oder außerdienstlichen Stelle ein durch Tatsachen 
begründeter Verdacht einer Korruptionsstraftat nach den §§ 331 bis 337 
des Strafgesetzbuches angezeigt wird.

-

Im Übrigen bleiben die gesetzlich begründeten Pflichten, geplante Straftaten 
anzuzeigen und für die Erhaltung der freiheitlichen demokratischen Grund
ordnung einzutreten, von Satz 1 unberührt.

-

(2)  Der Soldat darf ohne Genehmigung über solche Angelegenheiten weder 
vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. Die 
Genehmigung erteilt der Disziplinarvorgesetzte, nach dem Ausscheiden 
aus dem Wehrdienst der letzte Disziplinarvorgesetzte. Die §§ 68 und 69 des 
Bundesbeamtengesetzes gelten entsprechend.

(3)  Der Soldat hat, auch nach seinem Ausscheiden aus dem Wehrdienst, auf Ver
langen seines Disziplinarvorgesetzten oder des letzten Disziplinarvorgesetzten 
dienstliche Schriftstücke, Zeichnungen, bildliche Darstellungen und, wenn es im 
Einzelfall aus Gründen der Geheimhaltung erforderlich ist, Aufzeichnungen je
der Art über dienstliche Vorgänge, auch soweit es sich um Wiedergaben handelt, 
herauszugeben. Die gleiche Pflicht trifft seine Hinterbliebenen und seine Erben.

-

-

(4) (weggefallen)

8.5.3 Bundesdisziplinargesetz (BDG)

§ 80 Unterhaltsleistung bei Mithilfe zur Aufdeckung von Straftaten
(1)  Im Falle der Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder der Aberkennung 

des Ruhegehalts kann die zuletzt zuständige oberste Dienstbehörde dem 
ehemaligen Beamten oder ehemaligen Ruhestandsbeamten, der gegen das 
Verbot der Annahme von Belohnungen oder Geschenken verstoßen hat, die 
Gewährung einer monatlichen Unterhaltsleistung zusagen, wenn er sein 
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Wissen über Tatsachen offenbart hat, deren Kenntnis dazu beigetragen hat, 
Straftaten, insbesondere nach den §§ 331 bis 335 des Strafgesetzbuches, zu 
verhindern oder über seinen eigenen Tatbeitrag hinaus aufzuklären. Die 
Nachversicherung ist durchzuführen.

(2) – (4) [...]

8.6 Vergabeverfahren

Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)

§ 123 Zwingende Ausschlussgründe 
(1) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt 

des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon 
haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen 
zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine 
Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig 
festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 
1. - 5. […]
6. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäft
lichen Verkehr), §§ 299a und 299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und 
Bestechung im Gesundheitswesen),

-

7. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Man
datsträgern),

-

8. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Be
stechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs 
(Ausländische und internationale Bedienstete),

-

9. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung 
(Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit inter
nationalem Geschäftsverkehr) oder

-

10. [...]
(2) – (5) [...]
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8.7 Steuerrechtliche Bestimmungen

Einkommenssteuergesetz

§ 4 Gewinnbegriff im Allgemeinen
[…]
(5)  Die folgenden Betriebsausgaben dürfen den Gewinn nicht mindern:

[…]

10.  die Zuwendung von Vorteilen sowie damit zusammenhängende Aufwen
dungen, wenn die Zuwendung der Vorteile eine rechtswidrige Handlung 
darstellt, die den Tatbestand eines Strafgesetzes oder eines Gesetzes verwirk
licht, das die Ahndung mit einer Geldbuße zulässt. Gerichte, Staatsanwalt
schaften oder Verwaltungsbehörden haben Tatsachen, die sie dienstlich er
fahren und die den Verdacht einer Tat im Sinne des Satzes 1 begründen, der 
Finanzbehörde für Zwecke des Besteuerungsverfahrens und zur Verfolgung 
von Steuerstraftaten und Steuerordnungswidrigkeiten mitzuteilen. Die Fi
nanzbehörde teilt Tatsachen, die den Verdacht einer Straftat oder einer Ord
nungswidrigkeit im Sinne des Satzes 1 begründen, der Staatsanwaltschaft 
oder der Verwaltungsbehörde mit. Diese unterrichten die Finanzbehörde 
von dem Ausgang des Verfahrens und den zugrundeliegenden Tatsachen;

-

-
-
-

-
-

[…] 

8.8 Verpflichtungsgesetz

Gesetz über die förmliche Verpflichtung nichtbeamteter Personen 
(Verpflichtungsgesetz)

§ 1 
(1) Auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten soll verpflichtet wer

den, wer, ohne Amtsträger (§ 11 Abs. 1 Nr. 2 des Strafgesetzbuches) zu sein, 
-

1. bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, die Aufgaben der öf
fentlichen Verwaltung wahrnimmt, beschäftigt oder für sie tätig ist,

-

2. bei einem Verband oder sonstigen Zusammenschluß, einem Betrieb oder 
Unternehmen, die für eine Behörde oder sonstige Stelle Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung ausführen, beschäftigt oder für sie tätig ist oder

3. als Sachverständiger öffentlich bestellt ist.
(2) Die Verpflichtung wird mündlich vorgenommen. Dabei ist auf die strafrecht

lichen Folgen einer Pflichtverletzung hinzuweisen.
-

(3) Über die Verpflichtung wird eine Niederschrift aufgenommen, die der 
Verpflichtete mit unterzeichnet. Er erhält eine Abschrift der Niederschrift; 
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davon kann abgesehen werden, wenn dies im Interesse der inneren oder 
äußeren Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland geboten ist.

(4) Welche Stelle für die Verpflichtung zuständig ist, bestimmt 
1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 bei Behörden oder sonstigen 

Stellen nach Bundesrecht die jeweils zuständige oberste Dienstauf
sichtsbehörde oder, soweit eine Dienstaufsicht nicht besteht, die oberste 
Fachaufsichtsbehörde,

-

2. in allen übrigen Fällen diejenige Behörde, die von der Landesregierung 
durch Rechtsverordnung bestimmt wird.

§ 2 
(1) Wer, ohne Amtsträger zu sein, auf Grund des § 1 der Verordnung gegen 

Bestechung und Geheimnisverrat nichtbeamteter Personen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351) förmlich 
verpflichtet worden ist, steht einem nach § 1 Verpflichteten gleich.

(2) Wer, ohne Amtsträger zu sein, 
1. als Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes nach einer tarifrechtlichen 

Regelung oder
2. auf Grund eines Gesetzes oder aus einem sonstigen Rechtsgrund
zur gewissenhaften Erfüllung seiner Obliegenheiten verpflichtet worden ist, 
steht einem nach § 1 Verpflichteten gleich, wenn die Voraussetzungen des 
§ 1 Abs. 2 erfüllt sind.

§ 3 
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin.

§ 4 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. § 1 Abs. 4 tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft.

8.9 Auszüge aus dem deutschen Strafgesetzbuch

§ 11 Personen- und Sachbegriffe
(1)  Im Sinne dieses Gesetzes ist

1. [...]
2. Amtsträger:

wer nach deutschem Recht
a)  Beamter oder Richter ist, 
b)  in einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis steht 
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oder 
c) sonst dazu bestellt ist, bei einer Behörde oder bei einer sonstigen 

Stelle oder in deren Auftrag Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
unbeschadet der zur Aufgabenerfüllung gewählten Organisations
form wahrzunehmen;

-

2a. Europäischer Amtsträger:
wer
a)  Mitglied der Europäischen Kommission, der Europäischen Zent

ralbank, des Rechnungshofs oder eines Gerichts der Europäischen 
Union ist, 

-

b)  Beamter oder sonstiger Bediensteter der Europäischen Union 
oder einer auf der Grundlage des Rechts der Europäischen Union 
geschaffenen Einrichtung ist oder

c)  mit der Wahrnehmung von Aufgaben der Europäischen Union oder 
von Aufgaben einer auf der Grundlage des Rechts der Europäischen 
Union geschaffenen Einrichtung beauftragt ist;

3.  Richter:  
wer nach deutschem Recht Berufsrichter oder ehrenamtlicher Richter ist;

4.  für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter: 
wer, ohne Amtsträger zu sein,
a)  bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, die Aufgaben der 

öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, oder 
b)  bei einem Verband oder sonstigen Zusammenschluß, Betrieb oder 

Unternehmen, die für eine Behörde oder für eine sonstige Stelle 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung ausführen, beschäftigt oder 
für sie tätig und auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegen
heiten auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet ist;

-

5. – 9. [...] 
(2) – (3) [...] 

§ 108e Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern
(1)  Wer als Mitglied einer Volksvertretung des Bundes oder der Länder einen 

ungerechtfertigten Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung 
dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er bei der Wahrneh
mung seines Mandates eine Handlung im Auftrag oder auf Weisung vor
nehme oder unterlasse, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft.

-
-

(2)  Ebenso wird bestraft, wer einem Mitglied einer Volksvertretung des Bundes 
oder der Länder einen ungerechtfertigten Vorteil für dieses Mitglied oder 
einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass 
es bei der Wahrnehmung seines Mandates eine Handlung im Auftrag oder 
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auf Weisung vornehme oder unterlasse.
(3)  Den in den Absätzen 1 und 2 genannten Mitgliedern gleich stehen Mitglieder

1. einer Volksvertretung einer kommunalen Gebietskörperschaft,
2. eines in unmittelbarer und allgemeiner Wahl gewählten Gremiums 

einer für ein Teilgebiet eines Landes oder einer kommunalen Gebiets
körperschaft gebildeten Verwaltungseinheit,

-

3.  der Bundesversammlung,
4.  des Europäischen Parlaments,
5.  einer parlamentarischen Versammlung einer internationalen Organi

sation und
-

6.  eines Gesetzgebungsorgans eines ausländischen Staates.
(4)  Ein ungerechtfertigter Vorteil liegt insbesondere nicht vor, wenn die An

nahme des Vorteils im Einklang mit den für die Rechtsstellung des Mitglieds 
maßgeblichen Vorschriften steht. Keinen ungerechtfertigten Vorteil stellen dar

-

1. ein politisches Mandat oder eine politische Funktion sowie
2. eine nach dem Parteiengesetz oder entsprechenden Gesetzen zulässige 

Spende.
(5)  Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten kann das Gericht 

die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, und das Recht, in 
öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu stimmen, aberkennen.

§ 331 Vorteilsannahme
(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders Verpflich

teter, der für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen Dritten 
fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

-

(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten 
als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß 
er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der 
Versuch ist strafbar.

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht von ihm 
geforderten Vorteil sich versprechen läßt oder annimmt und die zustän
dige Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse entweder die Annahme vorher 
genehmigt hat oder der Täter unverzüglich bei ihr Anzeige erstattet und sie 
die Annahme genehmigt.

-

§ 332 Bestechlichkeit
(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders Verpflich

teter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür 
fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß er eine Diensthandlung 

-
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vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflich
ten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der Versuch ist strafbar.

-

(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten 
als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß er 
eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und da
durch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit 
Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. In minder schweren 
Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren.

-

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung for
dert, sich versprechen läßt oder annimmt, so sind die Absätze 1 und 2 schon 
dann anzuwenden, wenn er sich dem anderen gegenüber bereit gezeigt hat,

-

1.  bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder,
2.  soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung des 

Ermessens durch den Vorteil beeinflussen zu lassen.

§ 333 Vorteilsgewährung
(1) Wer einem Amtsträger, einem für den öffentlichen Dienst besonders Ver

pflichteten oder einem Soldaten der Bundeswehr für die Dienstausübung 
einen Vorteil für diesen oder einen Dritten anbietet, verspricht oder gewährt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

-

(2) Wer einem Richter oder Schiedsrichter einen Vorteil für diesen oder einen 
Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, daß er 
eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn die zuständige Behörde im 
Rahmen ihrer Befugnisse entweder die Annahme des Vorteils durch den 
Empfänger vorher genehmigt hat oder sie auf unverzügliche Anzeige des 
Empfängers genehmigt.

§ 334 Bestechung
(1) Wer einem Amtsträger, einem für den öffentlichen Dienst besonders Ver

pflichteten oder einem Soldaten der Bundeswehr einen Vorteil für diesen 
oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, 
daß er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und 
dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. In minder schwe
ren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe.

-

-

(2) Wer einem Richter oder Schiedsrichter einen Vorteil für diesen oder einen 
Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, daß er 
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eine richterliche Handlung
1.  vorgenommen und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder
2.  künftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzen 

würde,
wird in den Fällen der Nummer 1 mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis 
zu fünf Jahren, in den Fällen der Nummer 2 mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. Der Versuch ist strafbar.

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung 
anbietet, verspricht oder gewährt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann 
anzuwenden, wenn er den anderen zu bestimmen versucht, daß dieser
1.  bei der Handlung seine Pflichten verletzt oder,
2.  soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei der Ausübung 

des Ermessens durch den Vorteil beeinflussen läßt.

§ 335 Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung
(1) In besonders schweren Fällen wird

1.  eine Tat nach
a)  § 332 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Abs. 3, und
b)  § 334 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, jeweils auch in Verbindung mit Abs. 3,
mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren und

2.  eine Tat nach § 332 Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 3, mit Freiheits
strafe nicht unter zwei Jahren

-

bestraft.
(2) Ein besonders schwerer Fall im Sinne des Absatzes 1 liegt in der Regel vor, 

wenn
1.  die Tat sich auf einen Vorteil großen Ausmaßes bezieht,
2.  der Täter fortgesetzt Vorteile annimmt, die er als Gegenleistung dafür 

gefordert hat, daß er eine Diensthandlung künftig vornehme, oder
3.  der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich 

zur fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat.

§ 335a Ausländische und internationale Bedienstete
(1)  Für die Anwendung der §§ 332 und 334, jeweils auch in Verbindung mit § 

335, auf eine Tat, die sich auf eine künftige richterliche Handlung oder eine 
künftige Diensthandlung bezieht, stehen gleich:
1.  einem Richter: 

ein Mitglied des Internationalen Strafgerichtshofes;
2.  einem sonstigen Amtsträger: 

ein Bediensteter des Internationalen Strafgerichtshofes.
a)  ein Bediensteter eines ausländischen Staates und eine Person, die 

beauftragt ist, öffentliche Aufgaben für einen ausländischen Staat 
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wahrzunehmen;
b)  ein Bediensteter einer internationalen Organisation und eine 

Person, die beauftragt ist, Aufgaben einer internationalen Organi
sation wahrzunehmen;

-

c)  ein Soldat eines ausländischen Staates und ein Soldat, der beauf
tragt ist, Aufgaben einer internationalen Organisation wahrzu
nehmen.

-
-

(2)  Für die Anwendung der §§ 331 und 333 auf eine Tat, die sich auf eine künftige 
richterliche Handlung oder eine künftige Diensthandlung bezieht, stehen 
gleich:
1.  einem Richter: 

ein Mitglied des Internationalen Strafgerichtshofes;
2.  einem sonstigen Amtsträger: 

ein Bediensteter des Internationalen Strafgerichtshofes.
(3)  Für die Anwendung des § 333 Absatz 1 und 3 auf eine Tat, die sich auf eine 

künftige Diensthandlung bezieht, stehen gleich:
1.  einem Soldaten der Bundeswehr: 

ein Soldat der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten Trup
pen der nichtdeutschen Vertragsstaaten des Nordatlantikpaktes, die 
sich zur Zeit der Tat im Inland aufhalten;

-

2.  einem sonstigen Amtsträger: 
ein Bediensteter dieser Truppen;

3.  einem für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten: 
eine Person, die bei den Truppen beschäftigt oder für sie tätig und auf 
Grund einer allgemeinen oder besonderen Anweisung einer höheren 
Dienststelle der Truppen zur gewissenhaften Erfüllung ihrer Obliegen
heiten förmlich verpflichtet worden ist.

-

§ 336 Unterlassen der Diensthandlung
Der Vornahme einer Diensthandlung oder einer richterlichen Handlung im Sinne 
der §§ 331 bis 335 steht das Unterlassen der Handlung gleich.

§ 298 Wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Ausschreibungen
(1)  Wer bei einer Ausschreibung über Waren oder Dienstleistungen ein Angebot 

abgibt, das auf einer rechtswidrigen Absprache beruht, die darauf abzielt, 
den Veranstalter zur Annahme eines bestimmten Angebots zu veranlassen, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2)  Der Ausschreibung im Sinne des Absatzes 1 steht die freihändige Vergabe 
eines Auftrages nach vorausgegangenem Teilnahmewettbewerb gleich.

(3)  Nach Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 2, wird nicht bestraft, wer 
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freiwillig verhindert, daß der Veranstalter das Angebot annimmt oder dieser 
seine Leistung erbringt. Wird ohne Zutun des Täters das Angebot nicht 
angenommen oder die Leistung des Veranstalters nicht erbracht, so wird 
er straflos, wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, die Annahme des 
Angebots oder das Erbringen der Leistung zu verhindern.

§ 299 Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr
(1)  Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer im 

geschäftlichen Verkehr als Angestellter oder Beauftragter eines Unterneh
mens

-

1.  einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür 
fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er bei dem Bezug 
von Waren oder Dienstleistungen einen anderen im inländischen oder 
ausländischen Wettbewerb in unlauterer Weise bevorzuge, oder

2.  ohne Einwilligung des Unternehmens einen Vorteil für sich oder einen 
Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder 
annimmt, dass er bei dem Bezug von Waren oder Dienstleistungen 
eine Handlung vornehme oder unterlasse und dadurch seine Pflichten 
gegenüber dem Unternehmen verletze.

(2)  Ebenso wird bestraft, wer im geschäftlichen Verkehr einem Angestellten 
oder Beauftragten eines Unternehmens
1.  einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür 

anbietet, verspricht oder gewährt, dass er bei dem Bezug von Waren 
oder Dienstleistungen ihn oder einen anderen im inländischen oder 
ausländischen Wettbewerb in unlauterer Weise bevorzuge, oder

2.  ohne Einwilligung des Unternehmens einen Vorteil für diesen oder ei
nen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, 
dass er bei dem Bezug von Waren oder Dienstleistungen eine Handlung 
vornehme oder unterlasse und dadurch seine Pflichten gegenüber dem 
Unternehmen verletze.

-

§ 299a Bestechlichkeit im Gesundheitswesen
Wer als Angehöriger eines Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die Füh
rung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert, im 
Zusammenhang mit der Ausübung seines Berufs einen Vorteil für sich oder einen 
Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, 
dass er

-

1.  bei der Verordnung von Arznei-, Heil- oder Hilfsmitteln oder von Medi
zinprodukten,

-
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2.  bei dem Bezug von Arznei- oder Hilfsmitteln oder von Medizinproduk
ten, die jeweils zur unmittelbaren Anwendung durch den Heilberufsan
gehörigen oder einen seiner Berufshelfer bestimmt sind, oder

-
-

3.  bei der Zuführung von Patienten oder Untersuchungsmaterial einen 
anderen im inländischen oder ausländischen Wettbewerb in unlauterer 
Weise bevorzuge, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft.

§ 299b Bestechung im Gesundheitswesen
Wer einem Angehörigen eines Heilberufs im Sinne des § 299a im Zusammenhang 
mit dessen Berufsausübung einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegen
leistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass er 

-

1.  bei der Verordnung von Arznei-, Heil- oder Hilfsmitteln oder von Medi
zinprodukten,

-

2.  bei dem Bezug von Arznei- oder Hilfsmitteln oder von Medizinproduk
ten, die jeweils zur unmittelbaren Anwendung durch den Heilberufsan
gehörigen oder einen seiner Berufshelfer bestimmt sind, oder

-
-

3.  bei der Zuführung von Patienten oder Untersuchungsmaterial ihn oder 
einen anderen im inländischen oder ausländischen Wettbewerb in 
unlauterer Weise bevorzuge, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft.

§ 300 Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftli
chen Verkehr und im Gesundheitswesen

-

In besonders schweren Fällen wird eine Tat nach den §§ 299, 299a und 299b mit 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. Ein besonders schwe
rer Fall liegt in der Regel vor, wenn

-

1.  die Tat sich auf einen Vorteil großen Ausmaßes bezieht oder
2.  der Täter gewerbsmäßig handelt oder als Mitglied einer Bande, die sich 

zur fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat.

§ 301 Strafantrag
(1)  Die Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr nach § 299 

wird nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, daß die Strafverfolgungsbehörde 
wegen des besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein 
Einschreiten von Amts wegen für geboten hält.

(2)  Das Recht, den Strafantrag nach Absatz 1 zu stellen, haben in den Fällen des 
§ 299 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 Nummer 1 neben dem Verletzten 
auch die in § 8 Absatz 3 Nummer 2 und 4 des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb bezeichneten Verbände und Kammern.
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§ 73 Einziehung von Taterträgen bei Tätern und Teilnehmern
(1)  Hat der Täter oder Teilnehmer durch eine rechtswidrige Tat oder für sie 

etwas erlangt, so ordnet das Gericht dessen Einziehung an.
(2)  Hat der Täter oder Teilnehmer Nutzungen aus dem Erlangten gezogen, so 

ordnet das Gericht auch deren Einziehung an.
(3)  Das Gericht kann auch die Einziehung der Gegenstände anordnen, die der 

Täter oder Teilnehmer erworben hat
1.  durch Veräußerung des Erlangten oder als Ersatz für dessen Zerstörung, 

Beschädigung oder Entziehung oder
2.  auf Grund eines erlangten Rechts.

§ 73a Erweiterte Einziehung von Taterträgen bei Tätern und Teilnehmern
(1)  Ist eine rechtswidrige Tat begangen worden, so ordnet das Gericht die Ein

ziehung von Gegenständen des Täters oder Teilnehmers auch dann an, wenn 
diese Gegenstände durch andere rechtswidrige Taten oder für sie erlangt 
worden sind.

-

(2)  Hat sich der Täter oder Teilnehmer vor der Anordnung der Einziehung nach 
Absatz 1 an einer anderen rechtswidrigen Tat beteiligt und ist erneut über 
die Einziehung seiner Gegenstände zu entscheiden, berücksichtigt das Ge
richt hierbei die bereits ergangene Anordnung

-

8.10 Auszug aus der deutschen Strafprozessordnung

§ 11 Gerichtsstand bei Auslandstaten exterritorialer Deutscher und deutscher 
Beamter
(1)  Deutsche, die das Recht der Exterritorialität genießen, sowie die im Ausland 

angestellten Beamten des Bundes oder eines deutschen Landes behalten hin
sichtlich des Gerichtsstandes den Wohnsitz, den sie im Inland hatten. Wenn 
sie einen solchen Wohnsitz nicht hatten, so gilt der Sitz der Bundesregierung 
als ihr Wohnsitz.

-

(2)  Auf Wahlkonsuln sind diese Vorschriften nicht anzuwenden.
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8.11 Gesetz zur Bekämpfung internationaler Bestechung

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 17. Dezember 1997 über die Bekämpfung 
der Bestechung ausländischer Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr 
(Gesetz zur Bekämpfung internationaler Bestechung - IntBestG)

IntBestG
Ausfertigungsdatum: 10.09.1998
Vollzitat:
„Gesetz zur Bekämpfung internationaler Bestechung vom 10. September 1998 
(BGBl. 1998 II S. 2327), das durch Artikel 5 des Gesetzes vom 20. November 2015 
(BGBl. I S. 2025) geändert worden ist“
Stand: Geändert durch Art. 5 G v. 20.11.2015 I 2025

G in Kraft gem. Bek. v. 4.2.1999 II 87 mWv 15.2.1999

Artikel 1 – Zustimmung zum Vertrag

Dem in Paris am 17. Dezember 1997 von der Bundesrepublik Deutschland un
terzeichneten Übereinkommen über die Bekämpfung der Bestechung auslän
discher Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr wird zugestimmt. Das 
Übereinkommen wird nachstehend mit einer amtlichen deutschen Überset
zung veröffentlicht.

-
-

-

Artikel 2 – Durchführungsbestimmungen

§ 1 (weggefallen)

§ 2 Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit 
internationalem geschäftlichen Verkehr
(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen Auftrag oder einen unbilli

gen Vorteil im internationalen geschäftlichen Verkehr zu verschaffen oder zu 
sichern, einem Mitglied eines Gesetzgebungsorgans eines ausländischen Staates 
oder einem Mitglied einer parlamentarischen Versammlung einer internationa
len Organisation einen Vorteil für dieses oder einen Dritten als Gegenleistung 
dafür anbietet, verspricht oder gewährt, daß es eine mit seinem Mandat oder 
seinen Aufgaben zusammenhängende Handlung oder Unterlassung künftig vor
nimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

-

-

-

(2) Der Versuch ist strafbar.
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§ 3 Auslandstaten
Das deutsche Strafrecht gilt, unabhängig vom Recht des Tatorts, für die Beste
chung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem 
geschäftlichen Verkehr (§ 2), wenn die Tat von einem Deutschen im Ausland 
begangen wird.

-

§ 4 (weggefallen)

Artikel 3 – Inkrafttreten

(1) Artikel 2 dieses Gesetzes tritt an dem Tage in Kraft, an dem das Überein
kommen für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt. Im Übrigen tritt 
dieses Gesetz am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

-

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 15 für die Bundes
republik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben.

-
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9 Informationsfreiheitsgesetz

Gesetz zur Regelung des Zugangs zu Informationen des Bundes 
(Informationsfreiheitsgesetz - IFG) vom 5. September 2005 (BGBl. I S. 2722); 
zuletzt geändert am 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154)

§ 1 Grundsatz
(1) Jeder hat nach Maßgabe dieses Gesetzes gegenüber den Behörden des Bundes 

einen Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen. Für sonstige 
Bundesorgane und -einrichtungen gilt dieses Gesetz, soweit sie öffentlich-
rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrnehmen. Einer Behörde im Sinne 
dieser Vorschrift steht eine natürliche Person oder juristische Person des 
Privatrechts gleich, soweit eine Behörde sich dieser Person zur Erfüllung 
ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben bedient.

(2) Die Behörde kann Auskunft erteilen, Akteneinsicht gewähren oder Infor
mationen in sonstiger Weise zur Verfügung stellen. Begehrt der Antrag
steller eine bestimmte Art des Informationszugangs, so darf dieser nur aus 
wichtigem Grund auf andere Art gewährt werden. Als wichtiger Grund gilt 
insbesondere ein deutlich höherer Verwaltungsaufwand.

-
-

(3) Regelungen in anderen Rechtsvorschriften über den Zugang zu amtlichen 
Informationen gehen mit Ausnahme des § 29 des Verwaltungsverfahrensge
setzes und des § 25 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch vor.

-

§ 2 Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Gesetzes ist
1. amtliche Information: jede amtlichen Zwecken dienende Aufzeichnung,

unabhängig von der Art ihrer Speicherung. Entwürfe und Notizen, die

Informationsfreiheitsgesetz9 
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nicht Bestandteil eines Vorgangs werden sollen, gehören nicht dazu;
2.  Dritter: jeder, über den personenbezogene Daten oder sonstige Informatio

nen vorliegen.
-

§ 3 Schutz von besonderen öffentlichen Belangen
Der Anspruch auf Informationszugang besteht nicht,
1.  wenn das Bekanntwerden der Information nachteilige Auswirkungen haben 

kann auf
a)  internationale Beziehungen,
b)  militärische und sonstige sicherheitsempfindliche Belange der Bundes

wehr,
-

c)  Belange der inneren oder äußeren Sicherheit,
d)  Kontroll- oder Aufsichtsaufgaben der Finanz-, Wettbewerbs- und Regu

lierungsbehörden,
-

e)  Angelegenheiten der externen Finanzkontrolle,
f)  Maßnahmen zum Schutz vor unerlaubtem Außenwirtschaftsverkehr,
g)  die Durchführung eines laufenden Gerichtsverfahrens, den Anspruch 

einer Person auf ein faires Verfahren oder die Durchführung straf
rechtlicher, ordnungswidrigkeitsrechtlicher oder disziplinarischer 
Ermittlungen,

-

2.  wenn das Bekanntwerden der Information die öffentliche Sicherheit gefähr
den kann,

-

3.  wenn und solange
a)  die notwendige Vertraulichkeit internationaler Verhandlungen oder
b) die Beratungen von Behörden beeinträchtigt werden,

4.  wenn die Information einer durch Rechtsvorschrift oder durch die Allgemei
ne Verwaltungsvorschrift zum materiellen und organisatorischen Schutz 
von Verschlusssachen geregelten Geheimhaltungs- oder Vertraulichkeits
pflicht oder einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis unterliegt,

-

-

5.  hinsichtlich vorübergehend beigezogener Information einer anderen öf
fentlichen Stelle, die nicht Bestandteil der eigenen Vorgänge werden soll,

-

6.  wenn das Bekanntwerden der Information geeignet wäre, fiskalische Interes
sen des Bundes im Wirtschaftsverkehr oder wirtschaftliche Interessen der 
Sozialversicherungen zu beeinträchtigen,

-

7.  bei vertraulich erhobener oder übermittelter Information, soweit das 
Interesse des Dritten an einer vertraulichen Behandlung im Zeitpunkt des 
Antrags auf Informationszugang noch fortbesteht,

8.  gegenüber den Nachrichtendiensten sowie den Behörden und sonstigen 
öffentlichen Stellen des Bundes, soweit sie Aufgaben im Sinne des § 10 Nr. 3 
des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes wahrnehmen.
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§ 4 Schutz des behördlichen Entscheidungsprozesses
(1) Der Antrag auf Informationszugang soll abgelehnt werden für Entwürfe 

zu Entscheidungen sowie Arbeiten und Beschlüsse zu ihrer unmittelbaren 
Vorbereitung, soweit und solange durch die vorzeitige Bekanntgabe der In
formationen der Erfolg der Entscheidung oder bevorstehender behördlicher 
Maßnahmen vereitelt würde. Nicht der unmittelbaren Entscheidungsvorbe
reitung nach Satz 1 dienen regelmäßig Ergebnisse der Beweiserhebung und 
Gutachten oder Stellungnahmen Dritter.

-

-

(2) Der Antragsteller soll über den Abschluss des jeweiligen Verfahrens infor
miert werden.

-

§ 5 Schutz personenbezogener Daten
(1) Zugang zu personenbezogenen Daten darf nur gewährt werden, soweit das 

Informationsinteresse des Antragstellers das schutzwürdige Interesse des 
Dritten am Ausschluss des Informationszugangs überwiegt oder der Dritte 
eingewilligt hat. Besondere Arten personenbezogener Daten im Sinne des § 3 
Abs. 9 des Bundesdatenschutzgesetzes dürfen nur übermittelt werden, wenn 
der Dritte ausdrücklich eingewilligt hat.

(2) Das Informationsinteresse des Antragstellers überwiegt nicht bei Informa
tionen aus Unterlagen, soweit sie mit dem Dienst- oder Amtsverhältnis oder 
einem Mandat des Dritten in Zusammenhang stehen und bei Informationen, 
die einem Berufs- oder Amtsgeheimnis unterliegen.

-

(3) Das Informationsinteresse des Antragstellers überwiegt das schutzwürdige 
Interesse des Dritten am Ausschluss des Informationszugangs in der Regel 
dann, wenn sich die Angabe auf Name, Titel, akademischen Grad, Berufs- 
und Funktionsbezeichnung, Büroanschrift und -telekommunikations
nummer beschränkt und der Dritte als Gutachter, Sachverständiger oder in 
vergleichbarer Weise eine Stellungnahme in einem Verfahren abgegeben hat.

-

(4) Name, Titel, akademischer Grad, Berufs- und Funktionsbezeichnung, Bü
roanschrift und -telekommunikationsnummer von Bearbeitern sind vom 
Informationszugang nicht ausgeschlossen, soweit sie Ausdruck und Folge der 
amtlichen Tätigkeit sind und kein Ausnahmetatbestand erfüllt ist.

-

§ 6 Schutz des geistigen Eigentums und von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen
Der Anspruch auf Informationszugang besteht nicht, soweit der Schutz geistigen 
Eigentums entgegensteht. Zugang zu Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen darf 
nur gewährt werden, soweit der Betroffene eingewilligt hat.
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§ 7 Antrag und Verfahren
(1) Über den Antrag auf Informationszugang entscheidet die Behörde, die zur 

Verfügung über die begehrten Informationen berechtigt ist. Im Fall des § 1 
Abs. 1 Satz 3 ist der Antrag an die Behörde zu richten, die sich der natürlichen 
oder juristischen Person des Privatrechts zur Erfüllung ihrer öffentlich-
rechtlichen Aufgaben bedient. Betrifft der Antrag Daten Dritter im Sinne 
von § 5 Abs. 1 und 2 oder § 6, muss er begründet werden. Bei gleichförmigen 
Anträgen von mehr als 50 Personen gelten die §§ 17 bis 19 des Verwaltungs
verfahrensgesetzes entsprechend.

-

(2) Besteht ein Anspruch auf Informationszugang zum Teil, ist dem Antrag in dem 
Umfang stattzugeben, in dem der Informationszugang ohne Preisgabe der 
geheimhaltungsbedürftigen Informationen oder ohne unverhältnismäßigen 
Verwaltungsaufwand möglich ist. Entsprechendes gilt, wenn sich der Antrag
steller in den Fällen, in denen Belange Dritter berührt sind, mit einer Un
kenntlichmachung der diesbezüglichen Informationen einverstanden erklärt.

-
-

(3) Auskünfte können mündlich, schriftlich oder elektronisch erteilt werden. 
Die Behörde ist nicht verpflichtet, die inhaltliche Richtigkeit der Information 
zu prüfen.

(4) Im Fall der Einsichtnahme in amtliche Informationen kann sich der Antrag
steller Notizen machen oder Ablichtungen und Ausdrucke fertigen lassen.  
§ 6 Satz 1 bleibt unberührt.

-

(5) Die Information ist dem Antragsteller unter Berücksichtigung seiner 
Belange unverzüglich zugänglich zu machen. Der Informationszugang soll 
innerhalb eines Monats erfolgen. § 8 bleibt unberührt.

§ 8 Verfahren bei Beteiligung Dritter
(1) Die Behörde gibt einem Dritten, dessen Belange durch den Antrag auf Informa

tionszugang berührt sind, schriftlich Gelegenheit zur Stellungnahme inner
halb eines Monats, sofern Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass er ein schutz
würdiges Interesse am Ausschluss des Informationszugangs haben kann.

-
-

-

(2) Die Entscheidung nach § 7 Abs. 1 Satz 1 ergeht schriftlich und ist auch dem 
Dritten bekannt zu geben. Der Informationszugang darf erst erfolgen, 
wenn die Entscheidung dem Dritten gegenüber bestandskräftig ist oder die 
sofortige Vollziehung angeordnet worden ist und seit der Bekanntgabe der 
Anordnung an den Dritten zwei Wochen verstrichen sind. § 9 Abs. 4 gilt 
entsprechend.

§ 9 Ablehnung des Antrags; Rechtsweg
(1) Die Bekanntgabe einer Entscheidung, mit der der Antrag ganz oder teilweise 

abgelehnt wird, hat innerhalb der Frist nach § 7 Abs. 5 Satz 2 zu erfolgen.
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(2) Soweit die Behörde den Antrag ganz oder teilweise ablehnt, hat sie mitzu
teilen, ob und wann der Informationszugang ganz oder teilweise zu einem 
späteren Zeitpunkt voraussichtlich möglich ist.

-

(3) Der Antrag kann abgelehnt werden, wenn der Antragsteller bereits über die 
begehrten Informationen verfügt oder sich diese in zumutbarer Weise aus 
allgemein zugänglichen Quellen beschaffen kann.

(4) Gegen die ablehnende Entscheidung sind Widerspruch und Verpflich
tungsklage zulässig. Ein Widerspruchsverfahren nach den Vorschriften 
des 8. Abschnitts der Verwaltungsgerichtsordnung ist auch dann durch
zuführen, wenn die Entscheidung von einer obersten Bundesbehörde 
getroffen wurde.

-

-

§ 10 Gebühren und Auslagen
(1) Für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen nach diesem Gesetz 

werden Gebühren und Auslagen erhoben. Dies gilt nicht für die Erteilung 
einfacher Auskünfte.

(2) Die Gebühren sind auch unter Berücksichtigung des Verwaltungsaufwandes 
so zu bemessen, dass der Informationszugang nach § 1 wirksam in Anspruch 
genommen werden kann.

(3) Das Bundesministerium des Innern wird ermächtigt, für individuell zurechen
bare öffentliche Leistungen nach diesem Gesetz die Gebührentatbestände und 
Gebührensätze durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 
zu bestimmen. § 10 des Bundesgebührengesetzes findet keine Anwendung.

- 

§ 11 Veröffentlichungspflichten
(1) Die Behörden sollen Verzeichnisse führen, aus denen sich die vorhandenen 

Informationssammlungen und -zwecke erkennen lassen.
(2) Organisations- und Aktenpläne ohne Angabe personenbezogener Daten sind 

nach Maßgabe dieses Gesetzes allgemein zugänglich zu machen.
(3) Die Behörden sollen die in den Absätzen 1 und 2 genannten Pläne und 

Verzeichnisse sowie weitere geeignete Informationen in elektronischer Form 
allgemein zugänglich machen.

§ 12 Bundesbeauftragter für die Informationsfreiheit
(1) Jeder kann den Bundesbeauftragten für die Informationsfreiheit anru

fen, wenn er sein Recht auf Informationszugang nach diesem Gesetz als 
verletzt ansieht.

-

(2) Die Aufgabe des Bundesbeauftragten für die Informationsfreiheit wird von 
dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz wahrgenommen.

(3) Die Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes über die Kontrollauf-
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gaben des Bundesbeauftragten für den Datenschutz (§ 24 Abs. 1 und 3 bis 5), 
über Beanstandungen (§ 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 4, Satz 2 und Abs. 2 und 3) 
sowie über weitere Aufgaben gemäß § 26 Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend.

§ 13
–

§ 14 Bericht und Evaluierung
Die Bundesregierung unterrichtet den Deutschen Bundestag zwei Jahre vor 
Außerkrafttreten über die Anwendung dieses Gesetzes. Der Deutsche Bun
destag wird das Gesetz ein Jahr vor Außerkrafttreten auf wissenschaftlicher 
Grundlage evaluieren.

-

§ 15 Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2006 in Kraft.
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Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korruption 
(Übersetzung aus BGBl. III - Ausgegeben am 13. März 2006 - Nr. 47 46 von 69 
www.ris.bka.gv.at)

Präambel

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens - 
besorgt über die Schwere der korruptionsbedingten Probleme und Gefahren 
für die Stabilität und Sicherheit der Gesellschaften; diese Probleme und Gefah
ren untergraben die demokratischen Einrichtungen und Werte, die ethischen 
Werte und die Gerechtigkeit und gefährden die nachhaltige Entwicklung und die 
Rechtsstaatlichkeit,

-

auch besorgt über die Verbindungen zwischen Korruption und anderen Formen 
der Kriminalität, insbesondere organisierter Kriminalität und Wirtschaftskrimi
nalität einschließlich Geldwäsche,

-

ferner besorgt über Korruptionsfälle, bei denen es um beträchtliche, gegebenen
falls einen erheblichen Anteil der staatlichen Mittel ausmachende Vermögenswer
te geht und durch welche die politische Stabilität und nachhaltige Entwicklung 
dieser Staaten gefährdet wird, überzeugt davon, dass Korruption nicht mehr eine 
örtlich begrenzte Angelegenheit, sondern eine grenzüberschreitende Erscheinung 
ist, von der alle Gesellschaften und Wirtschaftssysteme betroffen sind und bei 
deren Verhütung und Eindämmung internationale Zusammenarbeit unbedingt 
erforderlich ist,

-
-

Internationale Standards10
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auch überzeugt davon, dass zur wirksamen Verhütung und Bekämpfung von 
Korruption ein umfassender multidisziplinärer Ansatz erforderlich ist,

ferner überzeugt davon, dass die Verfügbarkeit technischer Hilfe eine wichtige 
Rolle dabei spielen kann, die Fähigkeit der Staaten zur wirksamen Verhütung und 
Bekämpfung von Korruption zu stärken, unter anderem auch durch den Ausbau 
von Kapazitäten und den Aufbau von Institutionen,

überzeugt davon, dass der unerlaubte Erwerb von privatem Vermögen für de
mokratische Einrichtungen, Volkswirtschaften und für die Rechtsstaatlichkeit 
besonders schädlich sein kann,

-

entschlossen, internationale Übertragungen unerlaubt erworbener Vermögens
werte wirksamer zu verhüten, aufzudecken und von ihnen abzuschrecken und die 
internationale Zusammenarbeit bei der Wiedererlangung von Vermögenswerten 
zu stärken,

-

in Anerkennung der wesentlichen Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit in Strafver
fahren und in Zivil- oder Verwaltungsverfahren zur Entscheidung über Eigen
tumsrechte,

-
-

in dem Bewusstsein, dass es Aufgabe aller Staaten ist, Korruption zu verhüten und 
zu beseitigen, und dass sie, mit Unterstützung und unter Einbeziehung von Ein
zelpersonen und Gruppen, die nicht zum öffentlichen Sektor gehören, wie zum 
Beispiel der Zivilgesellschaft, nichtstaatlicher Organisationen und Basisorganisa
tionen, zusammenarbeiten müssen, wenn ihre Anstrengungen in diesem Bereich 
wirksam sein sollen,

-

-

auch im Bewusstsein der Grundsätze einer ordnungsgemäßen Verwaltung öffent
licher Angelegenheiten und öffentlicher Vermögensgegenstände, der Gerechtig
keit, der Verantwortung und der Gleichheit vor dem Gesetz sowie im Bewusstsein 
der Notwendigkeit, Integrität zu schützen und eine Kultur der Ablehnung von 
Korruption zu pflegen,

-
-

in Würdigung der Arbeit, die von der Kommission für Verbrechensverhütung und 
Strafrechtspflege und dem Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbre
chensbekämpfung bei der Verhütung und Bekämpfung von Korruption geleistet 
wird,

-

eingedenk der Arbeit anderer internationaler und regionaler Organisationen 
auf diesem Gebiet, einschließlich der Tätigkeiten der Afrikanischen Union, des 
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Europarats, des Rats für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Zollwesens 
(auch als Weltzollorganisation bezeichnet), der Europäischen Union, der Liga der 
Arabischen Staaten, der Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung sowie der Organisation Amerikanischer Staaten,

in Würdigung mehrseitiger Übereinkünfte zur Korruptionsverhütung und 
-bekämpfung; hierzu gehören unter anderem das von der Organisation Ameri
kanischer Staaten am 29. März 1996 angenommene Interamerikanische Über
einkommen gegen Korruption, das vom Rat der Europäischen Union am 26. Mai 
1997 angenommene Übereinkommen über die Bekämpfung der Bestechung, 
an der Beamte der Europäischen Gemeinschaften oder der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union beteiligt sind, das von der Organisation für Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung am 21. November 1997 angenommene Über
einkommen über die Bekämpfung der Bestechung ausländischer Amtsträger im 
internationalen Geschäftsverkehr, das vom Ministerkomitee des Europarats am 
27. Januar 1999 angenommene Strafrechtsübereinkommen über Korruption, das 
vom Ministerkomitee des Europarats am 4. November 1999 angenommene Zivil
rechtsübereinkommen über Korruption und das von den Staats- und Regierungs
chefs der Afrikanischen Union am 12. Juli 2003 angenommene Übereinkommen 
der Afrikanischen Union über die Verhütung und Bekämpfung der Korruption,

-
-

-

-
-

erfreut über das Inkrafttreten des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen 
die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität am 29. September 2003 - haben 
Folgendes vereinbart:

Kapitel I – Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1 – Zweck
Die Zwecke dieses Übereinkommens sind

a)  die Förderung und Verstärkung von Maßnahmen zur effizienteren und 
wirksameren Verhütung und Bekämpfung von Korruption;

b)  die Förderung, Erleichterung und Unterstützung der internationa
len Zusammenarbeit und technischen Hilfe bei der Verhütung und 
Bekämpfung von Korruption einschließlich der Wiedererlangung von 
Vermögenswerten;

-

c)  die Förderung der Integrität, der Rechenschaftspflicht und der ord
nungsgemäßen Verwaltung öffentlicher Angelegenheiten und öffentli
cher Vermögensgegenstände.

-
-
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Artikel 2 – Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Übereinkommens:

a)  bezeichnet der Ausdruck „Amtsträger“ 
i) eine Person, die in einem Vertragsstaat durch Ernennung oder Wahl, 
befristet oder unbefristet, bezahlt oder unbezahlt und unabhängig von 
ihrem Dienstrang ein Amt im Bereich der Gesetzgebung, Exekutive, 
Verwaltung oder Justiz innehat; 
ii) jede andere Person, die eine öffentliche Aufgabe - auch für eine 
Behörde oder ein öffentliches Unternehmen - wahrnimmt oder eine 
öffentliche Dienstleistung erbringt, entsprechend der Bestimmung 
dieser Begriffe im innerstaatlichen Recht und ihrer Anwendung in dem 
betreffenden Rechtsgebiet des Vertragsstaats;
iii) jede andere Person, die im innerstaatlichen Recht eines Vertrags
staats als „Amtsträger“ näher bestimmt ist. Für den Zweck einiger in 
Kapitel II enthaltener besonderer Maßnahmen kann der Ausdruck 
„Amtsträger“ jedoch auch eine Person bezeichnen, die eine öffentliche 
Aufgabe wahrnimmt oder eine öffentliche Dienstleistung erbringt, ent
sprechend der Bestimmung dieser Begriffe im innerstaatlichen Recht 
und ihrer Anwendung in dem betreffenden Rechtsgebiet des Vertrags
staats;

-

-

-

b)  bezeichnet der Ausdruck „ausländischer Amtsträger“ eine Person, die in 
einem anderen Staat durch Ernennung oder Wahl ein Amt im Bereich 
der Gesetzgebung, Exekutive, Verwaltung oder Justiz innehat, und eine 
Person, die für einen anderen Staat einschließlich einer Behörde oder 
eines öffentlichen Unternehmens eine öffentliche Aufgabe wahr
nimmt;

-

c)  bezeichnet der Ausdruck „Amtsträger einer internationalen Organisa
tion“ einen internationalen Beamten oder eine andere Person, der von 
einer solchen Organisation die Befugnis erteilt worden ist, in ihrem 
Namen zu handeln;

-

d)  bezeichnet der Ausdruck „Vermögensgegenstände“ Vermögenswerte 
jeder Art, körperliche oder nichtkörperliche, bewegliche oder unbeweg
liche, materielle oder nicht materielle, sowie rechtserhebliche Schrift
stücke oder Urkunden, die das Recht auf solche Vermögenswerte oder 
Rechte daran belegen;

-
-

e)  bezeichnet der Ausdruck „Erträge aus Straftaten“ jeden Vermögens
gegenstand, der unmittelbar oder mittelbar aus der Begehung einer 
Straftat stammt oder dadurch erlangt wurde;

-

f)  bezeichnet der Ausdruck „Einfrieren“ oder „Beschlagnahme“ das vor
übergehende Verbot der Übertragung, Umwandlung oder Bewegung 
von Vermögensgegenständen oder der Verfügung darüber oder die 

-
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vorübergehende Verwahrung oder Kontrolle von Vermögensgegenstän
den aufgrund einer von einem Gericht oder einer anderen zuständigen 
Behörde getroffenen Entscheidung;

-

g)  bezeichnet der Ausdruck „Einziehung“, der gegebenenfalls den Ver
fall umfasst, die dauernde Entziehung von Vermögensgegenständen 
aufgrund einer von einem Gericht oder einer anderen zuständigen 
Behörde getroffenen Entscheidung;

-

h)  bezeichnet der Ausdruck „Haupttat“ jede Straftat, durch die Erträge 
erlangt wurden, die Gegenstand einer Straftat im Sinne des Artikels 23 
werden können;

i)  bezeichnet der Ausdruck „kontrollierte Lieferung“ die Methode, auf
grund deren unerlaubte oder verdächtige Sendungen mit Wissen und 
unter der Aufsicht der zuständigen Behörden aus dem Hoheitsgebiet 
eines oder mehrerer Staaten verbracht, durch dasselbe durchgeführt 
oder in dasselbe verbracht werden dürfen mit dem Ziel, eine Straftat 
zu untersuchen und Personen zu ermitteln, die an der Begehung der 
Straftat beteiligt sind.

-

Artikel 3 – Geltungsbereich
(1)  Dieses Übereinkommen findet nach Maßgabe seiner Bestimmungen Anwen

dung auf die Verhütung, Untersuchung und strafrechtliche Verfolgung von 
Korruption sowie auf das Einfrieren, die Beschlagnahme, die Einziehung 
und die Rückgabe der Erträge aus Straftaten, die in Übereinstimmung mit 
diesem Übereinkommen umschrieben sind.

-

(2)  Es ist für die Zwecke der Durchführung dieses Übereinkommens, soweit 
darin nichts anderes bestimmt ist, nicht erforderlich, dass die darin aufge
führten Straftaten im Ergebnis zum Verlust oder zur Schädigung staatlicher 
Vermögensgegenstände führen.

-

Artikel 4 – Schutz der Souveränität
(1)  Die Vertragsstaaten erfüllen ihre Verpflichtungen nach diesem Übereinkom

men in einer Weise, die mit den Grundsätzen der souveränen Gleichheit und 
territorialen Unversehrtheit der Staaten sowie der Nichteinmischung in die 
inneren Angelegenheiten anderer Staaten vereinbar ist.

-

(2)  Dieses Übereinkommen berechtigt einen Vertragsstaat nicht, im Hoheitsge
biet eines anderen Staates Zuständigkeiten und Aufgaben wahrzunehmen, 
die nach dem innerstaatlichen Recht dieses anderen Staates ausschließlich 
dessen Behörden vorbehalten sind.

-
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Kapitel II – Vorbeugende Maßnahmen

Artikel 5 – Vorbeugende politische Konzepte und Praktiken 
zur Korruptionsbekämpfung 

(1)  Jeder Vertragsstaat entwickelt in Übereinstimmung mit den wesentlichen 
Grundsätzen seiner Rechtsordnung wirksame und abgestimmte politische 
Konzepte zur Korruptionsbekämpfung und setzt sie um beziehungsweise 
wendet sie weiterhin an; diese Konzepte fördern die Beteiligung der Gesell
schaft und spiegeln die Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit, der ordnungsge
mäßen Verwaltung öffentlicher Angelegenheiten und öffentlicher Vermö
gensgegenstände, der Integrität, Transparenz und Rechenschaftspflicht 
wider.

-
-

-

(2)  Jeder Vertragsstaat ist bestrebt, wirksame Praktiken zur Korruptionsverhü
tung einzuführen und zu fördern.

-

(3)  Jeder Vertragsstaat ist bestrebt, einschlägige Rechtsinstrumente und Verwal
tungsmaßnahmen in regelmäßigen Abständen auf ihre Zweckdienlichkeit 
zur Verhütung und Bekämpfung der Korruption zu überprüfen.

-

(4)  Die Vertragsstaaten arbeiten soweit angemessen und in Übereinstimmung 
mit den wesentlichen Grundsätzen ihrer Rechtsordnung untereinander und 
mit einschlägigen internationalen und regionalen Organisationen bei der 
Förderung und Entwicklung der in diesem Artikel genannten Maßnahmen 
zusammen. Diese Zusammenarbeit kann die Beteiligung an internationalen 
Programmen und Projekten zur Korruptionsverhütung einschließen.

Artikel 6 – Stelle oder Stellen für Korruptionsverhütung
(1)  Jeder Vertragsstaat stellt in Übereinstimmung mit den wesentlichen 

Grundsätzen seiner Rechtsordnung sicher, dass es je nach Bedarf eine Stelle 
beziehungsweise mehrere Stellen gibt, die Korruptionsverhütung betreibt/
en, indem sie zum Beispiel
a)  die in Artikel 5 genannten politischen Konzepte umsetzt/en und gege

benenfalls ihre Umsetzung beaufsichtigt/en und abstimmt/en;
-

b)  die Erkenntnisse über Korruptionsverhütung erweitert/n)und 
verbreitet/n.

(2)  Jeder Vertragsstaat gewährt der/den in Absatz 1 genannten Stelle(n) in Über
einstimmung mit den wesentlichen Grundsätzen seiner Rechtsordnung die 
erforderliche Unabhängigkeit, damit sie ihre Aufgaben wirksam und ohne 
ungebührende Beeinflussung wahrnehmen kann/können. Für die erforder
lichen Sachmittel und Fachkräfte sowie die Ausbildung, die diese Fachkräfte 
gegebenenfalls benötigen, um ihre Aufgaben wahrzunehmen, soll gesorgt 
werden.

-

-
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(3)  Jeder Vertragsstaat teilt dem Generalsekretär der Vereinten Nationen 
Name(n) und Anschrift(en) der Behörde(n) mit, die andere Vertragsstaaten 
bei der Entwicklung und Durchführung besonderer Maßnahmen zur Kor
ruptionsverhütung unterstützen kann/ können.

-

Artikel 7 – Öffentlicher Sektor
(1)  Jeder Vertragsstaat ist soweit angemessen und in Übereinstimmung mit den 

wesentlichen Grundsätzen seiner Rechtsordnung bestrebt, für die Anwer
bung, Einstellung, Beschäftigung, Beförderung und Pensionierung von 
Beamten und gegebenenfalls anderen nicht gewählten Amtsträgern Rege
lungen zu beschließen, beizubehalten und in der Wirkung zu verstärken, die

-

-

a)  auf den Grundsätzen der Leistungsfähigkeit und Transparenz sowie auf 
objektiven Kriterien wie Leistung, Gerechtigkeit und Eignung beruhen;

b)  geeignete Verfahren für die Auswahl und Ausbildung von Personen für 
als besonders korruptionsgefährdet erachtete öffentliche Ämter und 
gegebenenfalls den turnusmäßigen Wechsel solcher Personen in andere 
Ämter umfassen;

c)  unter Berücksichtigung des Standes der wirtschaftlichen Entwicklung 
des Vertragsstaats eine angemessene Vergütung und eine gerechte 
Gehaltsordnung fördern;

d)  Aus- und Fortbildungsprogramme fördern, damit diese Beamten und 
anderen Amtsträger den Erfordernissen einer korrekten, den Begriffen 
der guten Sitte entsprechenden und ordnungsgemäßen Wahrnehmung 
öffentlicher Aufgaben gerecht werden können, und die geeignete fach
bezogene Fortbildungsmaßnahmen für sie vorsehen, damit sie die mit 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben verbundene Korruptionsgefährdung 
besser erkennen können. Bei solchen Programmen kann auf Verhal
tenskodizes oder Verhaltensnormen in geeigneten Bereichen Bezug 
genommen werden.

-

-

(2)  Jeder Vertragsstaat zieht ferner in Erwägung, im Einklang mit den Zielen 
dieses Übereinkommens und in Übereinstimmung mit den wesentlichen 
Grundsätzen seines innerstaatlichen Rechts geeignete gesetzgeberische und 
verwaltungsrechtliche Maßnahmen zu treffen, um Kriterien für die Kandi
datur für ein öffentliches Amt und die Wahl in ein solches vorzuschreiben.

-

(3)  Jeder Vertragsstaat zieht ferner in Erwägung, im Einklang mit den Zielen 
dieses Übereinkommens und in Übereinstimmung mit den wesentlichen 
Grundsätzen seines innerstaatlichen Rechts geeignete gesetzgeberische und 
verwaltungsrechtliche Maßnahmen zu treffen, um die Finanzierung von 
Kandidaturen für ein öffentliches Wahlamt und gegebenenfalls die Finan
zierung politischer Parteien transparenter zu machen.

-
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(4)  Jeder Vertragsstaat ist in Übereinstimmung mit den wesentlichen Grund
sätzen seines innerstaatlichen Rechts bestrebt, Regelungen zu beschließen, 
beizubehalten und in ihrer Wirkung zu verstärken, welche die Transparenz 
fördern und Interessenkonflikten vorbeugen.

-

Artikel 8 – Verhaltenskodizes für Amtsträger
(1)  Mit dem Ziel der Korruptionsbekämpfung fördert jeder Vertragsstaat in 

Übereinstimmung mit den wesentlichen Grundsätzen seines innerstaatli
chen Rechts unter anderem die Integrität, Ehrlichkeit und Verantwortlich
keit in den Reihen seiner Amtsträger.

-
-

(2)  Jeder Vertragsstaat ist insbesondere bestrebt, innerhalb seiner eigenen Ins
titutionen und in seiner Rechtsordnung Verhaltenskodizes oder Verhaltens
normen für die korrekte, den Begriffen der guten Sitte entsprechende und 
ordnungsgemäße Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben anzuwenden.

-
-

(3)  Bei der Anwendung dieses Artikels beachtet jeder Vertragsstaat soweit 
angemessen und in Übereinstimmung mit den wesentlichen Grundsätzen 
seiner Rechtsordnung die einschlägigen Initiativen regionaler, interregiona
ler und multilateraler Organisationen wie zum Beispiel den Internationalen 
Verhaltenskodex für Amtsträger, der in der Anlage zu Resolution 51/59 der 
Generalversammlung vom 12. Dezember 1996 enthalten ist.

-

(4)  Jeder Vertragsstaat erwägt ferner, in Übereinstimmung mit den wesentli
chen Grundsätzen seines innerstaatlichen Rechts Maßnahmen zu treffen 
und Regelungen vorzusehen, die es Amtsträgern erleichtern, den zustän
digen Behörden Korruptionshandlungen zu melden, wenn ihnen solche 
Handlungen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben bekannt werden.

-

-

(5)  Jeder Vertragsstaat ist bestrebt, soweit angemessen und in Übereinstim
mung mit den wesentlichen Grundsätzen seines innerstaatlichen Rechts 
Maßnahmen zu treffen und Regelungen vorzusehen, nach denen Amtsträger 
den zuständigen Behörden gegenüber Erklärungen abzugeben haben, und 
zwar unter anderem über Nebentätigkeiten, Beschäftigungsverhältnisse, 
Kapitalanlagen, Vermögenswerte und erhebliche Geschenke oder Vergünsti
gungen, die in Bezug auf ihre Aufgaben als Amtsträger zu einem Interessen
konflikt führen können.

-

-
-

(6)  Jeder Vertragsstaat erwägt, in Übereinstimmung mit den wesentlichen 
Grundsätzen seines innerstaatlichen Rechts Disziplinarmaßnahmen oder 
andere Maßnahmen gegen Amtsträger zu ergreifen, die gegen die nach die
sem Artikel vorgesehenen Kodizes oder Normen verstoßen.

-
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Artikel 9 – Öffentliches Vergabewesen und Verwaltung der öffentlichen Finanzen
(1)  Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung mit den wesentlichen Grund

sätzen seiner Rechtsordnung die erforderlichen Maßnahmen, um geeig
nete Vergabesysteme einzurichten, die auf Transparenz, Wettbewerb und 
objektiven Entscheidungskriterien beruhen und wirksam unter anderem bei 
der Verhütung von Korruption sind. Diese Systeme, die bei ihrer Anwendung 
angemessene Schwellenwerte berücksichtigen können, behandeln unter 
anderem

-
-

a)  die öffentliche Bekanntmachung von Informationen über Vergabever
fahren und Aufträge, einschließlich Informationen über Ausschreibun
gen und sachdienliche Informationen über die Auftragsvergabe, wobei 
möglichen Bietern eine ausreichende Frist zur Erstellung und Abgabe 
ihrer Angebote eingeräumt wird;

-
-

b)  die vorherige Festlegung der Teilnahmebedingungen, einschließlich 
Auswahlundb Vergabekriterien sowie Ausschreibungsregeln und deren 
Veröffentlichung;

c)  die Verwendung objektiver und vorab festgelegter Entscheidungs
kriterien für die Vergabe von öffentlichen Aufträgen, um die spätere 
Überprüfung der korrekten Anwendung der Regeln oder Verfahren zu 
erleichtern;

-

d)  ein wirksames System der innerstaatlichen Überprüfung einschließ
lich eines wirksamen Rechtsmittelsystems, um die Beschreitung des 
Rechtswegs für den Fall sicherzustellen, dass die nach diesem Absatz 
vorgesehenen Regeln oder Verfahren nicht eingehalten werden;

-

e)  gegebenenfalls Maßnahmen zur Regelung von Angelegenheiten, die das 
für die Vergabe verantwortliche Personal betreffen, wie zum Beispiel 
die Forderung der Bekanntgabe des Interesses an bestimmten öffentli
chen Aufträgen, Auswahlverfahren und Ausbildungsanforderungen.

-

(2)  Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung mit den wesentlichen Grund
sätzen seiner Rechtsordnung geeignete Maßnahmen, um die Transparenz 
und Rechenschaftspflicht bei der Verwaltung der öffentlichen Finanzen zu 
fördern. Solche Maßnahmen umfassen unter anderem

-

a)  Verfahren zur Verabschiedung des nationalen Haushaltsplans,
b)  die zeitnahe Berichterstattung über Einnahmen und Ausgaben,
c)  ein System von Grundsätzen der Rechnungslegung und -prüfung und 

der damit verbundenen Aufsicht,
d)  wirksame und leistungsfähige Systeme des Risikomanagements und 

der internen Kontrolle und
e)  gegebenenfalls Abhilfemaßnahmen, wenn die in diesem Absatz um

schriebenen Erfordernisse nicht erfüllt werden.
-
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(3)  Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung mit den wesentlichen 
Grundsätzen seines innerstaatlichen Rechts die erforderlichen zivil- und 
verwaltungsrechtlichen Maßnahmen, um die Unverfälschtheit von Buch
führungsunterlagen, Aufzeichnungen, Jahresabschlüssen oder anderen 
mit öffentlichen Ausgaben und Einnahmen im Zusammenhang stehenden 
Unterlagen zu erhalten und die Fälschung solcher Unterlagen zu verhindern.

-

Artikel 10 – Öffentliche Berichterstattung
Unter Berücksichtigung der Notwendigkeit der Korruptionsbekämpfung trifft 
jeder Vertragsstaat in Übereinstimmung mit den wesentlichen Grundsätzen 
seines innerstaatlichen Rechts die erforderlichen Maßnahmen, um in seiner 
öffentlichen Verwaltung, gegebenenfalls auch im Hinblick auf deren Organisati
on, Arbeitsweise und Entscheidungsprozesse, die Transparenz zu fördern. Solche 
Maßnahmen können unter anderem Folgendes umfassen:

-

a)  die Annahme von Verfahren oder Regelungen, nach denen Mitglieder 
der Öffentlichkeit gegebenenfalls über Organisation, Arbeitsweise und 
Entscheidungsprozesse ihrer öffentlichen Verwaltung sowie unter ge
bührender Beachtung des Schutzes der Privatsphäre und personenbe
zogener Daten auch über Entscheidungen und Rechtsakte, die Mitglie
der der Öffentlichkeit betreffen, Auskunft erhalten können,

-
-
-

b)  gegebenenfalls Vereinfachung von Verwaltungsverfahren, um den 
Zugang der Öffentlichkeit zu den zuständigen Entscheidungsträgern zu 
erleichtern, und

c)  die Veröffentlichung von Informationen; hierzu können auch regel
mäßige Berichte über die Korruptionsgefahren in seiner öffentlichen 
Verwaltung gehören.

-

Artikel 11 – Maßnahmen in Bezug auf Richter und Staatsanwaltschaften
(1)  Im Hinblick auf die Unabhängigkeit der Richter und ihre entscheidende 

Rolle bei der Korruptionsbekämpfung trifft jeder Vertragsstaat in Überein
stimmung mit den wesentlichen Grundsätzen seiner Rechtsordnung und 
unbeschadet der richterlichen Unabhängigkeit Maßnahmen, um in der 
Richterschaft die Integrität zu stärken und Gelegenheiten zur Korruption 
auszuschließen. Solche Maßnahmen können Vorschriften über das Verhal
ten von Richtern umfassen.

-

-

(2)  In den Vertragsstaaten, in denen die Staatsanwaltschaften nicht Teil der Rich
terschaft, aber in einer den Richtern ähnlichen Weise unabhängig sind, kön
nen bei den Staatsanwaltschaften Maßnahmen eingeführt und angewendet 
werden, die dasselbe bewirken wie die nach Absatz 1 getroffenen Maßnahmen.

-
-
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Artikel 12 – Privater Sektor
(1)  Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung mit den wesentlichen Grund

sätzen seines innerstaatlichen Rechts Maßnahmen, um Korruption, die den 
privaten Sektor berührt, zu verhüten, die Grundsätze der Rechnungslegung 
und -prüfung im privaten Sektor zu verschärfen und gegebenenfalls für den 
Fall, dass diesen Maßnahmen nicht entsprochen wird, wirksame, verhältnis
mäßige und abschreckende zivil-, verwaltungs- oder strafrechtliche Sanktio
nen vorzusehen.

-

-
-

(2) Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele können unter anderem darin beste
hen,

-

a)  die Zusammenarbeit zwischen Strafverfolgungsbehörden und ein
schlägigen privaten Stellen zu fördern;

-

b)  die Entwicklung von Normen und Verfahren zum Schutz der Integrität 
einschlägiger privater Rechtsträger zu fördern; dazu gehören Verhal
tenskodizes für die korrekte, den Begriffen der guten Sitte entsprechen
de und ordnungsgemäße Durchführung der Tätigkeiten von Unterneh
men und aller einschlägigen Berufsgruppen und die Vorbeugung von 
Interessenkonflikten sowie für die Förderung guter Geschäftspraktiken 
der Unternehmen untereinander und in den Vertragsverhältnissen 
zwischen Unternehmen und Staat;

-
-
-

c)  die Transparenz zwischen privaten Rechtsträgern zu fördern, gegebe
nenfalls auch durch Maßnahmen betreffend die Identität juristischer 
und natürlicher Personen, die an der Gründung und Leitung von Ge
sellschaften beteiligt sind;

-

-

d)  den Missbrauch von Verfahren zur Regulierung privater Rechtsträger 
zu verhindern, einschließlich Verfahren betreffend Subventionen und 
Genehmigungen, die von Behörden für kommerzielle Tätigkeiten ge
währt beziehungsweise erteilt werden;

-

e)  Interessenkonflikten dadurch vorzubeugen, dass die beruflichen Tätig
keiten ehemaliger Amtsträger oder die Beschäftigung von Amtsträgern 
durch den privaten Sektor im Anschluss an deren Ausscheiden aus dem 
Amt oder Eintritt in den Ruhestand in Fällen, in denen dies angebracht 
ist, und für einen angemessenen Zeitraum beschränkt werden, wenn 
diese Tätigkeiten oder diese Beschäftigung mit den Aufgaben, die diese 
Amtsträger in ihrer Amtszeit wahrgenommen oder überwacht haben, 
in unmittelbarem Zusammenhang stehen;

-

f)  sicherzustellen, dass es in privatwirtschaftlichen Unternehmen unter 
Berücksichtigung ihrer Struktur und Größe hinreichende Kontrollen 
durch die Innenrevision gibt, die dazu beitragen, Korruptionshandlun
gen zu verhüten und aufzudecken, und dass die Konten und vorge-

-
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schriebenen Jahresabschlüsse dieser privatwirtschaftlichen Unter
nehmen geeigneten Rechnungsprüfungs- und Bestätigungsverfahren 
unterliegen.

-

(3)  Zur Verhütung von Korruption trifft jeder Vertragsstaat in Übereinstim
mung mit seinen innerstaatlichen Gesetzen und sonstigen Vorschriften in 
Bezug auf die Führung von Büchern und Aufzeichnungen, die Offenlegung 
von Jahresabschlüssen und die Grundsätze der Rechnungslegung und -prü
fung die erforderlichen Maßnahmen, um die folgenden Handlungen, wenn 
sie zur Begehung einer in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen 
umschriebenen Straftat vorgenommen werden, zu verbieten:

-

-

a)  die Einrichtung von Konten, die in den Büchern nicht erscheinen;
b)  die Tätigung von Geschäften, die in den Büchern nicht oder nur mit 

unzureichenden Angaben erscheinen;
c)  die Verbuchung nicht existenter Aufwendungen;
d)  die Verbuchung von Verbindlichkeiten mit falschen Angaben zu ihren 

Gründen;
e)  die Benutzung falscher Belege und
f)  die vorsätzliche Vernichtung von Buchungsbelegen vor Ablauf der 

gesetzlich vorgesehenen Frist.
(4)  Jeder Vertragsstaat verbietet die steuerliche Abzugsfähigkeit von Ausgaben, 

die Bestechungsgelder darstellen, da letztere ein Tatbestandsmerkmal der 
in Übereinstimmung mit den Artikeln 15 und 16 umschriebenen Straftaten 
sind, sowie gegebenenfalls von anderen Ausgaben, die bei der Förderung 
korrupten Verhaltens entstanden sind.

Artikel 13 – Beteiligung der Gesellschaft
(1)  Jeder Vertragsstaat trifft im Rahmen seiner Möglichkeiten und in Über

einstimmung mit den wesentlichen Grundsätzen seines innerstaatlichen 
Rechts geeignete Maßnahmen, um die aktive Beteiligung von Personen und 
Gruppen, die nicht dem öffentlichen Sektor angehören, wie zum Beispiel 
der Zivilgesellschaft, nichtstaatlicher Organisationen und Basisorganisati
onen, an der Verhütung und Bekämpfung von Korruption zu fördern und 
die Öffentlichkeit für das Vorhandensein, die Ursachen und die Schwere der 
Korruption sowie für die Gefahr, die sie darstellt, zu sensibilisieren. Diese 
Beteiligung soll gestärkt werden, indem zum Beispiel

-

-

a)  Entscheidungsprozesse transparenter gemacht werden und die Öffent
lichkeit verstärkt daran beteiligt wird;

-

b)  sichergestellt wird, dass die Öffentlichkeit tatsächlichen Zugang zu 
Informationen hat;
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c)  Öffentlichkeitsarbeit geleistet wird, die dazu beiträgt, dass Korruption 
nicht toleriert wird, und öffentliche Aufklärungsprogramme auch im 
Rahmen der Lehrpläne an Schulen und Universitäten durchgeführt 
werden;

d)  die Freiheit zur Einholung, Entgegennahme, Veröffentlichung und 
Verbreitung von Informationen über Korruption geachtet, gefördert 
und geschützt wird. Diese Freiheit darf bestimmten Einschränkungen 
unterworfen sein, jedoch nur, soweit sie gesetzlich vorgesehen sind und 
notwendig sind,
i) um die Rechte oder den guten Ruf anderer zu wahren;
ii) um die nationale Sicherheit oder öffentliche Ordnung oder die öf
fentliche Gesundheit oder Moral zu schützen.

-

(2)  Jeder Vertragsstaat trifft geeignete Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die 
in diesem Übereinkommen genannten zuständigen Stellen zur Korruptions
bekämpfung der Öffentlichkeit bekannt sind, und ermöglicht den Zugang 
zu diesen Stellen, damit gegebenenfalls Vorfälle, die als eine in Überein
stimmung mit diesem Übereinkommen umschriebene Straftat angesehen 
werden können, - auch anonym - gemeldet werden können.

-

-

Artikel 14 – Maßnahmen zur Verhütung der Geldwäsche
(1)  Jeder Vertragsstaat

a)  schafft für Banken, Finanzinstitutionen des Nichtbankensektors 
einschließlich natürlicher oder juristischer Personen, die formelle 
oder informelle Dienstleistungen zur Geld- oder Wertübermittlung 
erbringen, sowie nach Bedarf und im Rahmen seiner Zuständigkeit für 
andere besonders geldwäschegefährdete Einrichtungen ein umfassen
des innerstaatliches Regulierungs- und Aufsichtssystem, um von allen 
Formen der Geldwäsche abzuschrecken und sie aufzudecken, wobei in 
diesem System besonderes Gewicht auf die Erfordernisse der Identi
fizierung der Kundinnen und Kunden und gegebenenfalls der wirt
schaftlichen Eigentümer, der Führung der Unterlagen und der Meldung 
verdächtiger Transaktionen gelegt wird;

-

-
-

b)  stellt unbeschadet des Artikels 46 sicher, dass die mit der Bekämpfung 
der Geldwäsche befassten Verwaltungs-, Regulierungs-, Strafverfol
gungs- und sonstigen Behörden (einschließlich, wenn im innerstaat
lichen Recht vorgesehen, der Gerichte) in der Lage sind, unter den in 
seinem innerstaatlichen Recht festgelegten Bedingungen auf nationaler 
und internationaler Ebene zusammenzuarbeiten und Informationen 
auszutauschen, und erwägt zu diesem Zweck die Einrichtung eines 
Finanznachrichtendienstes, der als nationales Zentrum für die Samm-

-
-
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lung, Analyse und Verbreitung von Informationen über mögliche 
Geldwäschetätigkeiten dient;

(2)  Die Vertragsstaaten erwägen die Ergreifung praktisch durchführbarer 
Maßnahmen zur Aufdeckung und Überwachung grenzüberschreiten
der Bewegungen von Bargeld und in Betracht kommenden begebbaren 
Wertpapieren unter Einhaltung von Sicherheitsvorkehrungen, welche die 
ordnungsgemäße Verwendung der Informationen gewährleisten, und ohne 
jede Behinderung rechtmäßiger Kapitalbewegungen. Unter anderem können 
Einzelpersonen und Unternehmen verpflichtet werden, grenzüberschreiten
de Transfers erheblicher Mengen von Bargeld und in Betracht kommenden 
begebbaren Wertpapieren zu melden.

-

-

(3)  Die Vertragsstaaten erwägen die Ergreifung geeigneter und praktisch durch
führbarer Maßnahmen, um Finanzinstitutionen einschließlich Geldüber
weisungsinstitute zu verpflichten,

-
-

a)  in Formularen für die elektronische Geldüberweisung und diesbezüg
lichen Mitteilungen genaue und aussagekräftige Angaben über den 
Sender einzutragen;

-

b)  diese Angaben über die gesamte Zahlungskette beizubehalten und
c)  Geldüberweisungen, die keine vollständigen Angaben über den Sender 

enthalten, verstärkt zu überprüfen.
(4)  Die Vertragsstaaten werden aufgefordert, sich bei der Schaffung eines 

innerstaatlichen Regulierungs- und Aufsichtssystems nach diesem Artikel 
unbeschadet aller anderen Artikel dieses Übereinkommens von den dies
bezüglichen Initiativen der regionalen, interregionalen und multilateralen 
Organisationen gegen die Geldwäsche leiten zu lassen.

-

(5)  Die Vertragsstaaten sind bestrebt, die globale, regionale, subregionale und 
bilaterale Zusammenarbeit zwischen Justiz-, Strafverfolgungs- und Finanz
regulierungsbehörden auszubauen und zu fördern mit dem Ziel, die Geldwä
sche zu bekämpfen.

-
-

Kapitel III – Kriminalisierung und Strafverfolgung

Artikel 15 – Bestechung inländischer Amtsträger
Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen gesetzgeberischen und sonstigen Maß
nahmen, um folgende Handlungen, wenn vorsätzlich begangen, als Straftaten zu 
umschreiben:

-

a)  das Versprechen, das Angebot oder die Gewährung eines ungerecht
fertigten Vorteils unmittelbar oder mittelbar an einen Amtsträger für 
diesen selbst oder für eine andere Person oder Stelle als Gegenleistung 
dafür, dass er in Ausübung seiner Dienstpflichten eine Handlung vor
nimmt oder unterlässt;

-

-
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b)  die unmittelbare oder mittelbare Forderung oder Annahme eines unge
rechtfertigten Vorteils durch einen Amtsträger für sich selbst oder für 
eine andere Person oder Stelle als Gegenleistung dafür, dass er in Aus
übung seiner Dienstpflichten eine Handlung vornimmt oder unterlässt.

-

-

Artikel 16 – Bestechung von ausländischen Amtsträgern und 
Amtsträgern internationaler Organisationen

(1)  Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen gesetzgeberischen und sonstigen 
Maßnahmen, um folgende Handlungen, wenn vorsätzlich begangen, als 
Straftat zu umschreiben: das Versprechen, das Angebot oder die Gewäh
rung eines ungerechtfertigten Vorteils unmittelbar oder mittelbar an einen 
ausländischen Amtsträger oder einen Amtsträger einer internationalen 
Organisation für diesen selbst oder für eine andere Person oder Stelle als 
Gegenleistung dafür, dass der Amtsträger in Ausübung seiner Dienstpflich
ten eine Handlung vornimmt oder unterlässt, um im Zusammenhang mit 
Tätigkeiten im internationalen Geschäftsverkehr einen Auftrag oder einen 
sonstigen ungerechtfertigten Vorteil zu erlangen oder zu behalten.

-

-

(2)  Jeder Vertragsstaat zieht in Erwägung, die erforderlichen gesetzgeberischen 
und sonstigen Maßnahmen zu treffen, um folgende Handlungen, wenn 
vorsätzlich begangen, als Straftat zu umschreiben: die unmittelbare oder 
mittelbare Forderung oder Annahme eines ungerechtfertigten Vorteils 
durch einen ausländischen Amtsträger oder einen Amtsträger einer interna
tionalen Organisation für sich selbst oder für eine andere Person oder Stelle 
als Gegenleistung dafür, dass der Amtsträger in Ausübung seiner Dienst
pflichten eine Handlung vornimmt oder unterlässt.

-

-

Artikel 17 – Unterschlagung, Veruntreuung oder sonstige unrechtmäßige 
Verwendung von Vermögensgegenständen durch einen Amtsträger

Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen gesetzgeberischen und sonstigen 
Maßnahmen, um folgende Handlungen, wenn vorsätzlich begangen, als Straftat 
zu umschreiben: die Unterschlagung, Veruntreuung oder sonstige unrechtmäßige 
Verwendung von Vermögensgegenständen, öffentlichen oder privaten Geld
mitteln oder Sicherheiten oder anderen Wertgegenständen, die dem Amtsträger 
aufgrund seiner Stellung anvertraut wurden, durch den Amtsträger zu seinen 
Gunsten oder zu Gunsten einer anderen Person oder Stelle.

-

Artikel 18 – Missbräuchliche Einflussnahme
Jeder Vertragsstaat zieht in Erwägung, die erforderlichen gesetzgeberischen und 
sonstigen Maßnahmen zu treffen, um folgende Handlungen, wenn vorsätzlich 
begangen, als Straftat zu umschreiben:
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a)  das Versprechen, das Angebot oder die Gewährung eines ungerecht
fertigten Vorteils unmittelbar oder mittelbar an einen Amtsträger 
oder eine andere Person als Gegenleistung dafür, dass der Amtsträger 
oder die Person von seinem beziehungsweise ihrem tatsächlichen oder 
vermuteten Einfluss missbräuchlichen Gebrauch macht, um von einer 
Verwaltung oder einer Behörde des Vertragsstaats einen ungerechtfer
tigten Vorteil für den ursprünglichen Anstifter der Handlung oder eine 
andere Person zu erlangen;

-

-

b)  die unmittelbare oder mittelbare Forderung oder Annahme eines unge
rechtfertigten Vorteils durch einen Amtsträger oder eine andere Person 
für sich selbst oder für eine andere Person als Gegenleistung dafür, dass 
der Amtsträger oder die Person von seinem beziehungsweise ihrem 
tatsächlichen oder vermuteten Einfluss missbräuchlichen Gebrauch 
macht, um von einer Verwaltung oder einer Behörde des Vertragsstaats 
einen ungerechtfertigten Vorteil zu erlangen.

-

Artikel 19 – Missbräuchliche Wahrnehmung von Aufgaben
Jeder Vertragsstaat zieht in Erwägung, die erforderlichen gesetzgeberischen und 
sonstigen Maßnahmen zu treffen, um es, wenn vorsätzlich begangen, als Straftat 
zu umschreiben, wenn ein Amtsträger seine Aufgaben oder seine Stellung miss
bräuchlich wahrnimmt, das heißt, wenn er in Erfüllung seiner Aufgaben unter 
Verstoß gegen Gesetze eine Handlung vornimmt oder unterlässt, um für sich 
selbst oder für eine andere Person oder Stelle einen ungerechtfertigten Vorteil zu 
erlangen.

-

Artikel 20 – Unerlaubte Bereicherung
Vorbehaltlich seiner Verfassung und der wesentlichen Grundsätze seiner Rechts
ordnung zieht jeder Vertragsstaat in Erwägung, die erforderlichen gesetzgeberi
schen und sonstigen Maßnahmen zu treffen, um die unerlaubte Bereicherung, 
das heißt, eine erhebliche Zunahme des Vermögens eines Amtsträgers, die er im 
Verhältnis zu seinen rechtmäßigen Einkünften nicht plausibel erklären kann, 
wenn vorsätzlich begangen, als Straftat zu umschreiben.

-
-

Artikel 21 – Bestechung im privaten Sektor
Jeder Vertragsstaat zieht in Erwägung, die erforderlichen gesetzgeberischen 
und sonstigen Maßnahmen zu treffen, um folgende Handlungen, wenn sie im 
Rahmen wirtschaftlicher, finanzieller oder kommerzieller Tätigkeiten vorsätzlich 
begangen werden, als Straftaten zu umschreiben:

a)  das Versprechen, das Angebot oder die Gewährung eines ungerecht
fertigten Vorteils unmittelbar oder mittelbar an eine Person, die einen 
privatrechtlichen Rechtsträger leitet oder in irgendeiner Eigenschaft 

-
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für einen solchen tätig ist, für diese Person selbst oder für eine andere 
Person als Gegenleistung dafür, dass sie unter Verletzung ihrer Pflich
ten eine Handlung vornimmt oder unterlässt;

-

b)  die unmittelbare oder mittelbare Forderung oder Annahme eines un
gerechtfertigten Vorteils durch eine Person, die einen privatrechtlichen 
Rechtsträger leitet oder in irgendeiner Eigenschaft für einen solchen 
tätig ist, für sich selbst oder für eine andere Person als Gegenleistung 
dafür, dass sie unter Verletzung ihrer Pflichten eine Handlung vor
nimmt oder unterlässt.

-

-

Artikel 22 – Unterschlagung von Vermögensgegenständen im privaten Sektor
Jeder Vertragsstaat zieht in Erwägung, die erforderlichen gesetzgeberischen und 
sonstigen Maßnahmen zu treffen, um es als Straftat zu umschreiben, wenn eine 
Person, die einen privatrechtlichen Rechtsträger leitet oder in irgendeiner Eigen
schaft für einen solchen tätig ist, Vermögensgegenstände, private Geldmittel oder 
Sicherheiten oder andere Wertgegenstände unterschlägt, die ihr aufgrund ihrer 
Stellung anvertraut wurden, wenn die Tat im Rahmen wirtschaftlicher, finanziel
ler oder kommerzieller Tätigkeiten vorsätzlich begangen wird.

-

-

Artikel 23 – Waschen der Erträge aus Straftaten
(1)  Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung mit den wesentlichen Grund

sätzen seines innerstaatlichen Rechts die erforderlichen gesetzgeberischen 
und sonstigen Maßnahmen, um folgende Handlungen, wenn vorsätzlich 
begangen, als Straftaten zu umschreiben:

-

a)  i) das Umwandeln oder Übertragen von Vermögensgegenständen in 
der Kenntnis, dass es sich um Erträge aus Straftaten handelt, zu dem 
Zweck, den unerlaubten Ursprung der Vermögensgegenstände zu ver
bergen oder zu verschleiern oder einer an der Begehung der Haupttat 
beteiligten Person behilflich zu sein, sich den rechtlichen Folgen ihres 
Handelns zu entziehen;

-

ii) das Verbergen oder Verschleiern der wahren Beschaffenheit, des 
Ursprungs, des Ortes oder der Bewegungen von Vermögensgegen
ständen, der Verfügung darüber oder des Eigentums oder der Rechte 
daran in der Kenntnis, dass es sich um Erträge aus Straftaten handelt;

vorbehaltlich der Grundzüge seiner Rechtsordnung:

-

b)  i) den Erwerb, den Besitz oder die Verwendung von Vermögensgegen
ständen, wenn die betreffende Person bei Erhalt weiß, dass es sich um 
Erträge aus Straftaten handelt;

-

ii) die Teilnahme an einer in Übereinstimmung mit diesem Artikel 
umschriebenen Straftat sowie die Vereinigung, die Verabredung, 
den Versuch, die Beihilfe, die Anstiftung, die Erleichterung und die 
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Beratung in Bezug auf die Begehung einer solchen Straftat.
(2)  Für die Zwecke der Anwendung des Absatzes 1 gilt Folgendes:

a)  Jeder Vertragsstaat ist bestrebt, Absatz 1 auf einen möglichst breit gefä
cherten Katalog von Haupttaten anzuwenden;

-

b)  jeder Vertragsstaat schließt in die Kategorie der Haupttaten einen 
umfassenden Katalog von Straftaten ein, die in Übereinstimmung mit 
diesem Übereinkommen umschrieben sind;

c)  für die Zwecke des Buchstabens b schließen Haupttaten sowohl inner
halb als auch außerhalb der Gerichtsbarkeit des betreffenden Vertrags
staats begangene Straftaten ein. Außerhalb der Gerichtsbarkeit eines 
Vertragsstaats begangene Straftaten stellen jedoch nur dann Hauptta
ten dar, wenn die betreffende Handlung eine Straftat nach dem inner
staatlichen Recht des Staates ist, in dem sie begangen wurde, und wenn 
sie eine Straftat nach dem innerstaatlichen Recht des Vertragsstaats, der 
diesen Artikel anwendet, wäre, wenn sie dort begangen worden wäre;

-
-

-
-

d)  jeder Vertragsstaat übermittelt dem Generalsekretär der Vereinten 
Nationen Abschriften oder Beschreibungen seiner Gesetze zur Durch
führung dieses Artikels sowie jeder späteren Änderung dieser Gesetze;

-

e)  wenn die wesentlichen Grundsätze des innerstaatlichen Rechts eines 
Vertragsstaats dies verlangen, kann bestimmt werden, dass die in Ab
satz 1 aufgeführten Straftatbestände nicht auf die Personen anwendbar 
sind, welche die Haupttat begangen haben.

-

Artikel 24 – Verheimlichung
Unbeschadet des Artikels 23 zieht jeder Vertragsstaat in Erwägung, die erforderli
chen gesetzgeberischen und sonstigen Maßnahmen zu treffen, um die Verheim
lichung oder die andauernde Einbehaltung von Vermögensgegenständen, wenn 
vorsätzlich begangen, nachdem ohne Beteiligung der betreffenden Person eine 
der in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten 
begangen wurde, als Straftat zu umschreiben, wenn die betreffende Person weiß, 
dass diese Vermögensgegenstände aus einer der in Übereinstimmung mit diesem 
Übereinkommen umschriebenen Straftaten stammen.

-
-

Artikel 25 – Behinderung der Justiz
Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen gesetzgeberischen und sonstigen 
Maßnahmen, um folgende Handlungen, wenn vorsätzlich begangen, als Straftat 
zu umschreiben:

a)  die Anwendung von körperlicher Gewalt, Bedrohungen oder Ein
schüchterung oder das Versprechen, Anbieten oder Gewähren eines un
gerechtfertigten Vorteils, um in einem Verfahren im Zusammenhang 
mit der Begehung von Straftaten, die in Übereinstimmung mit diesem 

-
-
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Übereinkommen umschrieben sind, eine Falschaussage herbeizuführen 
oder eine Aussage oder die Vorlage von Beweismaterial zu verhindern;

b)  die Anwendung von körperlicher Gewalt, Bedrohungen oder Ein
schüchterung, um im Zusammenhang mit der Begehung von in Über
einstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten 
einen Justiz- oder Polizeibeamten an der Ausübung seiner Dienstpflich
ten zu hindern. Das Recht der Vertragsstaaten, Rechtsvorschriften zu 
haben, die andere Kategorien von Angehörigen des öffentlichen Diens
tes schützen, bleibt von dieser Bestimmung unberührt.

-
-

-

-

Artikel 26 – Verantwortlichkeit juristischer Personen
(1)  Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung mit seinen Rechtsgrundsätzen 

die erforderlichen Maßnahmen, um die Verantwortlichkeit juristischer Per
sonen für die Teilnahme an den in Übereinstimmung mit diesem Überein
kommen umschriebenen Straftaten zu begründen.

-
-

(2)  Vorbehaltlich der Rechtsgrundsätze des Vertragsstaats kann die Verantwort
lichkeit juristischer Personen strafrechtlicher, zivilrechtlicher oder verwal
tungsrechtlicher Art sein.

-
-

(3)  Diese Verantwortlichkeit berührt nicht die strafrechtliche Verantwortlich
keit der natürlichen Personen, welche die Straftaten begangen haben.

-

(4)  Jeder Vertragsstaat stellt insbesondere sicher, dass juristische Personen, die 
nach diesem Artikel zur Verantwortung gezogen werden, wirksamen, ange
messenen und abschreckenden strafrechtlichen oder nichtstrafrechtlichen 
Sanktionen, einschließlich Geldsanktionen, unterliegen.

-

Artikel 27 – Teilnahme und Versuch
(1)  Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen gesetzgeberischen und sonstigen 

Maßnahmen, um die Teilnahme an einer in Übereinstimmung mit diesem 
Übereinkommen umschriebenen Straftat in jedweder Eigenschaft, zum 
Beispiel als Mittäter, Gehilfe oder Anstifter, in Übereinstimmung mit seinem 
innerstaatlichen Recht als Straftat zu umschreiben.

(2)  Jeder Vertragsstaat kann die erforderlichen gesetzgeberischen und sonstigen 
Maßnahmen treffen, um den Versuch der Begehung einer in Übereinstim
mung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftat in Übereinstim
mung mit seinem innerstaatlichen Recht als Straftat zu umschreiben.

-
-

(3)  Jeder Vertragsstaat kann die erforderlichen gesetzgeberischen und sonstigen 
Maßnahmen treffen, um die Vorbereitung einer in Übereinstimmung mit 
diesem Übereinkommen umschriebenen Straftat in Übereinstimmung mit 
seinem innerstaatlichen Recht als Straftat zu umschreiben.
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Artikel 28 – Kenntnis, Vorsatz und Zweck als Tatbestandsmerkmale einer Straftat
Auf Kenntnis, Vorsatz oder Zweck als Tatbestandsmerkmal einer in Übereinstim
mung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftat kann aus objektiven 
tatsächlichen Umständen geschlossen werden.

-

Artikel 29 – Verjährung
Jeder Vertragsstaat bestimmt, wenn er dies für angemessen hält, in seinem inner
staatlichen Recht eine lange Verjährungsfrist für die Einleitung von Verfahren 
wegen einer in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen 
Straftat und sieht die Verlängerung der Verjährungsfrist oder die Hemmung der 
Verjährung für den Fall vor, dass die verdächtige Person sich der Rechtspflege 
entzogen hat.

-

Artikel 30 – Strafverfolgung, Aburteilung und Sanktionen
(1)  Jeder Vertragsstaat bedroht die Begehung einer in Übereinstimmung mit 

diesem Übereinkommen umschriebenen Straftat mit Sanktionen, die der 
Schwere der Straftat Rechnung tragen.

(2)  Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um in Überein
stimmung mit seiner Rechtsordnung und seinen Verfassungsgrundsätzen 
zwischen Befreiungen und Vorrechten vor Gericht, die seinen Amtsträgern 
für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben gewährt werden, und der Möglichkeit, 
in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebene Straftaten 
erforderlichenfalls wirksam zu untersuchen, zu verfolgen und gerichtlich 
darüber zu entscheiden, einen angemessenen Ausgleich herzustellen oder zu 
wahren.

-

(3)  Jeder Vertragsstaat ist bestrebt, sicherzustellen, dass eine nach seinem inner
staatlichen Recht bestehende Ermessensfreiheit hinsichtlich der Strafverfol
gung von Personen wegen in Übereinstimmung mit diesem Übereinkom
men umschriebener Straftaten so ausgeübt wird, dass die Maßnahmen der 
Strafrechtspflege in Bezug auf diese Straftaten größtmögliche Wirksamkeit 
erlangen, wobei der Notwendigkeit der Abschreckung von diesen Straftaten 
gebührend Rechnung zu tragen ist.

-
-

-

(4)  Im Fall der in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebe
nen Straftaten trifft jeder Vertragsstaat geeignete Maßnahmen im Einklang 
mit seinem innerstaatlichen Recht und unter gebührender Berücksichtigung 
der Rechte der Verteidigung, um möglichst zu gewährleisten, dass die Auf
lagen, die im Zusammenhang mit Entscheidungen über die Haftentlassung 
während eines laufenden Straf- oder Rechtsmittelverfahrens verhängt wer
den, die Notwendigkeit berücksichtigen, die Anwesenheit des Beschuldigten 
im weiteren Strafverfahren sicherzustellen.

-

-

-
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(5)  Jeder Vertragsstaat berücksichtigt die Schwere der betreffenden Straftaten, 
wenn er die Möglichkeit der vorzeitigen oder bedingten Entlassung von 
Personen, die wegen solcher Straftaten verurteilt worden sind, in Erwägung 
zieht.

(6)  Soweit dies mit den wesentlichen Grundsätzen seiner Rechtsordnung ver
einbar ist, erwägt jeder Vertragsstaat die Einrichtung von Verfahren, nach 
denen ein Amtsträger, der einer in Übereinstimmung mit diesem Über
einkommen umschriebenen Straftat beschuldigt wird, unter Achtung des 
Grundsatzes der Unschuldsvermutung gegebenenfalls durch die zuständige 
Behörde aus dem Dienst entfernt, suspendiert oder versetzt werden kann.

-

-

(7)  Wenn die Schwere der Straftat dies rechtfertigt, erwägt jeder Vertragsstaat, 
soweit dies mit den wesentlichen Grundsätzen seiner Rechtsordnung verein
bar ist, die Einrichtung von Verfahren, um Personen, die wegen in Überein
stimmung mit diesem Übereinkommen umschriebener Straftaten verurteilt 
worden sind, durch Gerichtsbeschluss oder andere geeignete Mittel für einen 
nach seinem innerstaatlichen Recht bestimmten Zeitraum von folgenden 
Tätigkeiten auszuschließen:

-
-

a)  von der Ausübung eines öffentlichen Amtes und
b)  von der Ausübung eines Amtes in einem ganz oder teilweise staatseige

nen Unternehmen.
-

(8)  Absatz 1 lässt die Ausübung der Disziplinargewalt der zuständigen Behörden 
gegenüber Beamten unberührt.

(9)  Dieses Übereinkommen berührt nicht den Grundsatz, dass die Beschrei
bung der in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen 
Straftaten und der anwendbaren Gründe, die eine Strafbarkeit ausschließen, 
oder sonstiger die Rechtmäßigkeit einer Handlung bestimmender Rechts
grundsätze dem innerstaatlichen Recht eines Vertragsstaats vorbehalten ist 
und dass diese Straftaten nach diesem Recht verfolgt und bestraft werden.

-

-

(10)  Die Vertragsstaaten bemühen sich, die Wiedereingliederung von Personen, 
die wegen in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebener 
Straftaten verurteilt wurden, in die Gesellschaft zu fördern.

Artikel 31 – Einfrieren, Beschlagnahme und Einziehung
(1)  Jeder Vertragsstaat trifft im größtmöglichen Umfang, den seine innerstaatli

che Rechtsordnung zulässt, die erforderlichen Maßnahmen, um die Einzie
hung

-
-

a)  der Erträge aus Straftaten, die in Übereinstimmung mit diesem Über
einkommen umschrieben sind, oder von Vermögensgegenständen, 
deren Wert demjenigen solcher Erträge entspricht,

-

b)  von Vermögensgegenständen, Geräten oder anderen Tatwerkzeugen, 
die zur Begehung von in Übereinstimmung mit diesem Übereinkom-
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men umschriebenen Straftaten verwendet wurden oder bestimmt 
waren, zu ermöglichen.

(2)  Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um die Ermittlung, 
das Einfrieren oder die Beschlagnahme der in Absatz 1 genannten Gegen
stände zu ermöglichen, damit sie letztlich eingezogen werden können.

-

(3)  Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung mit seinem innerstaatlichen 
Recht die erforderlichen gesetzgeberischen und sonstigen Maßnahmen, um 
die Verwaltung von eingefrorenen, beschlagnahmten oder eingezogenen 
Vermögensgegenständen im Sinne der Absätze 1 und 2 durch die zuständi
gen Behörden zu regeln.

-

(4)  Sind diese Erträge aus Straftaten zum Teil oder ganz in andere Vermögens
gegenstände umgeformt oder umgewandelt worden, so unterliegen anstelle 
der Erträge diese Vermögensgegenstände den in diesem Artikel genannten 
Maßnahmen.

-

(5)  Sind diese Erträge aus Straftaten mit aus rechtmäßigen Quellen erworbenen 
Vermögensgegenständen vermischt worden, so unterliegen diese Vermö
gensgegenstände unbeschadet der Befugnisse in Bezug auf Einfrieren oder 
Beschlagnahme bis zur Höhe des Schätzwerts der Erträge, die vermischt 
worden sind, der Einziehung.

-

(6)  Einkommen oder andere Gewinne, die aus diesen Erträgen aus Straftaten, 
aus Vermögensgegenständen, in die diese Erträge aus Straftaten umgeformt 
oder umgewandelt worden sind, oder aus Vermögensgegenständen, mit 
denen diese Erträge aus Straftaten vermischt worden sind, stammen, un
terliegen in der gleichen Weise und im gleichen Umfang wie die Erträge aus 
Straftaten den in diesem Artikel genannten Maßnahmen.

-

(7)  Für die Zwecke dieses Artikels und des Artikels 55 erteilt jeder Vertragsstaat 
seinen Gerichten oder anderen zuständigen Behörden die Befugnis, anzuord
nen, dass Bank-, Finanz- oder Geschäftsunterlagen zur Verfügung gestellt oder 
beschlagnahmt werden. Ein Vertragsstaat darf es nicht unter Berufung auf das 
Bankgeheimnis ablehnen, diesen Bestimmungen Geltung zu verschaffen.

-

(8)  Die Vertragsstaaten können die Möglichkeit erwägen, zu verlangen, dass ein 
Täter den rechtmäßigen Ursprung dieser mutmaßlichen Erträge aus Strafta
ten oder anderer einziehbarer Vermögensgegenstände nachweist, soweit dies 
mit den wesentlichen Grundsätzen ihres innerstaatlichen Rechts und der Art 
der Gerichts- und anderen Verfahren vereinbar ist.

-

(9)  Dieser Artikel darf nicht so ausgelegt werden, dass er die Rechte gutgläubiger 
Dritter beeinträchtigt.

(10)  Dieser Artikel lässt den Grundsatz unberührt, dass die darin bezeichneten 
Maßnahmen in Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht eines 
Vertragsstaats und vorbehaltlich dieses Rechts festgelegt und durchgeführt 
werden.
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Artikel 32 – Zeugen-, Sachverständigen- und Opferschutz
(1)  Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung mit seiner innerstaatlichen 

Rechtsordnung und im Rahmen seiner Möglichkeiten geeignete Maßnahmen, 
um Zeugen und Sachverständigen, die über in Übereinstimmung mit diesem 
Übereinkommen umschriebene Straftaten aussagen, sowie gegebenenfalls 
ihren Verwandten und anderen ihnen nahe stehenden Personen wirksamen 
Schutz vor möglicher Vergeltung oder Einschüchterung zu gewähren.

(2)  Die in Absatz 1 vorgesehenen Maßnahmen können unbeschadet der Rechte 
des Beschuldigten, einschließlich des Rechts auf ein ordnungsgemäßes Ver
fahren, unter anderem Folgendes umfassen:

-

a)  Verfahren zum physischen Schutz dieser Personen, beispielsweise, 
soweit notwendig und durchführbar, ihre Umsiedlung und gegebe
nenfalls die Erteilung der Erlaubnis, dass Informationen betreffend 
die Identität und den Aufenthaltsort dieser Personen nicht oder nur in 
beschränktem Maß offen gelegt werden;

-

b)  Beweisregeln, nach denen Zeugen und Sachverständige in einer Weise 
aussagen können, die ihre Sicherheit gewährleistet, beispielsweise 
indem Aussagen unter Einsatz von Kommunikationstechnologien wie 
Videoverbindungen oder anderen geeigneten Mitteln erlaubt werden.

(3)  Die Vertragsstaaten erwägen, mit anderen Staaten Übereinkünfte über die 
Umsiedlung der in Absatz 1 genannten Personen zu schließen.

(4)  Dieser Artikel findet auch auf Opfer Anwendung, sofern sie Zeugen sind.
(5)  Jeder Vertragsstaat ermöglicht vorbehaltlich seines innerstaatlichen Rechts, 

dass die Auffassungen und Anliegen der Opfer in geeigneten Abschnitten 
des Strafverfahrens gegen die Täter auf eine Weise, welche die Rechte der 
Verteidigung nicht beeinträchtigt, vorgetragen und behandelt werden.

Artikel 33 – Schutz von Personen, die Angaben machen
Jeder Vertragsstaat erwägt, in seiner innerstaatlichen Rechtsordnung geeigne
te Maßnahmen vorzusehen, um Personen, die den zuständigen Behörden in 
redlicher Absicht und mit hinreichender Begründung Sachverhalte betreffend in
Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebene Straftaten mittei
len, vor ungerechtfertigter Behandlung zu schützen.

-

 
-

Artikel 34 – Folgen von Korruptionshandlungen
Unter gebührender Berücksichtigung gutgläubig erworbener Rechte Dritter trifft 
jeder Vertragsstaat in Übereinstimmung mit den wesentlichen Grundsätzen 
seines innerstaatlichen Rechts Maßnahmen zum Umgang mit den Folgen von 
Korruption. In diesem Zusammenhang können die Vertragsstaaten Korrupti
on als einen maßgeblichen Umstand in Gerichtsverfahren ansehen, welche die 
Annullierung oder Aufhebung eines Vertrags, die Rücknahme einer Konzession 

-
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oder einer anderen ähnlichen Urkunde oder die Schaffung von Abhilfe in anderer 
Form zum Gegenstand haben.

Artikel 35 – Schadensersatz
Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung mit den Grundsätzen seines 
innerstaatlichen Rechts die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass 
Rechtsträger oder Personen, die infolge einer Korruptionshandlung einen Scha
den erlitten haben, berechtigt sind, die für diesen Schaden Verantwortlichen auf 
Schadensersatz zu verklagen.

-

Artikel 36 – Spezialisierte Behörden
Jeder Vertragsstaat stellt in Übereinstimmung mit den wesentlichen Grund
sätzen seiner Rechtsordnung sicher, dass es eine Stelle beziehungsweise Stellen 
oder Personen gibt, die auf die Korruptionsbekämpfung mit den Mitteln der 
Strafverfolgung spezialisiert sind. Dieser Stelle beziehungsweise diesen Stellen 
oder Personen ist in Übereinstimmung mit den wesentlichen Grundsätzen der 
Rechtsordnung des Vertragsstaats die nötige Unabhängigkeit zu gewähren, damit 
sie ihre Aufgaben wirksam und ohne unzulässige Einflussnahme wahrnehmen 
können. Diese Personen oder das Personal dieser Stelle oder dieser Stellen sollen 
über eine der Wahrnehmung ihrer Aufgaben angemessene Ausbildung und über 
hierfür angemessene Mittel verfügen.

-

Artikel 37 – Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden
(1)  Jeder Vertragsstaat trifft geeignete Maßnahmen, um Personen, die an der 

Begehung einer in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen um
schriebenen Straftat beteiligt sind oder waren, zu ermutigen, den zuständi
gen Behörden für Ermittlungs- und Beweiszwecke nützliche Informationen 
zu liefern und den zuständigen Behörden sachbezogene, gezielte Hilfe zu 
gewähren, die dazu beitragen könnte, Straftätern die Erträge aus Straftaten 
zu entziehen und solche Erträge wiederzuerlangen.

-
-

(2)  Jeder Vertragsstaat zieht in Erwägung, in geeigneten Fällen die Möglichkeit 
der Strafmilderung für Angeklagte vorzusehen, die bei den Ermittlungen oder 
bei der Strafverfolgung in Bezug auf eine in Übereinstimmung mit diesem 
Übereinkommen umschriebene Straftat erhebliche Zusammenarbeit leisten.

(3)  Jeder Vertragsstaat zieht in Erwägung, im Einklang mit den wesentlichen 
Grundsätzen seines innerstaatlichen Rechts die Möglichkeit vorzusehen, 
dass einer Person, die bei den Ermittlungen oder bei der Strafverfolgung in 
Bezug auf eine in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen um
schriebene Straftat erhebliche Zusammenarbeit leistet, Immunität von der 
Strafverfolgung gewährt wird.

-

(4)  Der Schutz dieser Personen wird sinngemäß nach Artikel 32 gewährleistet.
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(5)  Kann eine in Absatz 1 genannte Person, die sich in einem Vertragsstaat 
aufhält, den zuständigen Behörden eines anderen Vertragsstaats erhebliche 
Zusammenarbeit gewähren, so können die betreffenden Vertragsstaaten 
erwägen, im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht Übereinkünfte 
über die mögliche Gewährung der in den Absätzen 2 und 3 beschriebenen 
Behandlung durch den anderen Vertragsstaat zu schließen.

Artikel 38 – Zusammenarbeit zwischen innerstaatlichen Behörden
Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um in Übereinstim
mung mit seinem innerstaatlichen Recht die Zusammenarbeit zwischen seinen 
Behörden und Amtsträgern auf der einen Seite sowie seinen für die Ermittlung 
und Verfolgung von Straftaten zuständigen Behörden auf der anderen Seite zu 
fördern. Diese Zusammenarbeit kann darin bestehen,

-

a)  dass die erstgenannten Behörden und Amtsträger die letztgenannten 
Behörden von sich aus unterrichten, wenn begründeter Anlass zu der 
Vermutung besteht, dass eine der in Übereinstimmung mit den Arti
keln 15, 21 und 23 umschriebenen Straftaten begangen wurde, oder

-

b)  dass die erstgenannten Behörden und Amtsträger den letztgenannten 
Behörden auf Ersuchen alle erforderlichen Auskünfte erteilen.

Artikel 39 – Zusammenarbeit zwischen innerstaatlichen Behörden 
und dem privaten Sektor

(1)  Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um in Überein
stimmung mit seinem innerstaatlichen Recht die Zusammenarbeit zwischen 
innerstaatlichen Ermittlungsund Strafverfolgungsbehörden und Rechts
trägern des privaten Sektors, insbesondere Finanzinstitutionen, in Ange
legenheiten betreffend die Begehung von in Übereinstimmung mit diesem 
Übereinkommen umschriebenen Straftaten zu fördern.

-

-
-

(2)  Jeder Vertragsstaat zieht in Erwägung, seine Staatsangehörigen und andere 
Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt in seinem Hoheitsgebiet zu ermuti
gen, die Begehung einer in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen 
umschriebenen Straftat den innerstaatlichen Ermittlungs- und Strafverfol
gungsbehörden zu melden.

-

-

Artikel 40 – Bankgeheimnis
Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass im Fall innerstaatlicher strafrechtlicher Er
mittlungen wegen in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschrie
bener Straftaten geeignete Mechanismen im Rahmen seiner innerstaatlichen 
Rechtsordnung zur Verfügung stehen, um Hindernisse zu überwinden, die sich 
aus der Anwendung von gesetzlichen Bestimmungen über das Bankgeheimnis 
ergeben können.

-
-
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Artikel 41 – Vorstrafen
Jeder Vertragsstaat kann die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen 
Maßnahmen treffen, um unter den Bedingungen und zu den Zwecken, die er 
für angemessen erachtet, frühere Verurteilungen einer verdächtigen Person in 
einem anderen Staat zu berücksichtigen, um diese Information in Strafverfahren 
im Zusammenhang mit einer in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen 
umschriebenen Straftat zu verwenden.

Artikel 42 – Gerichtsbarkeit
(1)  Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um seine Gerichts

barkeit über die in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen um
schriebenen Straftaten zu begründen,

-
-

a)  wenn die Straftat in seinem Hoheitsgebiet begangen wird oder
b)  wenn die Straftat an Bord eines Schiffes, das zur Tatzeit seine Flagge 

führt, oder eines Luftfahrzeugs, das zur Tatzeit nach seinem Recht 
eingetragen ist, begangen wird.

(2)  Vorbehaltlich des Artikels 4 kann ein Vertragsstaat seine Gerichtsbarkeit 
über jede dieser Straftaten auch begründen,
a)  wenn die Straftat gegen einen seiner Staatsangehörigen begangen wird 

oder
b)  wenn die Straftat von einem seiner Staatsangehörigen oder von einem 

Staatenlosen, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt in seinem Hoheits
gebiet hat, begangen wird oder

-

c)  wenn die Straftat zu den in Übereinstimmung mit Artikel 23 Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer ii umschriebenen Straftaten gehört und außerhalb 
seines Hoheitsgebiets in der Absicht begangen wird, eine in Überein
stimmung mit Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i oder ii oder 
Buchstabe b Ziffer i umschriebene Straftat innerhalb seines Hoheitsge
biets zu begehen, oder

-

-

d)  wenn die Straftat gegen ihn begangen wird.
(3)  Für die Zwecke des Artikels 44 trifft jeder Vertragsstaat die erforderlichen 

Maßnahmen, um seine Gerichtsbarkeit über die in Übereinstimmung mit 
diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten zu begründen, wenn 
die verdächtige Person sich in seinem Hoheitsgebiet befindet und er sie nur 
deshalb nicht ausliefert, weil sie seine Staatsangehörige ist.

(4)  Ferner kann jeder Vertragsstaat die erforderlichen Maßnahmen treffen, um 
seine Gerichtsbarkeit über die in Übereinstimmung mit diesem Überein
kommen umschriebenen Straftaten zu begründen, wenn die verdächtige 
Person sich in seinem Hoheitsgebiet befindet und er sie nicht ausliefert.

-

(5)  Ist einem Vertragsstaat, der seine Gerichtsbarkeit nach Absatz 1 oder 2 aus
übt, mitgeteilt worden oder hat er auf andere Weise Kenntnis davon erhalten, 

-
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dass andere Vertragsstaaten in Bezug auf dasselbe Verhalten Ermittlungen, 
Strafverfolgungsmaßnahmen oder ein Gerichtsverfahren durchführen, 
so konsultieren die zuständigen Behörden dieser Vertragsstaaten einander 
gegebenenfalls, um ihre Maßnahmen abzustimmen.

(6)  Unbeschadet der Regeln des allgemeinen Völkerrechts schließt dieses 
Übereinkommen die Ausübung einer Strafgerichtsbarkeit, die von einem 
Vertragsstaat nach innerstaatlichem Recht begründet ist, nicht aus.

Kapitel IV – Internationale Zusammenarbeit

Artikel 43 – Internationale Zusammenarbeit
(1)  Die Vertragsstaaten arbeiten in Strafsachen nach Maßgabe der Artikel 44 

bis 50 zusammen. Soweit dies angemessen und mit ihrer innerstaatlichen 
Rechtsordnung vereinbar ist, erwägen die Vertragsstaaten die gegenseitige 
Unterstützung bei Ermittlungen und Verfahren in zivil- und verwaltungs-
rechtlichen Sachen in Zusammenhang mit Korruption.

(2)  Wird in Angelegenheiten der internationalen Zusammenarbeit die beidersei
tige Strafbarkeit als Voraussetzung angesehen, so gilt diese als erfüllt, wenn 
die Handlung, die der Straftat zugrunde liegt, derentwegen um Unterstüt
zung ersucht wird, nach den Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten 
eine Straftat ist, gleichviel, ob die Straftat nach den Rechtsvorschriften des 
ersuchten Vertragsstaats derselben Gruppe von Straftaten zugeordnet oder 
in derselben Weise benannt ist wie im ersuchenden Vertragsstaat.

-

-

Artikel 44 – Auslieferung
(1)  Dieser Artikel findet auf die in Übereinstimmung mit diesem Übereinkom

men umschriebenen Straftaten Anwendung, wenn die Person, die Gegen
stand des Auslieferungsersuchens ist, sich im Hoheitsgebiet des ersuchten 
Vertragsstaats befindet, sofern die Straftat, derentwegen um Auslieferung 
ersucht wird, nach dem innerstaatlichen Recht sowohl des ersuchenden 
Vertragsstaats als auch des ersuchten Vertragsstaats strafbar ist.

-
-

(2)  Ungeachtet des Absatzes 1 kann ein Vertragsstaat, nach dessen Recht dies 
zulässig ist, die Auslieferung einer Person wegen einer der unter dieses Über
einkommen fallenden Straftat auch dann bewilligen, wenn diese Straftat 
nach seinem innerstaatlichen Recht nicht strafbar ist.

-

(3)  Betrifft das Auslieferungsersuchen mehrere verschiedene Straftaten, von 
denen mindestens eine nach diesem Artikel auslieferungsfähig ist und einige 
zwar wegen der Dauer der Freiheitsstrafe, mit der sie bedroht sind, nicht 
auslieferungsfähig sind, aber in Zusammenhang mit Straftaten stehen, die in 
Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschrieben sind, so kann 
der ersuchte Vertragsstaat diesen Artikel auch auf diese Straftaten anwenden.
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(4)  Jede Straftat, auf die dieser Artikel Anwendung findet, gilt als in jeden zwi
schen Vertragsstaaten bestehenden Auslieferungsvertrag einbezogene, der 
Auslieferung unterliegende Straftat. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, 
diese Straftaten als der Auslieferung unterliegende Straftaten in jeden künf
tig zwischen ihnen zu schließenden Auslieferungsvertrag aufzunehmen. 
Verwendet ein Vertragsstaat dieses Übereinkommen als Grundlage für die 
Auslieferung, so sieht er, sofern dies nach seinem Recht zulässig ist, keine der 
in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Strafta
ten als politische Straftat an.

-

-

-

(5)  Erhält ein Vertragsstaat, der die Auslieferung vom Bestehen eines Vertrags 
abhängig macht, ein Auslieferungsersuchen von einem anderen Vertrags
staat, mit dem er keinen Auslieferungsvertrag hat, so kann er dieses Über
einkommen als Rechtsgrundlage für die Auslieferung in Bezug auf die 
Straftaten ansehen, auf die dieser Artikel Anwendung findet.

-
-

(6)  Ein Vertragsstaat, der die Auslieferung vom Bestehen eines Vertrags abhän
gig macht,

-

a)  setzt zum Zeitpunkt der Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annah
me-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen davon in Kenntnis, ob er dieses Übereinkommen 
als Rechtsgrundlage für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Aus
lieferung mit anderen Vertragsstaaten dieses Übereinkommens ansieht, 
und,

-

-

b)  falls er dieses Übereinkommen nicht als Rechtsgrundlage für die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Auslieferung ansieht, bemüht sich 
darum, gegebenenfalls Auslieferungsverträge mit anderen Vertrags
staaten dieses Übereinkommens zu schließen, um diesen Artikel anzu
wenden.

-
-

(7)  Vertragsstaaten, welche die Auslieferung nicht vom Bestehen eines Vertrags 
abhängig machen, erkennen unter sich die Straftaten, auf die dieser Artikel 
Anwendung findet, als der Auslieferung unterliegende Straftaten an.

(8)  Die Auslieferung unterliegt den im innerstaatlichen Recht des ersuchten 
Vertragsstaats oder in den geltenden Auslieferungsverträgen vorgesehenen 
Bedingungen, unter anderem auch den Bedingungen betreffend die für die 
Auslieferung erforderliche Mindesthöhe der angedrohten Strafe und die 
Gründe, aus denen der ersuchte Vertragsstaat die Auslieferung ablehnen 
kann.

(9)  Die Vertragsstaaten bemühen sich vorbehaltlich ihres innerstaatlichen 
Rechts, für Straftaten, auf die dieser Artikel Anwendung findet, die Ausliefe
rungsverfahren zu beschleunigen und die diesbezüglichen Beweiserforder
nisse zu vereinfachen.

-
-
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(10)  Vorbehaltlich seines innerstaatlichen Rechts und seiner Auslieferungs
verträge kann der ersuchte Vertragsstaat, wenn er festgestellt hat, dass die 
Umstände es rechtfertigen und Eile geboten ist, auf Verlangen des ersuchen
den Vertragsstaats eine Person, um deren Auslieferung ersucht wird und die 
sich in seinem Hoheitsgebiet befindet, in Haft nehmen oder andere geeignete 
Maßnahmen treffen, um ihre Anwesenheit bei dem Auslieferungsverfahren 
sicherzustellen.

-

-

(11)  Wenn ein Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet eine verdächtige Person 
aufgefunden wird, diese wegen einer Straftat, auf die dieser Artikel Anwen
dung findet, nur deshalb nicht ausliefert, weil sie seine Staatsangehörige 
ist, so ist er auf Verlangen des um Auslieferung ersuchenden Vertragsstaats 
verpflichtet, den Fall unverzüglich seinen zuständigen Behörden zum Zweck 
der Strafverfolgung zu unterbreiten. Diese Behörden treffen ihre Entschei
dung und führen ihr Verfahren in derselben Weise wie im Fall jeder anderen 
Straftat schwerer Art nach dem innerstaatlichen Recht dieses Vertragsstaats. 
Die betreffenden Vertragsstaaten arbeiten insbesondere in das Verfahren 
und die Beweiserhebung betreffenden Fragen zusammen, um die Effizienz 
der Strafverfolgung zu gewährleisten.

-

-

(12)  Darf ein Vertragsstaat nach seinem innerstaatlichen Recht eigene Staatsan
gehörige nur unter dem Vorbehalt ausliefern oder auf sonstige Art überstel
len, dass die betreffende Person an diesen Staat rücküberstellt wird, um dort 
die Strafe zu verbüßen, die als Ergebnis des Gerichts- oder anderen Verfah
rens verhängt wird, dessentwegen um ihre Auslieferung oder Überstellung 
ersucht wurde, und sind dieser Vertragsstaat und der um Auslieferung 
ersuchende Vertragsstaat mit dieser Vorgehensweise und etwaigen anderen 
Bedingungen, die sie für zweckmäßig erachten, einverstanden, so gilt die 
Verpflichtung nach Absatz 11 mit dieser bedingten Auslieferung oder Über
stellung als erfüllt.

-
-

-

-

(13)  Wird die Auslieferung, um die zur Vollstreckung einer Strafe ersucht wird, 
mit der Begründung abgelehnt, dass die verfolgte Person Staatsangehörige 
des ersuchten Vertragsstaats ist, so erwägt dieser, sofern sein innerstaatliches 
Recht dies zulässt und im Einklang mit diesem auf Verlangen des ersuchen
den Vertragsstaats, die nach dem innerstaatlichen Recht des ersuchenden 
Vertragsstaats verhängte Strafe oder die Reststrafe selbst zu vollstrecken.

-

(14)  Einer Person, gegen die wegen einer Straftat, auf die dieser Artikel Anwen
dung findet, ein Verfahren durchgeführt wird, wird in allen Phasen des Ver
fahrens eine gerechte Behandlung gewährleistet; dies schließt den Genuss 
aller Rechte und Garantien nach dem innerstaatlichen Recht des Vertrags
staats, in dessen Hoheitsgebiet sie sich befindet, ein.

-
-

-

(15)  Dieses Übereinkommen ist nicht so auszulegen, als verpflichte es den er
suchten Vertragsstaat zur Auslieferung, wenn er ernstliche Gründe für die 

-
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Annahme hat, dass das Ersuchen gestellt worden ist, um eine Person wegen 
ihres Geschlechts, ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Staatsangehörigkeit, ih
rer ethnischen Herkunft oder ihrer politischen Anschauungen zu verfolgen 
oder zu bestrafen, oder dass die Lage dieser Person aus einem dieser Gründe 
erschwert werden könnte, wenn dem Ersuchen stattgegeben würde.

-

(16)  Die Vertragsstaaten können ein Auslieferungsersuchen nicht mit der alleini
gen Begründung ablehnen, dass die Straftat als eine Tat angesehen wird, die 
auch fiskalische Angelegenheiten berührt.

-

(17)  Bevor der ersuchte Vertragsstaat die Auslieferung ablehnt, konsultiert er ge
gebenenfalls den ersuchenden Vertragsstaat, um ihm reichlich Gelegenheit 
zu geben, seine Auffassungen darzulegen und Informationen bereitzustellen, 
die im Hinblick auf seine Behauptungen von Belang sind.

-

(18)  Die Vertragsstaaten sind bestrebt, zwei- und mehrseitige Übereinkünfte zu 
schließen, um die Auslieferung zu ermöglichen oder ihre Wirksamkeit zu 
erhöhen.

Artikel 45 – Überstellung von Verurteilten
Die Vertragsstaaten können erwägen, zwei- oder mehrseitige Übereinkünfte zu 
schließen, aufgrund deren Personen, die wegen in Übereinstimmung mit diesem 
Übereinkommen umschriebener Straftaten zu einer Freiheitsstrafe oder sonsti
gen Formen des Freiheitsentzugs verurteilt sind, in ihr Hoheitsgebiet überstellt 
werden, um dort ihre Reststrafe verbüßen zu können.

-

Artikel 46 – Rechtshilfe
(1)  Die Vertragsstaaten leisten einander so weit wie möglich Rechtshilfe bei 

Ermittlungen, Strafverfolgungsmaßnahmen und Gerichtsverfahren im 
Zusammenhang mit den Straftaten nach diesem Übereinkommen.

(2)  Bei Ermittlungen, Strafverfolgungsmaßnahmen und Gerichtsverfahren in Be
zug auf Straftaten, für die eine juristische Person nach Artikel 26 im ersuchen
den Vertragsstaat zur Verantwortung gezogen werden kann, wird Rechtshilfe 
im größtmöglichen Umfang geleistet, den die einschlägigen Gesetze, Verträge 
und sonstigen Übereinkünfte des ersuchten Vertragsstaats zulassen.

-
-

(3)  Um die nach diesem Artikel zu leistende Rechtshilfe kann zu folgenden Zwe
cken ersucht werden:

-

a)  Abnahme von Zeugenaussagen oder anderen Erklärungen;
b)  Zustellung gerichtlicher Schriftstücke;
c)  Durchsuchung und Beschlagnahme sowie Einfrieren;
d)  Untersuchung von Gegenständen und Inaugenscheinnahme von Ört

lichkeiten;
-

e)  Überlassung von Informationen, Beweismitteln und Sachverständigen
gutachten;

-
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f)  Überlassung von Originalen oder beglaubigten Abschriften einschlä
giger Schriftstücke und Akten, einschließlich Regierungs-, Bank-, 
Finanz-, Firmen- und Geschäftsunterlagen;

-

g)  Ermittlung oder Weiterverfolgung von Erträgen aus Straftaten, Vermö
gensgegenständen, Tatwerkzeugen oder anderen Sachen zu Beweiszwe
cken;

-
-

h)  Erleichterung des freiwilligen Erscheinens von Personen im ersuchen
den Vertragsstaat;

-

i)  Hilfe jeder anderen Art, die nicht im Widerspruch zum innerstaatlichen 
Recht des ersuchten Vertragsstaats steht;

j)  Ermittlung, Einfrieren und Weiterverfolgung von Erträgen aus Strafta
ten nach Kapitel V;

-

k)  Wiedererlangung von Vermögenswerten nach Kapitel V.
(4)  Unbeschadet des innerstaatlichen Rechts können die zuständigen Behörden 

eines Vertragsstaats einer zuständigen Behörde in einem anderen Vertrags
staat ohne vorheriges Ersuchen Informationen im Zusammenhang mit 
Strafsachen übermitteln, wenn sie der Auffassung sind, dass diese Informati
onen der Behörde dabei behilflich sein könnten, Ermittlungen und Straf
verfahren durchzuführen oder erfolgreich abzuschließen, oder den anderen 
Vertragsstaat dazu veranlassen könnten, ein Ersuchen nach diesem Überein
kommen zu stellen.

-

-
-

-

(5)  Die Übermittlung von Informationen nach Absatz 4 erfolgt unbeschadet der 
Ermittlungen und des Strafverfahrens in dem Staat, dessen zuständige Be
hörden die Informationen bereitstellen. Die zuständigen Behörden, welche 
die Informationen erhalten, werden ein Ersuchen, die betreffenden Infor
mationen - auch nur vorübergehend - vertraulich zu behandeln oder ihren 
Gebrauch Einschränkungen zu unterwerfen, befolgen. Dies hindert den 
Vertragsstaat, der die Informationen erhält, jedoch nicht daran, in seinem 
Verfahren Informationen offen zu legen, die einen Beschuldigten entlasten. 
In diesem Fall unterrichtet er, bevor er diese Informationen offen legt, den 
Vertragsstaat, der sie übermittelt, und konsultiert diesen auf Verlangen. Ist 
ausnahmsweise keine vorherige Unterrichtung möglich, so setzt der Ver
tragsstaat, der die Informationen erhält, den übermittelnden Vertragsstaat 
unverzüglich von der Offenlegung in Kenntnis.

-

-

-

(6)  Dieser Artikel berührt nicht die Verpflichtungen aus einem anderen zwei- 
oder mehrseitigen Vertrag, der die Rechtshilfe ganz oder teilweise regelt oder 
regeln wird.

(7)  Die Absätze 9 bis 29 gelten für Ersuchen, die aufgrund dieses Artikels gestellt 
werden, wenn die betreffenden Vertragsstaaten nicht durch einen Vertrag 
über Rechtshilfe gebunden sind. Sind diese Vertragsstaaten durch einen 
solchen Vertrag gebunden, so gelten die entsprechenden Bestimmungen des 
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Vertrags, sofern die Vertragsstaaten nicht vereinbaren, stattdessen die Ab
sätze 9 bis 29 anzuwenden. Den Vertragsstaaten wird dringend nahe gelegt, 
diese Absätze anzuwenden, wenn sie die Zusammenarbeit erleichtern.

-

(8)  Die Vertragsstaaten dürfen die Rechtshilfe nach diesem Artikel nicht unter 
Berufung auf das Bankgeheimnis verweigern.

(9)  a)   Beantwortet ein Vertragsstaat ein Rechtshilfeersuchen nach diesem 
Artikel, ohne dass beiderseitige Strafbarkeit vorliegt, so berücksichtigt 
er die in Artikel 1 genannten Zwecke dieses Übereinkommens;

b)  die Vertragsstaaten können die Rechtshilfe nach diesem Artikel unter 
Berufung auf das Fehlen beiderseitiger Strafbarkeit verweigern. Sofern 
dies mit den Grundzügen seiner Rechtsordnung vereinbar ist, leistet 
ein ersuchter Vertragsstaat jedoch Rechtshilfe, wenn sie keine Zwangs
maßnahmen umfasst. Diese Rechtshilfe kann verweigert werden, wenn 
Ersuchen Bagatellsachen oder Angelegenheiten betreffen, hinsichtlich 
deren die erbetene Zusammenarbeit oder Unterstützung nach anderen 
Bestimmungen dieses Übereinkommens erlangt werden kann;

-

c)  jeder Vertragsstaat kann erwägen, die erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen, damit er, wenn keine beiderseitige Strafbarkeit vorliegt, in grö
ßerem Umfang Rechtshilfe nach diesem Artikel leisten kann.

-

(10)  Eine Person, die im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats in Haft gehalten 
wird oder eine Strafe verbüßt und um deren Anwesenheit in einem anderen 
Vertragsstaat zum Zweck der Identifizierung, der Vernehmung oder einer 
sonstigen Hilfeleistung zur Beschaffung von Beweisen für Ermittlungen, 
Strafverfolgungsmaßnahmen oder Gerichtsverfahren in Bezug auf Straf
taten nach diesem Übereinkommen ersucht wird, kann überstellt werden, 
wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

-

a)  Die betreffende Person gibt in Kenntnis sämtlicher Umstände aus freien 
Stücken ihre Zustimmung;

b)  die zuständigen Behörden beider Vertragsstaaten stimmen unter den 
von ihnen für zweckmäßig erachteten Bedingungen zu.

(11)  Für die Zwecke des Absatzes 10 gilt Folgendes:
a)  Der Vertragsstaat, dem die betreffende Person überstellt wird, ist befugt 

und verpflichtet, die überstellte Person in Haft zu halten, sofern der 
Vertragsstaat, von dem sie überstellt wurde, nichts anderes verlangt 
oder genehmigt;

b)  der Vertragsstaat, dem die betreffende Person überstellt wird, erfüllt 
unverzüglich seine Verpflichtung, die Person nach Maßgabe einer vor
herigen oder sonstigen Vereinbarung der zuständigen Behörden beider 
Vertragsstaaten in den Gewahrsam des Vertragsstaats rückzuüberstel
len, von dem sie überstellt wurde;

-

-

c)  der Vertragsstaat, dem die betreffende Person überstellt wird, darf von 
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dem Vertragsstaat, von dem sie überstellt wurde, nicht verlangen, zur 
Rücküberstellung dieser Person ein Auslieferungsverfahren einzulei
ten;

-

d)  der überstellten Person wird die in dem Vertragsstaat, dem sie überstellt 
wurde, verbrachte Haftzeit auf die Strafe angerechnet, die sie in dem 
Staat, vom dem sie überstellt wurde, zu verbüßen hat.

(12)  Außer mit Zustimmung des Vertragsstaats, von dem eine Person nach den 
Absätzen 10 und 11 überstellt werden soll, darf diese Person, gleichviel, wel
che Staatsangehörigkeit sie hat, im Hoheitsgebiet des Staates, dem sie über
stellt wird, nicht wegen Handlungen, Unterlassungen oder Verurteilungen 
aus der Zeit vor ihrer Ausreise aus dem Hoheitsgebiet des Staates, von dem 
sie überstellt wurde, verfolgt, in Haft gehalten, bestraft oder einer sonstigen 
Beschränkung ihrer persönlichen Freiheit unterworfen werden.

-
-

(13)  Jeder Vertragsstaat bestimmt eine zentrale Behörde, die verantwortlich und 
befugt ist, Rechtshilfeersuchen entgegenzunehmen und sie entweder zu 
erledigen oder den zuständigen Behörden zur Erledigung zu übermitteln. 
Hat ein Vertragsstaat eine besondere Region oder ein besonderes Hoheits
gebiet mit einem unterschiedlichen Rechtshilfesystem, so kann er eine 
gesonderte zentrale Behörde bestimmen, welche dieselbe Aufgabe für die 
Region oder das Hoheitsgebiet wahrnimmt. Die zentralen Behörden stellen 
die rasche und ordnungsgemäße Erledigung oder Übermittlung der einge
gangenen Ersuchen sicher. Wenn die zentrale Behörde das Ersuchen einer 
zuständigen Behörde zur Erledigung übermittelt, fördert sie die rasche und 
ordnungsgemäße Erledigung des Ersuchens durch die zuständige Behörde. 
Die für diesen Zweck bestimmte zentrale Behörde wird von jedem Vertrags
staat bei der Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- 
oder Beitrittsurkunde zu diesem Übereinkommen dem Generalsekretär 
der Vereinten Nationen notifiziert. Die Rechtshilfeersuchen und alle damit 
zusammenhängenden Mitteilungen werden den von den Vertragsstaaten 
bestimmten zentralen Behörden übermittelt. Diese Vorschrift lässt das Recht 
eines Vertragsstaats unberührt, zu verlangen, dass solche Ersuchen und 
Mitteilungen auf diplomatischem Weg und in dringenden Fällen, wenn die 
Vertragsstaaten dies vereinbaren, soweit es möglich ist, über die Internatio
nale Kriminalpolizeiliche Organisation an ihn gerichtet werden.

-

-

-

-

(14)  Ersuchen werden schriftlich oder, soweit möglich, mit jedem Mittel, mit 
dem ein Schriftstück erzeugt werden kann, in einer für den ersuchten 
Vertragsstaat annehmbaren Sprache und in einer Weise gestellt, die diesem 
Vertragsstaat die Feststellung der Echtheit erlaubt. Die für jeden Vertrags
staat annehmbare Sprache oder annehmbaren Sprachen werden von jedem 
Vertragsstaat bei der Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme-, Geneh
migungs- oder Beitrittsurkunde zu diesem Übereinkommen dem General-

-

-
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sekretär der Vereinten Nationen notifiziert. In dringenden Fällen und wenn 
die Vertragsstaaten dies vereinbaren, können Ersuchen mündlich gestellt 
werden; sie müssen jedoch umgehend schriftlich bestätigt werden.

(15)  Ein Rechtshilfeersuchen enthält folgende Angaben:
a)  die Bezeichnung der Behörde, von der das Ersuchen ausgeht;
b)  Gegenstand und Art der Ermittlung, der Strafverfolgung oder des 

Gerichtsverfahrens, auf die oder das sich das Ersuchen bezieht, sowie 
Namen und Aufgaben der Behörde, welche die Ermittlung, die Strafver
folgung oder das Gerichtsverfahren durchführt;

-

c)  eine zusammenfassende Sachverhaltsdarstellung, außer bei Ersuchen 
um Zustellung gerichtlicher Schriftstücke;

d)  eine Beschreibung der erbetenen Rechtshilfe und Einzelheiten über 
bestimmte Verfahren, die auf Wunsch des ersuchenden Vertragsstaats 
angewendet werden sollen;

e)  soweit möglich, Identität, Aufenthaltsort und Staatsangehörigkeit jeder 
betroffenen Person und

f)  den Zweck, zu dem die Beweismittel, Informationen oder Maßnahmen 
erbeten werden.

(16)  Der ersuchte Vertragsstaat kann ergänzende Angaben anfordern, wenn dies 
für die Erledigung des Ersuchens nach seinem innerstaatlichen Recht erfor
derlich erscheint oder die Erledigung erleichtern kann.

-

(17)  Ein Ersuchen wird nach dem innerstaatlichen Recht des ersuchten Vertrags
staats und, soweit dieses Recht dem nicht entgegensteht, nach Möglichkeit 
entsprechend den im Ersuchen bezeichneten Verfahren erledigt.

-

(18)  Soweit möglich und mit den wesentlichen Grundsätzen des innerstaatlichen 
Rechts vereinbar, kann ein Vertragsstaat, wenn eine in seinem Hoheitsgebiet 
befindliche Person von den Justizbehörden eines anderen Vertragsstaats als 
Zeuge oder Sachverständiger vernommen werden muss, auf Ersuchen dieses 
anderen Vertragsstaats erlauben, dass die Vernehmung über eine Videokonfe
renz stattfindet, falls das persönliche Erscheinen der betreffenden Person im 
Hoheitsgebiet des ersuchenden Vertragsstaats nicht möglich oder nicht wün
schenswert ist. Die Vertragsstaaten können vereinbaren, dass die Vernehmung 
von einer Justizbehörde des ersuchenden Vertragsstaats und in Gegenwart 
einer Justizbehörde des ersuchten Vertragsstaats durchgeführt wird.

-

-

(19)  Der ersuchende Vertragsstaat übermittelt oder verwendet vom ersuchten 
Vertragsstaat erhaltene Informationen oder Beweismittel nicht ohne dessen 
vorherige Zustimmung für andere als in dem Ersuchen bezeichnete Ermitt
lungen, Strafverfolgungsmaßnahmen oder Gerichtsverfahren. Dieser Absatz 
hindert den ersuchenden Vertragsstaat nicht daran, in seinem Verfahren 
Informationen oder Beweismittel offen zu legen, die einen Beschuldigten 
entlasten. In diesem Fall unterrichtet der ersuchende Vertragsstaat vor der 

-
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Offenlegung den ersuchten Vertragsstaat und konsultiert diesen auf Verlan
gen. Ist ausnahmsweise keine vorherige Unterrichtung möglich, so setzt der 
ersuchende Vertragsstaat den ersuchten Vertragsstaat unverzüglich von der 
Offenlegung in Kenntnis.

-

(20)  Der ersuchende Vertragsstaat kann verlangen, dass der ersuchte Vertrags
staat das Ersuchen und seinen Inhalt vertraulich behandelt, soweit die 
Erledigung des Ersuchens nichts anderes gebietet. Kann der ersuchte Ver
tragsstaat der verlangten Vertraulichkeit nicht entsprechen, so setzt er den 
ersuchenden Vertragsstaat umgehend davon in Kenntnis.

-

-

(21)  Die Rechtshilfe kann verweigert werden,
a)  wenn das Ersuchen nicht in Übereinstimmung mit diesem Artikel 

gestellt wird;
b)  wenn der ersuchte Vertragsstaat der Ansicht ist, dass die Erledigung 

des Ersuchens geeignet ist, seine Souveränität, seine Sicherheit, seine 
öffentliche Ordnung oder andere wesentliche Interessen zu beeinträch
tigen;

-

c)  wenn es den Behörden des ersuchten Vertragsstaats nach seinem 
innerstaatlichen Recht untersagt wäre, die Maßnahme, um die ersucht 
wurde, in Bezug auf eine vergleichbare Straftat zu ergreifen, die Gegen
stand von Ermittlungen, Strafverfolgungsmaßnahmen oder Gerichts
verfahren unter seiner eigenen Gerichtsbarkeit wäre;

-
-

d)  wenn es dem Rechtshilferecht des ersuchten Vertragsstaats zuwiderlie
fe, dem Ersuchen stattzugeben.

-

(22)  Die Vertragsstaaten können ein Rechtshilfeersuchen nicht mit der alleinigen 
Begründung ablehnen, dass die Straftat als eine Tat angesehen wird, die auch 
fiskalische Angelegenheiten berührt.

(23)  Die Verweigerung der Rechtshilfe ist zu begründen.
(24)  Der ersuchte Vertragsstaat erledigt das Rechtshilfeersuchen so bald wie 

möglich und berücksichtigt dabei so weit wie möglich die vom ersuchen
den Vertragsstaat vorgeschlagenen Fristen, die vorzugsweise im Ersuchen 
begründet werden. Der ersuchende Vertragsstaat kann angemessene Aus
kunftsersuchen zum Stand und Fortschritt der vom ersuchten Vertragsstaat 
zur Erledigung seines Ersuchens getroffenen Maßnahmen stellen. Der er
suchte Vertragsstaat beantwortet angemessene Nachfragen des ersuchenden 
Vertragsstaats nach dem Stand des Ersuchens und dem Fortschritt bei seiner 
Bearbeitung. Der ersuchende Vertragsstaat setzt den ersuchten Vertragsstaat 
umgehend davon in Kenntnis, wenn die erbetene Rechtshilfe nicht mehr 
notwendig ist.

-

-

-

(25)  Die Rechtshilfe kann vom ersuchten Vertragsstaat mit der Begründung auf
geschoben werden, dass sie laufende Ermittlungen, Strafverfolgungsmaß-

-
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nahmen oder Gerichtsverfahren beeinträchtigt.
(26)  Bevor der ersuchte Vertragsstaat ein Ersuchen nach Absatz 21 ablehnt oder 

seine Erledigung nach Absatz 25 aufschiebt, konsultiert er den ersuchenden 
Vertragsstaat, um festzustellen, ob die Rechtshilfe unter den von ihm als 
erforderlich erachteten Bedingungen geleistet werden kann. Nimmt der 
ersuchende Vertragsstaat die Rechtshilfe unter diesen Bedingungen an, so 
muss er sich an die Bedingungen halten.

(27)  Unbeschadet der Anwendung des Absatzes 12 dürfen Zeugen, Sachverstän
dige oder andere Personen, die bereit sind, auf Ersuchen des ersuchenden 
Vertragsstaats im Hoheitsgebiet des ersuchenden Vertragsstaats in einem 
Verfahren auszusagen oder bei Ermittlungen, Strafverfolgungsmaßnah
men oder Gerichtsverfahren mitzuwirken, in diesem Hoheitsgebiet wegen 
Handlungen, Unterlassungen oder Verurteilungen aus der Zeit vor ihrer 
Abreise aus dem Hoheitsgebiet des ersuchten Vertragsstaats weder verfolgt 
noch in Haft gehalten, bestraft oder einer sonstigen Beschränkung ihrer 
persönlichen Freiheit unterworfen werden. Dieses freie Geleit endet, wenn 
die Zeugen, Sachverständigen oder anderen Personen während fünfzehn 
aufeinander folgender Tage oder während einer anderen von den Vertrags
staaten vereinbarten Zeitspanne, nachdem ihnen amtlich mitgeteilt wurde, 
dass ihre Anwesenheit von den Justizbehörden nicht länger verlangt wird, 
die Möglichkeit gehabt haben, das Hoheitsgebiet des ersuchenden Vertrags
staats zu verlassen, und trotzdem freiwillig dort bleiben oder wenn sie nach 
Verlassen dieses Gebiets freiwillig dorthin zurückgekehrt sind.

-

-

-

-

(28)  Der ersuchte Vertragsstaat trägt die gewöhnlichen Kosten der Erledigung 
eines Ersuchens, sofern die Vertragsstaaten nichts anderes vereinbaren. Sind 
oder werden bei der Erledigung eines Ersuchens erhebliche oder außerge
wöhnliche Aufwendungen erforderlich, so konsultieren die Vertragsstaaten 
einander, um festzulegen, unter welchen Bedingungen das Ersuchen erledigt 
wird und auf welche Weise die Kosten getragen werden.

-

(29)  Der ersuchte Vertragsstaat
a)  stellt dem ersuchenden Vertragsstaat Abschriften von amtlichen Un

terlagen, Schriftstücken oder Informationen zur Verfügung, die sich in 
seinem Besitz befinden und die nach seinem innerstaatlichen Recht der 
Allgemeinheit zugänglich sind;

-

b)  kann dem ersuchenden Vertragsstaat nach eigenem Ermessen Abschrif
ten von amtlichen Unterlagen, Schriftstücken oder Informationen, die 
sich in seinem Besitz befinden und die nach seinem innerstaatlichen 
Recht nicht der Allgemeinheit zugänglich sind, ganz, teilweise oder 
unter den von ihm als angemessen erachteten Bedingungen zur Verfü
gung stellen.

-

-
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(30)  Die Vertragsstaaten prüfen gegebenenfalls die Möglichkeit des Abschlusses 
zwei- oder mehrseitiger Übereinkünfte, die den Zwecken dieses Artikels die
nen, ihn praktisch wirksam machen oder seine Bestimmungen verstärken.

-

Artikel 47 – Übertragung von Strafverfahren
Die Vertragsstaaten prüfen die Möglichkeit, einander Verfahren zur Strafverfol
gung wegen einer in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschrie
benen Straftat in Fällen zu übertragen, in denen die Übertragung dem Interesse 
einer geordneten Rechtspflege dienlich erscheint, insbesondere in Fällen, in denen 
mehrere Gerichtsbarkeiten betroffen sind, mit dem Ziel, die Strafverfolgung zu 
konzentrieren.

-
-

Artikel 48 – Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Strafverfolgung
(1)  Die Vertragsstaaten arbeiten im Einklang mit ihrer jeweiligen innerstaatli

chen Rechtsund Verwaltungsordnung eng zusammen, um die Wirksamkeit 
der Maßnahmen auf dem Gebiet der Strafverfolgung zur Bekämpfung der 
Straftaten nach diesem Übereinkommen zu verstärken. Die Vertragsstaaten 
treffen insbesondere wirksame Maßnahmen,

-

a)  um Nachrichtenverbindungen zwischen ihren zuständigen Behörden, 
Stellen und Ämtern zu verbessern und erforderlichenfalls einzurichten, 
um den sicheren und raschen Informationsaustausch über alle Erschei
nungsformen der Straftaten nach diesem Übereinkommen, einschließ
lich - wenn die betreffenden Vertragsstaaten dies für zweckmäßig 
erachten - der Verbindungen zu anderen Straftaten, zu erleichtern;

-
-

b)  um bei Ermittlungen zu folgenden Fragen in Bezug auf Straftaten nach 
diesem Übereinkommen mit den anderen Vertragsstaaten zusammen
zuarbeiten:

-

i) Identität, Aufenthaltsort und Tätigkeit von Personen, die der Beteili
gung an solchen Straftaten verdächtig sind, und Aufenthaltsort anderer 
betroffener Personen;

-

ii) Bewegungen der aus der Begehung solcher Straftaten stammenden 
Erträge oder Vermögensgegenstände;
iii) Bewegungen von bei der Begehung solcher Straftaten verwendeten 
oder dazu bestimmten Vermögensgegenständen, Geräten oder anderen 
Tatwerkzeugen;

c)  um gegebenenfalls die erforderlichen Gegenstände oder Mengen an 
Stoffen zu Analyse- oder Ermittlungszwecken zur Verfügung zu stellen;

d)  um gegebenenfalls mit anderen Vertragsstaaten Informationen über die 
zur Begehung von Straftaten nach diesem Übereinkommen eingesetz
ten spezifischen Mittel und Methoden auszutauschen, einschließlich 
der Benutzung falscher Identitäten, gefälschter, veränderter oder 

-
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falscher und sonstiger Mittel zur Verschleierung von Tätigkeiten;
e)  um die wirksame Koordinierung zwischen ihren zuständigen Behör

den, Stellen und Ämtern zu erleichtern und den Austausch von Personal 
und Sachverständigen, einschließlich - vorbehaltlich zweiseitiger Über
einkünfte zwischen den betreffenden Vertragsstaaten - des Einsatzes 
von Verbindungsbeamten, zu fördern;

-

-

f)  um Informationen auszutauschen sowie Verwaltungs- und andere 
Maßnahmen zu koordinieren, die zum Zweck der frühzeitigen Aufde
ckung von Straftaten nach diesem Übereinkommen gegebenenfalls 
ergriffen werden.

-

(2)  Im Hinblick auf die Durchführung dieses Übereinkommens erwägen die 
Vertragsstaaten, zwei- oder mehrseitige Übereinkünfte über eine unmit
telbare Zusammenarbeit zwischen ihren Strafverfolgungsbehörden zu 
schließen beziehungsweise, falls solche Übereinkünfte bereits bestehen, 
diese zu ändern. Bestehen zwischen den betreffenden Vertragsstaaten keine 
solchen Übereinkünfte, so können sie dieses Übereinkommen als Grundlage 
für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Strafverfolgung in Bezug auf 
die Straftaten nach diesem Übereinkommen ansehen. Soweit zweckmäßig, 
nutzen die Vertragsstaaten Übereinkünfte wie auch internationale oder 
regionale Organisationen in vollem Maß, um die Zusammenarbeit zwischen 
ihren Strafverfolgungsbehörden zu verstärken.

-

(3)  Die Vertragsstaaten bemühen sich, im Rahmen ihrer Möglichkeiten zusam
menzuarbeiten, um Straftaten nach diesem Übereinkommen, die mittels 
moderner Technologien begangen werden, zu begegnen.

-

Artikel 49 – Gemeinsame Ermittlungen
Die Vertragsstaaten prüfen den Abschluss zwei- oder mehrseitiger Übereinkünfte, 
nach denen die beteiligten zuständigen Behörden in Bezug auf Angelegenheiten, 
die Gegenstand von Ermittlungen, Strafverfolgungsmaßnahmen oder Gerichts
verfahren in einem oder mehreren Staaten sind, gemeinsame Ermittlungsorgane 
errichten können. In Ermangelung derartiger Übereinkünfte können gemeinsa
me Ermittlungen von Fall zu Fall vereinbart werden. Die beteiligten Vertragsstaa
ten stellen sicher, dass die Souveränität des Vertragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet 
diese Ermittlungen stattfinden sollen, uneingeschränkt geachtet wird.

-

-
-

Artikel 50 – Besondere Ermittlungsmethoden
(1)  Zur wirksamen Korruptionsbekämpfung trifft jeder Vertragsstaat, soweit 

es die wesentlichen Grundsätze seiner innerstaatlichen Rechtsordnung 
zulassen und unter den in seinem innerstaatlichen Recht vorgeschriebenen 
Bedingungen, im Rahmen seiner Möglichkeiten die erforderlichen Maßnah
men, um die angemessene Anwendung der kontrollierten Lieferung und, 

-
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soweit er dies für zweckmäßig erachtet, anderer besonderer Ermittlungsme
thoden, wie elektronische Überwachung oder andere Formen der Überwa
chung und verdeckte Ermittlungen, durch seine zuständigen Behörden in 
seinem Hoheitsgebiet zu ermöglichen und um vorzusehen, dass die daraus 
gewonnenen Beweismittel vor Gericht zugelassen werden können.

-
-

(2)  Zum Zweck der Ermittlungen wegen Straftaten nach diesem Übereinkom
men wird den Vertragsstaaten nahe gelegt, falls erforderlich geeignete zwei- 
oder mehrseitige Übereinkünfte für die Anwendung solcher besonderen 
Ermittlungsmethoden im Rahmen der Zusammenarbeit auf internationaler 
Ebene zu schließen. Diese Übereinkünfte werden unter uneingeschränkter 
Beachtung des Grundsatzes der souveränen Gleichheit der Staaten geschlos
sen und angewendet und streng nach den Bestimmungen dieser Überein
künfte ausgeführt.

-

-
-

(3)  In Ermangelung einer Übereinkunft nach Absatz 2 werden Entscheidungen 
über die Anwendung solcher besonderen Ermittlungsmethoden auf inter
nationaler Ebene von Fall zu Fall getroffen und können, falls erforderlich, 
finanzielle Vereinbarungen und Absprachen im Hinblick auf die Ausübung 
der Gerichtsbarkeit durch die betreffenden Vertragsstaaten in Betracht zie
hen.

-

-

(4)  Entscheidungen über die Anwendung der kontrollierten Lieferung auf inter
nationaler Ebene können mit Zustimmung der betreffenden Vertragsstaaten 
auch Methoden umfassen, bei denen die Güter oder Geldmittel beispielswei
se abgefangen und derart zur Weiterbeförderung freigegeben werden, dass 
sie entweder unangetastet bleiben oder ganz oder teilweise entfernt oder 
ersetzt werden.

-

-

Kapitel V – Wiedererlangung von Vermögenswerten

Artikel 51 - Allgemeine Bestimmung
Die Rückgabe von Vermögenswerten nach diesem Kapitel ist ein wesentlicher 
Grundsatz dieses Übereinkommens; die Vertragsstaaten arbeiten in dieser Hin
sicht im größtmöglichen Umfang zusammen und unterstützen einander.

-

Artikel 52 – Verhütung und Aufdeckung der Übertragung von 
Erträgen aus Straftaten

(1)  Unbeschadet des Artikels 14 trifft jeder Vertragsstaat in Übereinstimmung 
mit seinem innerstaatlichen Recht die erforderlichen Maßnahmen, um von 
Finanzinstitutionen, die seiner Hoheitsgewalt unterliegen, zu verlangen, 
dass sie die Identität von Kundinnen und Kunden überprüfen, angemes
sene Schritte unternehmen, um die Identität der wirtschaftlichen Eigen
tümer von auf Großkonten (high-value accounts) eingezahlten Geldern 

-
-
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festzustellen, und Konten verstärkt überprüfen, die von Personen, die mit 
herausragenden öffentlichen Aufgaben betraut sind oder waren, oder deren 
Familienangehörigen und engen Partnern oder für diese beantragt oder 
unterhalten werden. Diese verstärkte Überprüfung ist in zumutbarer Weise 
so zu gestalten, dass verdächtige Transaktionen zum Zweck der Meldung bei 
den zuständigen Behörden aufgedeckt werden; sie soll nicht als ein Mittel 
verstanden werden, um Finanzinstitutionen davon abzuhalten oder ihnen 
zu untersagen, Geschäfte mit rechtmäßigen Kundinnen und Kunden zu 
tätigen.

(2)  Zur Erleichterung der Durchführung der in Absatz 1 vorgesehenen Maß
nahmen unternimmt jeder Vertragsstaat in Übereinstimmung mit seinem 
innerstaatlichen Recht und geleitet durch einschlägige Initiativen regionaler, 
interregionaler und multilateraler Organisationen Folgendes gegen die Geld
wäsche:

-

-

a)  Er gibt Leitlinien heraus zu den Arten von natürlichen oder juristischen 
Personen, deren Konten von Finanzinstitutionen, die seiner Hoheits
gewalt unterliegen, verstärkt zu überprüfen sind, zu den Konten- und 
Transaktionsarten, auf die besonders zu achten ist, und zu geeigneten 
Maßnahmen, die bezüglich der Eröffnung und Führung solcher Konten 
und der Führung der Unterlagen zu treffen sind, und

-

b)  er teilt Finanzinstitutionen, die seiner Hoheitsgewalt unterliegen, auf 
Ersuchen eines anderen Vertragsstaats oder von sich aus gegebenenfalls 
die Identität bestimmter natürlicher oder juristischer Personen mit, 
deren Konten von den betreffenden Instituten verstärkt zu überprüfen 
sind, zusätzlich zu denjenigen Personen, die von den Kreditinstituten 
gegebenenfalls anderweitig identifiziert werden.

(3)  Im Rahmen des Absatzes 2 Buchstabe a führt jeder Vertragsstaat Maßnah
men durch, um sicherzustellen, dass seine Finanzinstitutionen über einen 
angemessenen Zeitraum geeignete Unterlagen zu Konten und Transaktionen 
aufbewahren, welche die in Absatz 1 genannten Personen betreffen; diese 
Unterlagen sollen mindestens Angaben zur Identität des Kunden oder der 
Kundin und, soweit möglich, des wirtschaftlichen Eigentümers enthalten.

-

(4)  Mit dem Ziel, die Übertragung von Erträgen aus Straftaten, die in Über
einstimmung mit diesem Übereinkommen umschrieben sind, zu verhüten 
und aufzudecken, führt jeder Vertragsstaat angemessene und wirksame 
Maßnahmen durch, um mit Hilfe seiner Regulierungsund Aufsichtsstellen 
zu verhindern, dass Banken gegründet werden, die nicht über eine physische 
Präsenz verfügen und keiner regulierten Finanzgruppe angegliedert sind. 
Darüber hinaus können die Vertragsstaaten erwägen, ihren Finanzinstitu
tionen vorzuschreiben, dass sie keine Korrespondenzbankbeziehung mit 
derartigen Institutionen eingehen oder weiterführen dürfen und sich dage-

-

-
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gen schützen müssen, Geschäftsbeziehungen mit ausländischen Finanzins
titutionen einzugehen, die es zulassen, dass ihre Konten von Banken genutzt 
werden, die nicht über eine physische Präsenz verfügen und keiner regulier
ten Finanzgruppe angegliedert sind.

-

-

(5)  Jeder Vertragsstaat erwägt, für entsprechende Amtsträger in Übereinstim
mung mit seinem innerstaatlichen Recht wirksame Regelungen für die Of
fenlegung ihrer Vermögensverhältnisse zu schaffen, und sieht bei Nichter
füllung angemessene Sanktionen vor. Jeder Vertragsstaat erwägt ferner, die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit seine zuständigen Behörden 
diese Informationen den zuständigen Behörden in anderen Vertragsstaaten 
übermitteln dürfen, wenn dies erforderlich ist, um Erträge aus in Über
einstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten zu 
ermitteln, Anspruch darauf zu erheben und sie wiederzuerlangen.

-
-
-

-

(6)  Jeder Vertragsstaat erwägt, in Übereinstimmung mit seinem innerstaatli
chen Recht die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um entsprechende 
Amtsträger, die an einem Finanzkonto im Ausland beteiligt oder in Bezug 
darauf unterschriftsberechtigt oder anderweitig bevollmächtigt sind, zu 
verpflichten, diesen Umstand den zuständigen Behörden anzuzeigen und 
geeignete Unterlagen zu solchen Konten zu führen. Diese Maßnahmen sehen 
auch angemessene Sanktionen bei Nichterfüllung vor.

-

Artikel 53 – Maßnahmen zur unmittelbaren Wiedererlangung 
von Vermögensgegenständen

Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung mit seinem innerstaatlichen Recht 
die erforderlichen Maßnahmen, damit

a)  ein anderer Vertragsstaat vor seinen Gerichten eine Zivilklage anstren
gen kann, um seinen Rechtsanspruch auf Vermögensgegenstände, die 
durch Begehung einer in Übereinstimmung mit diesem Übereinkom
men umschriebenen Straftat erworben wurden, oder sein Eigentum 
daran geltend zu machen;

-

-

b)  seine Gerichte anordnen können, dass diejenigen, die in Übereinstim
mung mit diesem Übereinkommen umschriebene Straftaten begangen 
haben, einem anderen Vertragsstaat, der durch diese Straftaten geschä
digt wurde, Entschädigung oder Schadensersatz zu leisten haben, und

-

-

c)  seine Gerichte oder zuständigen Behörden, wenn sie über eine Einzie
hung zu entscheiden haben, den Anspruch eines anderen Vertragsstaats 
als rechtmäßiger Eigentümer von Vermögensgegenständen, die durch 
Begehung einer in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen 
umschriebenen Straftat erworben wurden, anerkennen können.

-
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Artikel 54 – Mechanismen zur Wiedererlangung von Vermögensgegenständen 
durch internationale Zusammenarbeit bei der Einziehung

(1)  Mit dem Ziel, nach Artikel 55 Rechtshilfe in Bezug auf Vermögensgegenstän
de zu leisten, die durch Begehung einer in Übereinstimmung mit diesem 
Übereinkommen umschriebenen Straftat erworben oder dafür verwendet 
wurden, wird jeder Vertragsstaat in Übereinstimmung mit seinem inner
staatlichen Recht

-

-

a)  die erforderlichen Maßnahmen treffen, damit seine zuständigen 
Behörden eine Einziehungsentscheidung eines Gerichts eines anderen 
Vertragsstaats ausführen können;

b)  die erforderlichen Maßnahmen treffen, damit seine zuständigen Be
hörden, sofern sie Zuständigkeit haben, die Einziehung solcher Vermö
gensgegenstände ausländischen Ursprungs im Wege der Entscheidung 
über ein Geldwäschedelikt oder eine andere unter seine Hoheitsgewalt 
fallende Straftat oder anderer nach seinem innerstaatlichen Recht 
zulässiger Verfahren anordnen können, und

-
-

c)  erwägen, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit solche 
Vermögensgegenstände ohne strafrechtliche Verurteilung eingezogen 
werden können, wenn der Täter nicht verfolgt werden kann, weil er 
verstorben, geflohen oder abwesend ist oder weil andere entsprechende 
Umstände vorliegen.

(2)  Mit dem Ziel, Rechtshilfe aufgrund eines Ersuchens nach Artikel 55 Absatz 2 
zu leisten, wird jeder Vertragsstaat in Übereinstimmung mit seinem inner
staatlichen Recht

-

a)  die erforderlichen Maßnahmen treffen, damit seine zuständigen 
Behörden Vermögensgegenstände einfrieren oder beschlagnahmen 
können, wenn eine Einfrierungs- oder Beschlagnahmeentscheidung 
eines Gerichts oder einer zuständigen Behörde eines ersuchenden Ver
tragsstaats vorliegt, die dem ersuchten Vertragsstaat eine angemessene 
Grundlage für die Annahme liefert, dass es hinreichende Gründe für 
die Ergreifung solcher Maßnahmen gibt und dass in Bezug auf die Ver
mögensgegenstände letztlich eine Einziehungsentscheidung im Sinne 
des Absatzes 1 Buchstabe a ergehen wird;

-

-

b)  die erforderlichen Maßnahmen treffen, damit seine zuständigen Behör
den Vermögensgegenstände einfrieren oder beschlagnahmen können, 
wenn ein Ersuchen vorliegt, das dem ersuchten Vertragsstaat einen 
angemessenen Grund zu der Annahme liefert, dass es hinreichende 
Gründe für die Ergreifung solcher Maßnahmen gibt und dass in Bezug 
auf die Vermögensgegenstände letztlich eine Einziehungsentscheidung 
im Sinne des Absatzes 1 Buchstabe a ergehen wird, und

-
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c)  erwägen, zusätzliche Maßnahmen zu treffen, damit seine zuständigen 
Behörden Vermögensgegenstände für eine Einziehung, beispielsweise 
aufgrund einer im Ausland erfolgten Festnahme oder Anklage, die mit 
ihrem Erwerb im Zusammenhang steht, sicherstellen können.

Artikel 55 – Internationale Zusammenarbeit zum Zweck der Einziehung
(1)  Hat ein Vertragsstaat von einem anderen Vertragsstaat, der Gerichtsbarkeit 

über eine in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebe
ne Straftat hat, ein Ersuchen um Einziehung von in seinem Hoheitsgebiet 
befindlichen Erträgen aus Straftaten, Vermögensgegenständen, Geräten oder 
sonstigen Tatwerkzeugen nach Artikel 31 Absatz 1 erhalten, so wird er im 
größtmöglichen Umfang, den seine innerstaatliche Rechtsordnung zulässt,

-

a)  das Ersuchen an seine zuständigen Behörden weiterleiten, um eine Ein
ziehungsentscheidung zu erwirken und, falls sie erlassen wird, ausfüh
ren zu lassen, oder

-
-

b)  eine von einem Gericht im Hoheitsgebiet des ersuchenden Vertrags
staats nach den Artikeln 31 Absatz 1 und 54 Absatz 1 Buchstabe a 
erlassene Einziehungsentscheidung an seine zuständigen Behörden 
weiterleiten, damit diese im erbetenen Umfang ausgeführt wird, soweit 
sie sich auf Erträge aus Straftaten, Vermögensgegenstände, Geräte oder 
sonstige Tatwerkzeuge nach Artikel 31 Absatz 1 bezieht, die sich im 
Hoheitsgebiet des ersuchten Vertragsstaats befinden.

-

(2)  Auf Ersuchen eines anderen Vertragsstaats, der über eine in Übereinstim
mung mit diesem Übereinkommen umschriebene Straftat Gerichtsbar
keit hat, trifft der ersuchte Vertragsstaat Maßnahmen, um die Erträge aus 
Straftaten, Vermögensgegenstände, Geräte oder sonstigen Tatwerkzeuge 
nach Artikel 31 Absatz 1 zu ermitteln, einzufrieren oder zu beschlagnahmen, 
damit sie entweder aufgrund einer Entscheidung des ersuchenden Vertrags
staats oder, im Fall eines nach Absatz 1 gestellten Ersuchens, aufgrund einer 
Entscheidung des ersuchten Vertragsstaats letztlich eingezogen werden 
können.

-
-

-

(3)  Artikel 46 gilt sinngemäß. Neben den in Artikel 46 Absatz 15 aufgeführten 
Angaben enthalten die nach diesem Artikel gestellten Ersuchen Folgendes:
a)  im Fall eines Ersuchens nach Absatz 1 Buchstabe a eine Beschreibung 

der einzuziehenden Vermögensgegenstände einschließlich, soweit 
möglich, des Orts, an dem sie sich befinden, und, soweit von Belang, 
ihres Schätzwerts sowie eine Darstellung des Sachverhalts, auf den sich 
der ersuchende Vertragsstaat stützt, die es dem ersuchten Vertragsstaat 
ermöglichen, nach seinem innerstaatlichen Recht eine Einziehungsent
scheidung zu erwirken;

-
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b)  im Fall eines Ersuchens nach Absatz 1 Buchstabe b eine rechtlich 
verwertbare Abschrift einer vom ersuchenden Vertragsstaat erlasse
nen Einziehungsentscheidung, auf die sich das Ersuchen stützt, eine 
Sachverhaltsdarstellung und Angaben über den Umfang, in dem um 
Ausführung der Entscheidung ersucht wird, eine Erklärung, in der die 
Maßnahmen aufgeführt werden, die vom ersuchenden Vertragsstaat 
getroffen wurden, um gutgläubigen Dritten angemessene Kenntnis zu 
geben und ein ordnungsgemäßes Verfahren zu gewährleisten, sowie 
eine Erklärung über die Endgültigkeit der Einziehungsentscheidung;

-

c)  im Fall eines Ersuchens nach Absatz 2 eine Darstellung des Sach
verhalts, auf den sich der ersuchende Vertragsstaat stützt, und eine 
Beschreibung der Maßnahmen, um die ersucht wird, sowie, wenn 
vorhanden, eine rechtlich verwertbare Abschrift einer Entscheidung, 
auf der das Ersuchen beruht.

-

(4)  Die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Entscheidungen oder Maßnah
men werden vom ersuchten Vertragsstaat nach Maßgabe und vorbehaltlich 
seines innerstaatlichen Rechts und seiner Verfahrensregeln oder der zwei- 
oder mehrseitigen Übereinkünfte getroffen, durch die er im Verhältnis zum 
ersuchenden Vertragsstaat gebunden ist.

-

(5)  Jeder Vertragsstaat übermittelt dem Generalsekretär der Vereinten Nationen 
Abschriften oder Beschreibungen seiner Gesetze und sonstigen Vorschrif
ten zur Durchführung dieses Artikels sowie jeder späteren Änderung dieser 
Gesetze und sonstigen Vorschriften.

-

(6)  Macht ein Vertragsstaat die in den Absätzen 1 und 2 genannten Maßnahmen 
vom Bestehen eines einschlägigen Vertrags abhängig, so sieht er dieses Über
einkommen als notwendige und ausreichende Vertragsgrundlage an.

-

(7)  Die Zusammenarbeit nach diesem Artikel kann auch verweigert und vorläu
fige Maßnahmen können aufgehoben werden, wenn der ersuchte Vertrags
staat nicht in hinreichendem Umfang und rechtzeitig Beweise erhält oder 
wenn die Vermögensgegenstände von geringfügigem Wert sind.

-
-

(8)  Bevor der ersuchte Vertragsstaat eine nach diesem Artikel getroffene vor
läufige Maßnahme aufhebt, gibt er dem ersuchenden Vertragsstaat, soweit 
möglich, Gelegenheit, seine Gründe für eine Fortdauer der Maßnahme 
darzulegen.

-

(9)  Dieser Artikel darf nicht so ausgelegt werden, dass er die Rechte gutgläubiger 
Dritter beeinträchtigt.

Artikel 56 – Besondere Zusammenarbeit
Unbeschadet seines innerstaatlichen Rechts ist jeder Vertragsstaat bestrebt, 
Maßnahmen zu treffen, die es ihm erlauben, Informationen über Erträge aus 
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in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten, 
ohne dass davon seine eigenen Ermittlungen, Strafverfolgungsmaßnahmen oder 
Gerichtsverfahren berührt werden, einem anderen Vertragsstaat ohne vorheriges 
Ersuchen zu übermitteln, wenn er der Auffassung ist, dass die Offenlegung dieser 
Informationen dem anderen Vertragsstaat bei der Einleitung oder Durchfüh
rung von Ermittlungen, Strafverfolgungsmaßnahmen oder Gerichtsverfahren 
behilflich sein oder dazu führen könnte, dass dieser Vertragsstaat ein Ersuchen 
aufgrund dieses Kapitels stellt.

-

Artikel 57 – Rückgabe von Vermögenswerten und Verfügung darüber
(1)  Ein Vertragsstaat, der Vermögensgegenstände nach Artikel 31 oder 55 

eingezogen hat, verfügt darüber in Übereinstimmung mit diesem Überein
kommen und seinem innerstaatlichen Recht, auch durch Rückgabe an die 
früheren rechtmäßigen Eigentümer nach Absatz 3.

-

(2)  Jeder Vertragsstaat trifft in Übereinstimmung mit den wesentlichen Grund
sätzen seines innerstaatlichen Rechts die erforderlichen gesetzgeberischen 
und sonstigen Maßnahmen, damit seine zuständigen Behörden, wenn sie auf 
Ersuchen eines anderen Vertragsstaats tätig werden, eingezogene Vermö
gensgegenstände nach diesem Übereinkommen unter Berücksichtigung der 
Rechte gutgläubiger Dritter zurückgeben können.

-

-

(3)  Nach den Artikeln 46 und 55 sowie den Absätzen 1 und 2 dieses Artikels geht 
der ersuchte Vertragsstaat wie folgt vor:
a)  Im Fall der Unterschlagung öffentlicher Gelder oder des Waschens 

unterschlagener öffentlicher Gelder nach den Artikeln 17 und 23 und 
wenn die Einziehung nach Artikel 55 und auf der Grundlage einer 
im ersuchenden Vertragsstaat getroffenen endgültigen gerichtlichen 
Entscheidung - eine Voraussetzung, auf die der ersuchte Vertragsstaat 
verzichten kann - ausgeführt wurde, gibt er die eingezogenen Vermö
gensgegenstände an den ersuchenden Vertragsstaat zurück;

-

b)  im Fall von Erträgen aus einer anderen Straftat nach diesem Über
einkommen und wenn die Einziehung nach Artikel 55 und auf der 
Grundlage einer im ersuchenden Vertragsstaat ergangenen endgültigen 
gerichtlichen Entscheidung - eine Voraussetzung, auf die der ersuchte 
Vertragsstaat verzichten kann - ausgeführt wurde, gibt er die einge
zogenen Vermögensgegenstände an den ersuchenden Vertragsstaat 
zurück, wenn dieser ihm gegenüber hinreichend nachweist, dass diese 
eingezogenen Vermögensgegenstände vorher in seinem Eigentum 
standen, oder wenn der ersuchte Vertragsstaat als Grundlage für die 
Rückgabe der eingezogenen Vermögensgegenstände anerkennt, dass 
dem ersuchenden Vertragsstaat ein Schaden entstanden ist;

-

-
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c)  in allen anderen Fällen zieht er vorrangig in Erwägung, die eingezoge
nen Vermögensgegenstände dem ersuchenden Vertragsstaat oder ihren 
früheren, rechtmäßigen Eigentümern zurückzugeben oder die Opfer 
der Straftat zu entschädigen.

-

(4)  Sofern die Vertragsstaaten nichts anderes beschließen, kann der ersuchte 
Vertragsstaat gegebenenfalls angemessene Kosten abziehen, die bei Ermitt
lungen, Strafverfolgungsmaßnahmen oder Gerichtsverfahren entstanden 
sind, die nach diesem Artikel zur Rückgabe der eingezogenen Vermögensge
genstände oder zur Verfügung über diese führen.

-

-

(5)  Gegebenenfalls können die Vertragsstaaten ferner besonders in Erwägung 
ziehen, von Fall zu Fall beiderseitig annehmbare Übereinkünfte in Bezug 
auf die endgültige Verfügung über eingezogene Vermögensgegenstände zu 
schließen.

Artikel 58 – Finanznachrichtendienst
(Financial Intelligence Unit)
Die Vertragsstaaten arbeiten mit dem Ziel zusammen, die Übertragung von 
Erträgen aus in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen 
Straftaten zu verhüten und zu bekämpfen sowie die Möglichkeiten zur Wieder
erlangung solcher Erträge zu fördern; zu diesem Zweck erwägen sie die Einrich
tung eines Finanznachrichtendiensts, der dafür zuständig ist, Meldungen über 
verdächtige Finanztransaktionen entgegenzunehmen, zu analysieren und an die 
zuständigen Behörden weiterzuleiten.

-
-

Artikel 59 – Zwei- und mehrseitige Übereinkünfte
Die Vertragsstaaten erwägen, zwei- oder mehrseitige Übereinkünfte zu schlie
ßen, um die Wirksamkeit der internationalen Zusammenarbeit aufgrund dieses 
Kapitels zu erhöhen.

-

Kapitel VI – Technische Hilfe und Informationsaustausch

Artikel 60 – Ausbildung und technische Hilfe
(1)  Jeder Vertragsstaat entwickelt oder verbessert, soweit erforderlich, besondere 

Ausbildungsprogramme für sein mit Korruptionsverhütung und -bekämp
fung befasstes Personal. Diese Ausbildungsprogramme könnten sich unter 
anderem mit Folgendem befassen:

-

a)  wirksame Maßnahmen zur Verhütung, Aufdeckung, Untersuchung, 
Ahndung und Bekämpfung von Korruption einschließlich des Einsat
zes von Methoden zum Sammeln von Beweismitteln sowie von Ermitt
lungsmethoden;

-
-



170

Internationale Standards

b)  Aufbau von Kapazitäten zur Entwicklung und Planung von Antikor
ruptionsstrategien;

-

c)  Schulung der zuständigen Behörden in der Erstellung von Rechtshil
feersuchen, die den Anforderungen dieses Übereinkommens entspre
chen;

-
-

d)  Bewertung und Stärkung der Institutionen, der öffentlichen Verwal
tung und der Verwaltung der öffentlichen Finanzen, einschließlich des 
öffentlichen Vergabewesens sowie des privaten Sektors;

-

e)  Verhütung und Bekämpfung der Übertragung von Erträgen aus in 
Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straf
taten und Wiedererlangung dieser Erträge;

-

f)  Aufdeckung und Einfrieren der Übertragung von Erträgen aus in Über
einstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten;

-

g)  Überwachung der Bewegungen von Erträgen aus in Übereinstimmung 
mit diesem Übereinkommen umschriebenen Straftaten sowie der Me
thoden zur Übertragung, Verheimlichung oder Verschleierung solcher 
Erträge;

-

h)  geeignete und effiziente Gesetzgebungs- und Verwaltungsmechanis
men und -methoden zur Erleichterung der Rückgabe von Erträgen aus 
in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen umschriebenen 
Straftaten;

-

i)  Methoden zum Schutz von Opfern und Zeugen, die mit den Justizbe
hörden zusammenarbeiten, und

-

j)  Ausbildung im Bereich nationaler und internationaler Vorschriften und 
Sprachausbildung.

(2)  Die Vertragsstaaten erwägen, einander im Rahmen ihrer Kapazitäten im 
größtmöglichen Umfang technische Hilfe bei ihren jeweiligen Plänen und 
Programmen zur Korruptionsbekämpfung, insbesondere zum Nutzen von 
Entwicklungsländern, zu leisten; hierzu gehören auch materielle Unter
stützung und Ausbildung in den in Absatz 1 genannten Bereichen sowie 
Ausbildung und Hilfe und Austausch von sachdienlichen Erfahrungen und 
Fachwissen zur Erleichterung der internationalen Zusammenarbeit zwi
schen den Vertragsstaaten im Auslieferungs- und Rechtshilfeverkehr.

-

-

(3)  Die Vertragsstaaten verstärken, soweit erforderlich, ihre Anstrengungen zur 
Optimierung der operativen und Ausbildungstätigkeiten in internationalen 
und regionalen Organisationen wie auch im Rahmen einschlägiger zwei- 
und mehrseitiger Übereinkünfte.

(4) Die Vertragsstaaten erwägen, einander auf Ersuchen bei der Durchführung 
von Bewertungen, Untersuchungen und Forschungsarbeiten in Bezug auf 
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Arten, Ursachen, Wirkungen und Kosten von Korruption in ihren jeweiligen 
Ländern zu unterstützen mit dem Ziel, unter Beteiligung der zuständigen 
Behörden und der Gesellschaft Strategien und Aktionspläne zur Korrupti
onsbekämpfung zu entwickeln.

-

(5)  Um die Wiedererlangung von Erträgen aus in Übereinstimmung mit diesem 
Übereinkommen umschriebenen Straftaten zu erleichtern, können die 
Vertragsstaaten zusammenarbeiten, indem sie einander die Namen von 
Sachverständigen mitteilen, die bei der Erreichung dieses Ziels behilflich 
sein könnten.

(6)  Die Vertragsstaaten erwägen, subregionale, regionale und internationale 
Konferenzen und Seminare zu nutzen, um die Zusammenarbeit und techni
sche Hilfe zu fördern und die Erörterung der Probleme von gemeinsamem 
Interesse anzuregen, einschließlich der besonderen Probleme und Bedürf
nisse von Entwicklungsländern und Ländern mit im Übergang befindlichen 
Wirtschaftssystemen.

-

-

(7)  Die Vertragsstaaten erwägen die Einrichtung freiwilliger Mechanismen zur 
finanziellen Unterstützung der Anstrengungen von Entwicklungsländern 
und Ländern mit im Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen bei der 
Anwendung dieses Übereinkommens durch Programme und Projekte der 
technischen Hilfe.

(8)  Jeder Vertragsstaat erwägt die Entrichtung freiwilliger Beiträge an das Büro 
der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung, um über 
das Büro Programme und Projekte in Entwicklungsländern mit dem Ziel der 
Durchführung dieses Übereinkommens zu fördern.

Artikel 61 – Sammlung, Austausch und Analyse von Informationen 
über Korruption

(1)  Jeder Vertragsstaat erwägt, die Tendenzen der Korruption in seinem Hoheits
gebiet sowie die Verhältnisse, in denen Korruptionsdelikte begangen werden, 
in Konsultation mit Sachverständigen zu analysieren.

-

(2)  Die Vertragsstaaten erwägen, statistische Daten, analytisches Fachwissen 
über Korruption und Informationen miteinander sowie über internationale 
und regionale Organisationen aufzubauen und zusammenzuführen mit dem 
Ziel, soweit möglich gemeinsame Begriffsbestimmungen, Normen und Me
thoden sowie Informationen über die besten Praktiken zur Verhütung und 
Bekämpfung von Korruption zu entwickeln.

-

(3)  Jeder Vertragsstaat erwägt, seine politischen Konzepte und seine konkre
ten Maßnahmen zur Bekämpfung der Korruption zu überwachen und ihre 
Wirksamkeit und Effizienz zu bewerten.

-
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Artikel 62 – Sonstige Maßnahmen: Anwendung des Übereinkommens 
durch wirtschaftliche Entwicklung und technische Hilfe

(1)  Die Vertragsstaaten treffen unter Berücksichtigung der schädlichen Aus
wirkungen der Korruption auf die Gesellschaft im Allgemeinen und auf die 
nachhaltige Entwicklung im Besonderen Maßnahmen, die geeignet sind, die 
bestmögliche Anwendung dieses Übereinkommens durch internationale 
Zusammenarbeit zu gewährleisten.

-

(2)  Die Vertragsstaaten unternehmen in Abstimmung untereinander sowie mit 
den internationalen und regionalen Organisationen im Rahmen ihrer Mög
lichkeiten konkrete Anstrengungen,

-

a) um ihre Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern auf verschie
denen Ebenen mit dem Ziel zu verstärken, deren Fähigkeit zur Verhü
tung und Bekämpfung der Korruption zu erhöhen;

-
-

b)  um die finanzielle und materielle Hilfe für die Entwicklungsländer mit 
dem Ziel zu verstärken, deren Anstrengungen zur wirksamen Verhütung 
und Bekämpfung der Korruption zu unterstützen und ihnen bei der 
erfolgreichen Anwendung dieses Übereinkommens behilflich zu sein;

c)  um den Entwicklungsländern und den Ländern mit im Übergang 
befindlichen Wirtschaftssystemen technische Hilfe zu gewähren, damit 
sie ihre Bedürfnisse im Hinblick auf die Anwendung dieses Überein
kommens befriedigen können. Zu diesem Zweck bemühen sich die 
Vertragsstaaten, regelmäßig angemessene freiwillige Beiträge auf ein 
dafür eingerichtetes Konto bei einem Finanzierungsmechanismus der 
Vereinten Nationen einzuzahlen. Die Vertragsstaaten können ferner 
besonders in Erwägung ziehen, im Einklang mit ihrem innerstaatlichen 
Recht und mit diesem Übereinkommen einen bestimmten Prozentsatz 
der Gelder oder des Gegenwerts von Erträgen aus Straftaten oder von 
Vermögensgegenständen, die im Einklang mit diesem Übereinkommen 
eingezogen werden, auf dieses Konto einzuzahlen;

-

d) um andere Staaten und gegebenenfalls Finanzinstitutionen dazu zu 
ermutigen und zu bewegen, sich den im Einklang mit diesem Artikel 
unternommenen Anstrengungen anzuschließen, indem sie insbeson
dere mehr Ausbildungsprogramme und moderne Ausrüstung für die 
Entwicklungsländer bereitstellen, um ihnen bei der Verwirklichung der 
Ziele dieses Übereinkommens behilflich zu sein.

-

(3)  Diese Maßnahmen werden, soweit möglich, unbeschadet bestehender Zu
sagen auf dem Gebiet der Auslandshilfe oder sonstiger Übereinkünfte über 
finanzielle Zusammenarbeit auf bilateraler, regionaler oder internationaler 
Ebene getroffen.

-

(4)  Die Vertragsstaaten können zwei- oder mehrseitige Übereinkünfte über ma
terielle und logistische Hilfe schließen, bei denen die finanziellen Regelun-

-
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gen berücksichtigt werden, die erforderlich sind, um die Wirksamkeit der in 
diesem Übereinkommen vorgesehenen Formen der internationalen Zusam
menarbeit zu gewährleisten und Korruption zu verhüten, aufzudecken und 
zu bekämpfen.

-

Kapitel VII – Mechanismen zur Anwendung

Artikel 63 – Konferenz der Vertragsstaaten des Übereinkommens
(1)  Hiermit wird eine Konferenz der Vertragsstaaten des Übereinkommens 

eingerichtet, um die Fähigkeit der Vertragsstaaten und die Zusammenarbeit 
zwischen ihnen zur Erreichung der in diesem Übereinkommen festgelegten 
Ziele zu verbessern und um seine Anwendung zu fördern und zu überprüfen.

(2)  Die Konferenz der Vertragsstaaten wird vom Generalsekretär der Vereinten 
Nationen spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens 
einberufen. Danach finden ordentliche Sitzungen der Konferenz der Ver
tragsstaaten in Übereinstimmung mit der von ihr beschlossenen Geschäfts
ordnung statt.

-
-

(3)  Die Konferenz der Vertragsstaaten gibt sich eine Geschäftsordnung und be
schließt Regeln für den Ablauf der in diesem Artikel aufgeführten Tätigkei
ten einschließlich Regeln für die Zulassung und Teilnahme von Beobachtern 
und für die Finanzierung der Ausgaben für diese Tätigkeiten.

-
-

(4)  Die Konferenz der Vertragsstaaten vereinbart Tätigkeiten, Verfahren und Ar
beitsmethoden zur Erreichung der in Absatz 1 genannten Ziele; insbesondere 
wird sie

-

a)  die Tätigkeiten der Vertragsstaaten nach den Artikeln 60 und 62 sowie 
den Kapiteln II bis V erleichtern, unter anderem durch Aufrufe zur 
Leistung freiwilliger Beiträge;

b)  den Informationsaustausch zwischen den Vertragsstaaten über Muster 
und Tendenzen der Korruption und über erfolgreiche Praktiken zu 
ihrer Verhütung und Bekämpfung und zur Rückgabe von Erträgen aus 
Straftaten erleichtern, unter anderem durch die Veröffentlichung sach
dienlicher Informationen im Sinne dieses Artikels;

-

c)  mit den zuständigen internationalen und regionalen Organisationen 
und Mechanismen sowie nichtstaatlichen Organisationen zusammen
arbeiten;

-

d)  die von anderen internationalen und regionalen Mechanismen zur 
Bekämpfung und Verhütung der Korruption erarbeiteten sachdienli
chen Informationen in angemessener Weise verwerten, um unnötige 
Doppelarbeit zu vermeiden;

-

e)  die Anwendung dieses Übereinkommens durch die Vertragsstaaten in 
regelmäßigen Zeitabständen überprüfen;
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f)  Empfehlungen zur Verbesserung dieses Übereinkommens und seiner 
Anwendung geben;

g)  den Bedarf der Vertragsstaaten an technischer Hilfe bei der Anwendung 
dieses Übereinkommens feststellen und gegebenenfalls Maßnahmen 
empfehlen, die sie in dieser Hinsicht für nötig erachtet.

(5)  Für die Zwecke des Absatzes 4 verschafft sich die Konferenz der Vertrags
staaten die erforderliche Kenntnis über die von den Vertragsstaaten zur 
Anwendung dieses Übereinkommens ergriffenen Maßnahmen und die dabei 
angetroffenen Schwierigkeiten; hierzu verwendet sie die von den Vertrags
staaten übermittelten Informationen sowie etwaige zusätzliche Überprü
fungsmechanismen, die von ihr eingerichtet werden können.

-

-
-

(6)  Jeder Vertragsstaat übermittelt der Konferenz der Vertragsstaaten Informa
tionen über seine Programme, Pläne und Praktiken sowie über Gesetzge
bungs- und Verwaltungsmaßnahmen zur Anwendung dieses Übereinkom
mens, soweit darum von der Konferenz der Vertragsstaaten ersucht wird. Die 
Konferenz der Vertragsstaaten prüft, wie sie Informationen, unter anderem 
auch Informationen von Vertragsstaaten und zuständigen internationalen 
Organisationen, am wirksamsten entgegennehmen und daraufhin tätig 
werden kann. Beiträge von einschlägigen nichtstaatlichen Organisationen, 
die nach den von der Konferenz der Vertragsstaaten zu beschließenden 
Verfahren ordnungsgemäß akkreditiert sind, können ebenfalls in Erwägung 
gezogen werden.

-
-

-

(7)  Die Konferenz der Vertragsstaaten richtet, falls sie dies für erforderlich 
erachtet, nach den Absätzen 4 bis 6 einen geeigneten Mechanismus oder eine 
geeignete Stelle zur Unterstützung der wirksamen Anwendung des Überein
kommens ein.

-

Artikel 64 – Sekretariat
(1)  Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt die erforderlichen Sekre

tariatsdienste für die Konferenz der Vertragsstaaten des Übereinkommens 
zur Verfügung.

-

(2)  Das Sekretariat
a)  unterstützt die Konferenz der Vertragsstaaten bei den in Artikel 63 be

schriebenen Tätigkeiten, veranstaltet die Tagungen der Konferenz der 
Vertragsstaaten und erbringt die dafür erforderlichen Dienstleistungen;

-

b)  unterstützt die Vertragsstaaten auf ihr Ersuchen bei der Übermittlung 
von Informationen für die Konferenz der Vertragsstaaten, wie in Arti
kel 63 Absätze 5 und 6 vorgesehen, und

-

c)  sorgt für die notwendige Abstimmung mit den Sekretariaten der zu
ständigen internationalen und regionalen Organisationen.

-
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Kapitel VIII – Schlussbestimmungen

Artikel 65 – Anwendung des Übereinkommens
(1)  Jeder Vertragsstaat trifft im Einklang mit den wesentlichen Grundsätzen 

seines innerstaatlichen Rechts die erforderlichen Maßnahmen, einschließ
lich Gesetzgebungs- und Verwaltungsmaßnahmen, um die Erfüllung seiner 
Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen sicherzustellen.

-

(2)  Jeder Vertragsstaat kann zur Verhütung und Bekämpfung der Korruption 
strengere oder schärfere Maßnahmen treffen als in diesem Übereinkommen 
vorgesehen.

Artikel 66 – Beilegung von Streitigkeiten
(1)  Die Vertragsstaaten bemühen sich, Streitigkeiten über die Auslegung oder 

Anwendung dieses Übereinkommens durch Verhandlungen beizulegen.
(2)  Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten über die Ausle

gung oder Anwendung dieses Übereinkommens, die nicht innerhalb einer 
angemessenen Frist durch Verhandlungen beigelegt werden kann, wird 
auf Verlangen eines dieser Vertragsstaaten einem Schiedsverfahren unter
worfen. Können sich die Vertragsstaaten binnen sechs Monaten nach dem 
Zeitpunkt, zu dem das Schiedsverfahren verlangt worden ist, über seine Aus
gestaltung nicht einigen, so kann jeder dieser Vertragsstaaten die Streitigkeit 
dem Internationalen Gerichtshof unterbreiten, indem er einen seinem Statut 
entsprechenden Antrag stellt.

-

-

-

(3)  Jeder Vertragsstaat kann bei der Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung dieses Übereinkommens oder dem Beitritt zu diesem 
erklären, dass er sich durch Absatz 2 nicht als gebunden betrachtet. Die ande
ren Vertragsstaaten sind gegenüber einem Vertragsstaat, der einen solchen 
Vorbehalt angebracht hat, durch Absatz 2 nicht gebunden.

-

(4)  Ein Vertragsstaat, der einen Vorbehalt nach Absatz 3 angebracht hat, kann 
diesen Vorbehalt jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen gerichtete Notifikation zurückziehen.

Artikel 67 – Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme, Genehmigung und Beitritt
(1)  Dieses Übereinkommen liegt für alle Staaten vom 9. bis 11. Dezember 2003 in 

Mérida (Mexiko) und danach bis zum 9. Dezember 2005 am Sitz der Verein
ten Nationen in New York zur Unterzeichnung auf.

-

(2)  Dieses Übereinkommen liegt auch für Organisationen der regionalen Wirt
schaftsintegration zur Unterzeichnung auf, sofern mindestens ein Mitglied
staat der betreffenden Organisation dieses Übereinkommen nach Absatz 1 
unterzeichnet hat.

-
-
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(3)  Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation, Annahme oder Genehmi
gung. Die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden 
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt. Eine Organisation 
der regionalen Wirtschaftsintegration kann ihre Ratifikations-, Annahme- 
oder Genehmigungsurkunde hinterlegen, wenn dies mindestens einer ihrer 
Mitgliedstaaten getan hat. In dieser Ratifikations-, Annahme- oder Geneh
migungsurkunde erklärt die Organisation den Umfang ihrer Zuständigkei
ten in Bezug auf die durch dieses Übereinkommen erfassten Angelegenhei
ten. Die Organisation teilt dem Verwahrer auch jede maßgebliche Änderung 
des Umfangs ihrer Zuständigkeiten mit.

-

-
-
-

(4)  Dieses Übereinkommen steht jedem Staat und jeder Organisation der 
regionalen Wirtschaftsintegration, von der mindestens ein Mitgliedstaat 
Vertragspartei dieses Übereinkommens ist, zum Beitritt offen. Die Beitritts
urkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt. 
Bei ihrem Beitritt erklärt eine Organisation der regionalen Wirtschaftsin
tegration, den Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf die durch dieses 
Übereinkommen erfassten Angelegenheiten. Die Organisation teilt dem 
Verwahrer auch jede maßgebliche Änderung des Umfangs ihrer Zuständig
keiten mit.

-

-

-

Artikel 68 – Inkrafttreten
(1)  Dieses Übereinkommen tritt am neunzigsten Tag nach Hinterlegung der 

dreißigsten Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkun
de in Kraft. Für die Zwecke dieses Absatzes zählt eine von einer Organisation 
der regionalen Wirtschaftsintegration hinterlegte Urkunde nicht als zusätz
liche Urkunde zu den von Mitgliedstaaten der betreffenden Organisation 
hinterlegten Urkunden.

-

-

(2)  Für jeden Staat und jede Organisation der regionalen Wirtschaftsintegrati
on, der beziehungsweise die dieses Übereinkommen nach Hinterlegung der 
dreißigsten entsprechenden Urkunde ratifiziert, annimmt, genehmigt oder 
ihm beitritt, tritt das Übereinkommen am dreißigsten Tag nach Hinterle
gung der entsprechenden Urkunde durch diesen Staat beziehungsweise diese 
Organisation oder am Tag des Inkrafttretens dieses Übereinkommens nach 
Absatz 1 in Kraft, je nachdem, welcher Zeitpunkt der spätere ist.

-

-

Artikel 69 – Änderung
(1)  Nach Ablauf von fünf Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Übereinkom

mens kann ein Vertragsstaat eine Änderung vorschlagen und sie dem Gene
ralsekretär der Vereinten Nationen übermitteln; dieser leitet die vorgeschla
gene Änderung den Vertragsstaaten und der Konferenz der Vertragsstaaten 

-
-
-
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zu, damit diese den Vorschlag prüfen und darüber beschließen können. Die 
Konferenz der Vertragsstaaten bemüht sich nach Kräften um eine Einigung 
durch Konsens über jede Änderung. Sind alle Bemühungen um einen Kon
sens erschöpft und wird keine Einigung erzielt, so ist als letztes Mittel eine 
Zweidrittelmehrheit der auf der Sitzung der Konferenz der Vertragsstaaten 
anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten erforderlich, um die Ände
rung zu beschließen.

-

-

(2)  Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration üben in Angelegen
heiten ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht nach diesem Artikel mit der 
Anzahl von Stimmen aus, die der Anzahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, 
die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens sind. Diese Organisationen 
üben ihr Stimmrecht nicht aus, wenn ihre Mitgliedstaaten ihr Stimmrecht 
ausüben, und umgekehrt.

-

(3)  Eine nach Absatz 1 beschlossene Änderung bedarf der Ratifikation, Annah
me oder Genehmigung durch die Vertragsstaaten.

-

(4)  Eine nach Absatz 1 beschlossene Änderung tritt für einen Vertragsstaat 
neunzig Tage nach der Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme- oder 
Genehmigungsurkunde zu der Änderung beim Generalsekretär der Verein
ten Nationen in Kraft.

-

(5)  Tritt eine Änderung in Kraft, so ist sie für diejenigen Vertragsstaaten, die 
ihre Zustimmung ausgedrückt haben, durch sie gebunden zu sein, bindend. 
Die anderen Vertragsstaaten sind durch dieses Übereinkommen und alle 
früher von ihnen ratifizierten, angenommenen oder genehmigten Änderun
gen gebunden.

-

Artikel 70 – Kündigung
(1)  Ein Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch eine an den Generalse

kretär der Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. 
Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation beim Generalse
kretär wirksam.

-

-

(2)  Eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration hört auf, Vertrags
partei dieses Übereinkommens zu sein, wenn alle ihre Mitgliedstaaten es 
gekündigt haben.

-

Artikel 71 – Verwahrer und Sprachen
(1)  Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird zum Verwahrer dieses 

Übereinkommens bestimmt.
(2)  Die Urschrift dieses Übereinkommens, dessen arabischer, chinesischer, 

englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen 
verbindlich ist, wird beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinter-
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legt. ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, von ihren Regie
rungen hierzu gehörig befugten Bevollmächtigten dieses Übereinkommen 
unterschrieben.

-

OECD Empfehlung des Rates zu Integrität im öffentlichen Leben 
26. Januar 2017 - C(2017)5

Der Rat,

IM HINBLICK AUF Artikel 5 b) des Übereinkommens über die Organisation für 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung vom 14. Dezember 1960;

IM HINBLICK AUF die Empfehlung des Rates zur Verbesserung der Qualität 
von staatlicher Regulierung [C(95)21/FINAL], die Empfehlung des Rates zu den 
OECD-Leitlinien für die Behandlung von Interessenkonflikten im öffentlichen 
Dienst [C(2003)107], die Empfehlung des Rates zu Prinzipien der Beteiligung des 
öffentlichen Sektors an Infrastruktur [C(2007)23/FINAL], das Übereinkommen 
über die Bekämpfung der Bestechung ausländischer Amtsträger im internati
onalen Geschäftsverkehr, die Empfehlung des Rates zur weiteren Bekämpfung 
der Bestechung ausländischer Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr 
[C(2009)159/REV1/FINAL], die Empfehlung des Rates zu Prinzipien für Transpa
renz und Integrität im Lobbying [C(2010)16], die Richtlinien für multinationale 
Unternehmen [C(76)99/FINAL, geändert durch C/MIN(2011)11/FINAL], die 
Empfehlung des Rates zu Regulierungspolitik und Governance [C(2012)37], die 
Empfehlung des Rates zu Prinzipien für öffentliche Governance bei öffentlich-
privaten Partnerschaften [C(2012)86], die Empfehlung des Rates zu wirksamen 
öffentlichen Investitionen auf allen staatlichen Ebenen [C(2014)32], die Empfeh
lung des Rates zur Governance kritischer Risiken [C/MIN(2014)8/FINAL], die 
Empfehlung des Rates zu öffentlicher Beschaffung [C(2015)2], die Empfehlung des 
Rates zum Politikrahmen für Investitionen [C(2015)56/REV1], die Empfehlung 
des Rates zu Leitlinien für die Corporate Governance staatseigener Unternehmen 
[C(2015)85] und die Empfehlung des Rates zur Gleichstellung der Geschlechter im 
öffentlichen Leben [C(2015)164];

-

-

-

IM HINBLICK AUF die von den Vereinten Nationen vor allem durch das Über
einkommen der Vereinten Nationen gegen Korruption und die Agenda 2030 der 
Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung geleistete Arbeit sowie die von 
sonstigen internationalen und regionalen Organisationen im Bereich Korruption 
und Good Governance geleistete Arbeit;

-
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IN DER ERKENNTNIS, dass Integrität eine der Säulen politischer, wirtschaftli
cher und sozialer Strukturen ist und folglich von wesentlicher Bedeutung für das 
wirtschaftliche und soziale Wohlergehen und den Wohlstand von Einzelpersonen 
und ganzer Gesellschaften ist;

-

IN DER ERKENNTNIS, dass Integrität unabdingbar für öffentliche Governance, 
den Schutz des öffentlichen Interesses und die Stärkung von Grundwerten, wie 
das Bekenntnis zu einer pluralistischen, rechtsstaatlichen Demokratie und die 
Achtung von Menschenrechten, ist; 

IN DER ERKENNTNIS, dass Integrität ein Eckpfeiler im Gesamtsystem von Good 
Governance ist und dass aktualisierte Leitlinien zu Integrität im öffentlichen 
Leben entsprechend die Kohärenz mit anderen Schlüsselelementen öffentlicher 
Governance fördern sollten;

IN ANBETRACHT DER TATSACHE, dass Verstöße gegen Integritätsstandards, vor 
denen kein Land gefeit ist, seit Annahme der Empfehlung des Rates zur Verbesse
rung ethischen Verhaltens im öffentlichen Dienst einschließlich der Prinzipien 
zum Umgang mit Ethik im öffentlichen Dienst [C(98)70], die durch diese Empfeh
lung ersetzt wird, immer komplexer geworden sind;

-

-

IN DER ERKENNTNIS, dass im Zusammenspiel zwischen dem öffentlichen Sektor 
und dem Privatsektor, der Zivilgesellschaft und Einzelpersonen auf allen Ebenen 
des politischen Verfahrens Integritätsrisiken bestehen und dass diese Vernetzung 
daher einen integrativen und gesamtgesellschaftlichen Ansatz zur Verbesserung 
öffentlicher Integrität und zum Abbau von Korruption im öffentlichen Sektor 
erfordert; 

IN DER ERKENNTNIS, dass sich nationale Praktiken zur Förderung von Integrität 
aufgrund der spezifischen Art der Risiken für Integrität im öffentlichen Leben 
und der jeweiligen rechtlichen, institutionellen und kulturellen Kontexte von 
Land zu Land stark unterscheiden;

IN ANBETRACHT DER TATSACHE, dass alle staatlichen Ebenen über ihre 
verschiedenen Mandate und Autonomieebenen im Einklang mit nationalen 
rechtlichen und institutionellen Rahmen für die Verbesserung der Integrität im 
öffentlichen Leben zuständig und verantwortlich sind und dass diese Empfehlung 
daher bei der Stärkung des öffentlichen Vertrauens für alle staatlichen Ebenen 
relevant ist;
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Zum Vorschlag des Ausschusses für Öffentliche Governance:

I.   IST EINVERSTANDEN, dass zum Zwecke der vorliegenden Empfehlung die 
folgenden Begriffsbestimmungen genutzt werden:

• Integrität im öffentlichen Leben bezieht sich auf die konsequente Aus
richtung und Befolgung von gemeinsamen ethischen Werten, Prinzipi
en und Normen zur Bewahrung des öffentlichen Interesses und dessen 
Bevorzugung gegenüber privaten Interessen im öffentlichen Sektor; 

-
-

• Öffentlicher Sektor umfasst die Gremien der Legislative, Exekutive, 
Verwaltung und Judikative sowie deren Beschäftigte, ob ernannt oder 
gewählt, bezahlt oder unbezahlt, mit einer unbefristeten oder befriste
ten Stelle auf den zentralen und subnationalen staatlichen Ebenen. Er 
kann öffentliche Konzerne, staatseigene Unternehmen und öffentlich-
private Partnerschaften und deren Beschäftigte sowie Beschäftigte und 
Einrichtungen, die öffentliche Dienste erbringen (z. B. in den Bereichen 
Gesundheit, Bildung und öffentlicher Verkehr), die in einigen Ländern 
ausgelagert oder privat finanziert werden können, umfassen;

-

II.   EMPFIEHLT, dass Mitglieder und Nicht-Mitglieder, die dieser Empfehlung ge
folgt sind (im Folgenden „Unterstützer“ genannt), ein kohärentes und umfas
sendes öffentliches Integritätssystem aufbauen. Zu diesem Zweck sollten die 
Unterstützer 

-
-

1.  ihr Engagement für die Verbesserung von Integrität im öffentlichen Leben 
und den Abbau von Korruption auf den höchsten Politik- und Führungsebe
nen des öffentlichen Sektors unter Beweis stellen, insbesondere indem sie 

-

a)  sicherstellen, dass das öffentliche Integritätssystem Integrität im 
öffentlichen Leben definiert, unterstützt, kontrolliert und stärkt und in 
den übergeordneten Rahmen für öffentliche Verwaltung und Gover
nance integriert wird; 

-

b)  sicherstellen, dass es angemessene gesetzgeberische und institutio
nelle Rahmen gibt, damit Organisationen des öffentlichen Sektors die 
Möglichkeit haben, Verantwortung für den effektiven Umgang mit der 
Integrität ihrer Handlungen und der Integrität der für diese Handlun
gen zuständigen Beschäftigten zu übernehmen; 

-

-

c)  klare Erwartungen im Hinblick auf die höchsten Politik- und Füh
rungsebenen wecken, die das öffentliche Integritätssystem durch bei
spielhaftes persönliches Verhalten unterstützen, wozu auch ein hohes 

-
-
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Maß an Anstand bei der Erledigung offizieller Aufgaben gehört;
2.  institutionelle Verantwortlichkeiten im öffentlichen Sektor klären, um die 

Wirksamkeit des öffentlichen Integritätssystems zu stärken, insbesondere 
indem sie 
a)  bei der Konzeptionierung, Einrichtung und Umsetzung der Elemente 

des öffentlichen Integritätssystems auf den entsprechenden Ebenen 
(Organisationsebene, subnationale oder nationale Ebene) für klare 
Verantwortlichkeiten sorgen; 

b)  sicherstellen, dass alle Beschäftigten, Einheiten oder Gremien (ein
schließlich autonomer und/oder unabhängiger Einheiten und Gremien) 
mit zentraler Verantwortung für die Entwicklung, Umsetzung, Durch
setzung und/oder Kontrolle von Elementen des öffentlichen Integri
tätssystems in ihrem Zuständigkeitsbereich das passende Mandat und 
die Fähigkeit zur Erfüllung ihrer Aufgaben haben; 

-

-
-

c)  Mechanismen für horizontale und vertikale Zusammenarbeit zwischen 
solchen Beschäftigten, Einheiten oder Gremien und ggf. mit und zwi
schen subnationalen staatlichen Ebenen durch formelle oder informelle 
Mittel zu fördern, um für stärkere Kohärenz zu sorgen, Überschnei
dungen und Lücken zu vermeiden und die aus guten Verfahrensweisen 
gewonnenen Erkenntnisse zu teilen und darauf aufzubauen; 

-

-

3.  einen strategischen Ansatz für den öffentlichen Sektor entwickeln, der auf 
Fakten basiert und dessen Ziel die Minderung von Risiken für Integrität im 
öffentlichen Leben ist, insbesondere indem sie
a)  strategische Ziele und Prioritäten für das öffentliche Integritätssystem 

setzen, die sich auf einen risikobasierten Ansatz im Hinblick auf Verstö
ße gegen öffentliche Integritätsstandards stützen und Faktoren berück
sichtigen, die zu wirksamen Maßnahmen im Bereich der Integrität im 
öffentlichen Leben beitragen;

-
-

b)  Benchmarks und Indikatoren erarbeiten sowie glaubwürdige und rele
vante Daten zum Grad der Umsetzung, Leistung und der allgemeinen 
Wirksamkeit des öffentlichen Integritätssystems erheben; 

-

4.  hohe Verhaltensmaßstäbe für Beschäftigte setzen, insbesondere indem sie
a)  über Mindestanforderungen hinausgehen, dem öffentlichen Interesse 

Priorität einräumen, Werte des öffentlichen Dienstes befolgen und 
eine offene Kultur leben, die organisatorisches Lernen erleichtert und 
belohnt und zu Good Governance ermutigt; 

b)  Integritätsstandards in das Rechtssystem und in organisatorische Maß
nahmen mit einbeziehen (z. B. Verhaltenskodizes oder Ethikkodizes), 
um Erwartungen klar zu definieren und ggf. als Grundlage für diszipli
narische, administrative, zivil- und/oder strafrechtliche Ermittlungen 

-

-
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und Sanktionen dienen; 
c)  eindeutige und verhältnismäßige Verfahren einrichten, um dabei zu 

helfen, Verstöße gegen öffentliche Integritätsstandards zu vermeiden 
und tatsächliche oder potenzielle Interessenkonflikte zu bewältigen;

d)  Werte und Standards des öffentlichen Sektors intern in den Organi
sationen des öffentlichen Sektors zu kommunizieren und extern dem 
Privatsektor, der Zivilgesellschaft und Einzelpersonen mitzuteilen und 
diese Partner um die Einhaltung dieser Werte und Standards im Um
gang mit Beschäftigten bitten; 

-

-

III.  EMPFIEHLT, dass die Unterstützer eine Kultur der Integrität im öffentlichen 
Leben aufbauen. Zu diesem Zweck sollten die Unterstützer

5.  in Zusammenarbeit mit dem Privatsektor, der Zivilgesellschaft und Einzel
personen eine gesamtgesellschaftliche Kultur der Integrität im öffentlichen 
Leben fördern, insbesondere indem sie

-

a)  im öffentlichen Integritätssystem die Rolle anerkennen, die der Privat
sektor, die Zivilgesellschaft und Einzelpersonen spielen, wenn es um die 
Achtung von Werten der Integrität im Umgang mit dem öffentlichen 
Sektor geht, indem sie insbesondere den Privatsektor, die Zivilgesell
schaft und Einzelpersonen zur Erhaltung dieser Werte als gemeinsame 
Aufgabe ermutigen;

-

-

b)  entsprechende Akteure an der Entwicklung, regelmäßigen Aktualisie
rung und Umsetzung des öffentlichen Integritätssystems beteiligen; 

-

c)  die Gesellschaft auf die Vorteile von Integrität im öffentlichen Leben 
aufmerksam machen, die Toleranz für Verstöße gegen öffentliche Inte
gritätsstandards abbauen und ggf. für Einzelpersonen und insbesondere 
in Schulen Kampagnen zur Förderung von politischer Bildung über 
Integrität im öffentlichen Leben durchführen;

-

d)  den Privatsektor und die Zivilgesellschaft an den zusätzlichen Vorteilen 
der Integrität im öffentlichen Leben einzubeziehen, die sich aus der 
Wahrung von Integrität im Geschäftsleben und bei gemeinnützigen 
Handlungen ergeben, und die aus guten Verfahrensweisen gewonnenen 
Erkenntnisse teilen und darauf aufbauen; 

6.  in Führungsstärke im Bereich Integrität investieren, um das Bekenntnis 
einer im öffentlichen Sektor tätigen Organisation zu Integrität unter Beweis 
zu stellen, insbesondere indem sie 
a) Führungsstärke im Bereich Integrität in das Profil von Führungskräf

ten auf allen Ebenen einer Organisation aufnehmen, zu einem Kriteri
um für die Auswahl, Ernennung und Beförderung von Führungskräften 

-
-
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machen und die Leistung von Führungskräften im Hinblick auf das öffent
liche Integritätssystem auf allen Ebenen der Organisation bewerten;

- 

b)  Führungskräfte in ihrer Rolle als moralisches Vorbild durch die Ein
richtung klarer Mandate unterstützen, organisatorische Unterstützung 
(z. B. interne Kontrolle, Instrumente im Personalwesen und rechtliche 
Beratung) bereitstellen und regelmäßig Schulungen und Hilfestellung 
anbieten, um das Bewusstsein für ein angemessenes Urteilsvermögen 
in Bereichen, die Fragen der Integrität im öffentlichen Leben betreffen 
können, zu schärfen und diesbezüglich entsprechende Fähigkeiten 
aufzubauen;

-

c)  Rahmenbedingungen entwickeln, die die Führungsverantwortung 
für die Identifizierung und Minimierung von Risiken der Integrität im 
öffentlichen Leben fördern;

7.   einen leistungsorientierten, professionellen öffentlichen Sektor fördern, der 
sich den Werten des öffentlichen Dienstes und Good Governance verpflich
tet fühlt, insbesondere indem sie

-

a)  für eine Personalführung sorgen, die zur Förderung der Professionali
tät im öffentlichen Dienst grundlegende Prinzipien wie Leistung und 
Transparenz konsequent anwendet, Bevorzugungen und Vetternwirt
schaft verhindert, vor unbilliger politischer Einmischung schützt und 
Risiken für Fehlverhalten und den Missbrauch von Positionen mini
miert;

-

-

-

b)  für ein gerechtes und offenes Einstellungs-, Auswahl- und Beförde
rungssystem, das auf objektiven Kriterien und einem formalisierten 
Verfahren basiert, sowie für ein Beurteilungssystem, das die Rechen
schaftspflicht und einen Ethos des öffentlichen Dienstes unterstützt, 
sorgen. 

-

-

8.  Beschäftigten in ausreichender Menge Informationen, Schulungen, Hilfe
stellung und rechtzeitige Beratung zur Anwendung von öffentlichen Integ
ritätsstandards am Arbeitsplatz bereitstellen, insbesondere indem sie 

-
-

a)  Beschäftigten während ihrer gesamten Laufbahn klare und aktuelle 
Informationen über die Leitlinien, Regeln und Verwaltungsverfahren 
bereitstellen, die für die Aufrechterhaltung hoher öffentlicher Integri
tätsstandards von Bedeutung sind;

-

b)  Beschäftigten während ihrer gesamten Laufbahn einführende und 
arbeitsbegleitende Integritätsschulungen anbieten, um sie zu sensibi
lisieren und ihnen bei der Entwicklung von Fähigkeiten zur Analyse 
ethischer Dilemmata zu helfen und um öffentliche Integritätsstandards 
zur Anwendung zu bringen und diesen in ihrem persönlichen Kontext 
Bedeutung zu verleihen; 

-
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c)  einfach zugängliche formelle und informelle Leitlinien und Konsultati
onsmechanismen bereitstellen, um Beschäftigten zu helfen, Integritäts
standards in ihrem Arbeitsalltag anzuwenden, und um Interessenkon
flikte zu bewältigen; 

-
-

-

9.  eine offene und auf Fragen der Integrität eingehende Organisationskultur 
innerhalb des öffentlichen Sektors unterstützen, insbesondere indem sie 
a)  eine offene Kultur fördern, in der ethische Dilemmata, Fragen der Inte

grität im öffentlichen Leben und Fehler frei diskutiert werden können, 
ggf. mit Arbeitnehmervertretern, und in der die Führungsebene auf 
diese Themen eingeht und sich der rechtzeitigen Beratung und der 
Lösung einschlägiger Probleme verschrieben hat;

-

b)  klare Regeln und Verfahren für die Meldung von mutmaßlichen 
Verstößen gegen Integritätsstandards einführen und im Einklang mit 
grundlegenden Prinzipien des innerstaatlichen Rechts den gesetzlichen 
und praktischen Schutz vor allen Arten ungerechtfertigter Behandlung 
aufgrund einer nach Treu und Glauben und aus triftigen Gründen getä
tigten Meldung gewährleisten;

-

c)  alternative Kanäle für die Meldung zu mutmaßlichen Verstößen 
gegen Integritätsstandards bereitstellen und ggf. auch die vertrauliche 
Unterrichtung eines Gremiums ermöglichen, das ein Mandat und die 
Fähigkeit zur Durchführung einer unabhängigen Untersuchung hat;

IV.  EMPFIEHLT, dass die Unterstützer für effektive Rechenschaftspflicht sorgen. 
Zu diesem Zweck sollten die Unterstützer

10.  zum Schutz der Integrität in Organisationen des öffentlichen Sektors einen 
internen Rahmen für Kontrolle und Risikomanagement anwenden, insbe
sondere indem sie 

-

a)  für eine Kontrollumgebung mit klaren Zielen sorgen, die das Bekennt
nis der Führungskräfte zu Integrität im öffentlichen Leben und den 
Werten des öffentlichen Dienstes widerspiegeln, und die in vernünfti
gem Maße eine Organisation im Hinblick auf ihre Effizienz, Leistung 
und die Einhaltung von Gesetzen und Praktiken bewertet;

-

-

b)  für einen strategischen Ansatz in Bezug auf das Risikomanagement 
sorgen, der auch die Bewertung von Risiken für Integrität im öffent
lichen Leben, den Umgang mit Schwachstellen der Kontrolle (auch 
Einbindung von Warnsignalen in kritische Prozesse) sowie den Aufbau 
eines effizienten Kontroll- und Qualitätssicherungsmechanismus für 
das Risikomanagementsystem umfasst; 

-

c)  sicherstellen, dass die Kontrollmechanismen kohärent sind und klare 
Verfahren für die Vorgehensweise bei einem hinreichenden Verdacht 
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auf Verstöße gegen Gesetze und Vorschriften enthalten, und die Mel
dung an die zuständigen Behörden ohne Angst vor Vergeltungsmaß
nahmen erleichtern; 

-
-

11.  gewährleisten, dass Durchsetzungsmechanismen eine angemessene Reakti
on auf alle von Beschäftigen und anderen Personen begangenen mutmaßli
chen Verstöße gegen öffentliche Integritätsstandards ermöglichen, insbe
sondere indem sie 

-
-

-

a)  öffentliche Integritätsstandards fair, objektiv und zeitnah in einem 
disziplinarischen, administrativen, zivil- und/oder strafrechtlichen 
Prozess durchsetzen (einschließlich der Feststellung, Untersuchung, 
Sanktionierung und Berufung);

b)  Mechanismen für die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch 
zwischen den einschlägigen Gremien, Einheiten und Beschäftigten 
(auf Ebene der Organisation, auf subnationaler oder nationaler Ebene) 
fördern, um Überschneidungen und Lücken zu vermeiden und die 
Rechtzeitigkeit und Verhältnismäßigkeit der Durchsetzungsmechanis
men zu erhöhen; 

-

c)  die Transparenz innerhalb von Organisationen des öffentlichen Sektors 
und gegenüber der Öffentlichkeit hinsichtlich der Wirksamkeit der 
Durchsetzungsmechanismen und der Ergebnisse von Fällen fördern, 
indem sie insbesondere relevante statistische Daten zu Fällen zusam
mentragen und gleichzeitig das Prinzip der Vertraulichkeit sowie 
weitere einschlägige Rechtsvorschriften achten; 

-

12.  die Rolle der externen Aufsicht und Kontrolle innerhalb des öffentlichen 
Integritätssystems stärken, insbesondere indem sie
a)  das organisatorische Lernen erleichtern und die Rechenschaftspflicht 

des öffentlichen Sektors unter Beweis stellen, indem sie angemessen auf 
Sanktionen, Urteile und formale Ratschläge der Aufsichtsgremien (wie 
etwa Rechnungshöfe, Ombudspersonen oder Informationsausschüsse), 
der mit der Durchsetzung betrauten Behörden sowie der Verwaltungs
gerichte reagieren (ggf. auch durch Rechtsbehelfe);

-

b)  sicherstellen, dass Aufsichtsgremien, mit der Durchsetzung betraute 
Behörden und Verwaltungsgerichte, welche die Integrität im öffentli
chen Leben verstärken, auf Informationen zu mutmaßlichem Vergehen 
oder Fehlverhalten, die sie von Dritten erhalten (etwa Beschwerden 
oder Behauptungen von Unternehmen, Angestellten oder sonstigen 
Einzelpersonen), reagieren;

-

c)  für die unparteiische Durchsetzung der Gesetze und Vorschriften (die 
für öffentliche und private Organisationen und Einzelpersonen bestehen 
können) durch die mit der Durchsetzung betrauten Behörden sorgen; 
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13.  zur Förderung der Rechenschaftspflicht und des öffentlichen Interesses die 
Transparenz und das Engagement der Akteure auf allen Ebenen des politi
schen Prozesses und des Politikzyklus unterstützen, insbesondere indem sie 

-

a)  Transparenz und offenes Regierungshandeln fördern und auch den 
Zugang zu Informationen und Open Data gewährleisten sowie für frist
gerechte Reaktionen auf Informationsanfragen sorgen;

-

b)  allen Akteuren, einschließlich des Privatsektors, der Zivilgesellschaft 
und Einzelpersonen, Zugang zur Erarbeitung und Umsetzung öffentli
cher Maßnahmen und Gesetzgebung gewähren; 

-

c)  durch die Bewältigung von Interessenkonflikten vermeiden, dass 
öffentliche Maßnahmen und Gesetzgebung von kleinen Interessen
gruppen vereinnahmt werden, und für Transparenz in der Lobbyarbeit 
und bei der Finanzierung politischer Parteien und von Wahlkämpfen 
sorgen; 

-

d)  eine Gesellschaft fördern, zu der auch Organisationen mit Kontroll
funktionen, Bürgergruppen, Gewerkschaften und unabhängige Medien 
gehören;

-

V.  LÄDT den Generalsekretär ein, diese Empfehlung zu verbreiten;

VI.  LÄDT die Unterstützer ein, diese Empfehlung auf allen staatlichen Ebenen zu 
verteilen; 

VII.  LÄDT Nicht-Unterstützer ein, diese Empfehlung, die von der Working Party 
of Senior Public Integrity Officials (Arbeitsgruppe hochrangiger Beschäftig
ten zu öffentlicher Integrität) einer Überprüfung unterzogen wird, zu berück
sichtigen und befolgen. 

-
-

VIII.  WEIST den Ausschuss für Öffentliche Governance an, über die Working 
Party of Senior Public Integrity Officials die Umsetzung dieser Empfehlung 
zu kontrollieren und dem Rat diesbezüglich spätestens fünf Jahre nach ihrer 
Annahme und von da an regelmäßig Bericht zu erstatten.



187

Internationale Standards

Hochrangige G20-Grundsätze zu Organisationsmaßnahmen 
gegen Korruption
(2017, Nichtamtliche Übersetzung des BMJV)

Korruption behindert effizientes und wirksames Handeln der Regierung, deren 
Fairness und Unparteilichkeit bei Entscheidungsprozessen und die Erbringung 
öffentlicher Dienstleistungen. Eine öffentliche Verwaltung, die korruptionsre
sistent ist und von einer Kultur der Integrität, Rechenschaftspflicht und Trans
parenz geprägt ist, fördert nicht nur das Vertrauen der Bürger, sondern kann sich 
auch auf die Attraktivität eines Landes als Wirtschaftsstandort auswirken. Ziel 
16 der Agenda 2030 der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung enthält 
u. a. die Vorgabe, Korruption und Bestechung in allen ihren Formen erheblich zu 
reduzieren. 

-
-

Auf dem G 20 Gipfel in Brisbane 2014 bekräftigten die Staats- und Regierungs
chefs ihre Zusage, Transparenz und Integrität in öffentlicher Verwaltung und 
Wirtschaft zu verbessern. Der G20-Aktionsplan zur Korruptionsbekämpfung 
2017-2018 nennt Integrität und Transparenz der öffentlichen Verwaltung, ein
schließlich innerbehördlicher Maßnahmen gegen Korruption (also die Schaffung 
von Strukturen innerhalb der öffentlichen Verwaltung, um Korruptionsrisiken 
aufzudecken und zu minimieren) als Prioritäten. Die Bekämpfung von Korrupti
on in der öffentlichen Verwaltung sollte sich nicht allein auf Maßnahmen gegen
über einzelnen Mitarbeitern, auf die Reaktion auf Korruptionsanzeigen und auf 
wirksame Strafverfolgung konzentrieren, sondern auch darauf, eine umfassende, 
transparente und rechenschaftspflichtige Organisationsstruktur zu schaffen, die 
weniger anfällig für Korruption ist. 

-

-

-
-

Die G20-Staaten haben sich bereits verpflichtet, eine Reihe von Maßnahmen 
zur Erhöhung der Transparenz und Integrität in der öffentlichen Verwaltung 
zu ergreifen, einschließlich der Definition von Anforderungen an das Verhalten 
öffentlicher Beschäftigter1. 

1 Vgl. die G20 High Level Principles on Asset Disclosure by Public Officials (Hochrangige 
Grundsätze der G20 zur Offenlegung von Vermögenswerten durch öffentliche Amtsträger, 
2012), die G20 Guiding Principles to Combat Solicitation (Leitlinien der G20 für das Eintre
ten gegen das Einfordern von Bestechungsgeldern, 2013), die G20 Anti-Corruption Open 
Data Principles (Grundsätze der G20 zu Offenen Daten, 2015), die G20 Principles for Pro
moting Integrity in Public Procurement (Grundsätze der G20 zur Förderung von Integrität 
in der öffentlichen Auftragsvergabe, 2015), das G20/OECD Compendium on Whistleblower 
Protection (G20/OECD-Kompendium zum Schutz von Whistleblowern, 2011), die G20 High 
Level Principles on Countering Corruption in Customs (Hochrangige Grundsätze der G20 
zur Bekämpfung von Korruption im Zollwesen, 2017).

Wesentlich für die Bekämpfung von Korruption sind 

 

-

-
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aber auch Korruptionspräventionsmaßnahmen, die auf die Organisationsstruk
tur und Ablauforganisation gerichtet sind. Einer der jüngsten Beiträge zu diesem 
Thema, die OECD-Empfehlung zur Integrität der öffentlichen Verwaltung, bietet 
aktuelle Orientierungshilfen zum Aufbau korruptionsresistenter öffentlicher Ein
richtungen und zur Minderung von Korruptionsrisiken2. Der OECD-Empfehlung 
liegt ein wesentlich breiterer Ansatz zugrunde als den folgenden hochrangigen 
Grundsätzen, die sich auf die strukturelle Gestaltung der öffentlichen Verwaltung 
zur Verhinderung von Korruption konzentrieren.

-

-

Die G20-Staaten sind sich einig, dass bestimmte organisatorische Maßnahmen 
ergriffen werden sollten, um Korruptionsrisiken zu begegnen. Diese Maßnah
men sollten sich nicht ausschließlich auf Verwaltungsverfahren konzentrieren, 
sondern auch auf die Sensibilisierung von Beschäftigten aller Ebenen sowie auf 
das Personalmanagement.

-

Die G20 verpflichten sich, mit gutem Beispiel voranzugehen und sich auf eine Rei
he von Grundprinzipien zu verständigen, wie sie ihre öffentlichen Verwaltungen 
so gestalten können, dass Korruptionsrisiken aufgedeckt und minimiert werden. 
Die folgenden Grundsätze bauen auf dem Übereinkommen der Vereinten Natio
nen gegen Korruption auf (UNCAC; insbesondere auf den Artikeln 5, 6 und 7). In 
Anerkennung der Vielfalt der Rechtsordnungen unter den G20-Staaten sind die 
Grundsätze weit gefasst und flexibel, damit die Staaten sie in Übereinstimmung 
mit ihren innerstaatlichen Rechtsgrundsätzen anwenden können. Sie sollen Ori
entierungshilfe bei der Verbesserung und Ergänzung bestehender Verpflichtun
gen zur Korruptionsbekämpfung sein und diese weder schwächen noch ersetzen.

-

-

-
-

2 Siehe (auf Englisch): http://www.oecd.org/gov/ethics/Recommendation-Public-Integrity.
pdf.

Allgemeine Grundsätze
1. Die Staaten sollten eine Kultur der Integrität und Unparteilichkeit in ihren 

Verwaltungen fördern und kontinuierlich unterstützen.
2. Die Staaten sollten bei der Entscheidung darüber, wie sie Behörden und 

öffentliche Einrichtungen organisieren oder reformieren wollen, Korrupti
onsprävention als Schlüsselfaktor betrachten. 

-

3. Die Staaten werden angehalten, diese Grundsätze in Übereinstimmung mit 
ihren innerstaatlichen Rechtsordnungen auch auf der lokalen und regiona
len Ebene anzuwenden und zu fördern. 

-

Level Principles on Countering Corruption in Customs (Hochrangige Grundsätze der G20 

zur Bekämpfung von Korruption im Zollwesen, 2017).
 

http://www.oecd.org/gov/ethics/Recommendation-Public-Integrity.pdf
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4. Die Staaten sollten sicherstellen, dass diejenigen (insbesondere auch au
tonomen und unabhängigen) Einrichtungen, die für die Entwicklung, 
Umsetzung, Durchsetzung und/oder Überwachung des Korruptionspräven
tionssystems zuständig sind, eine angemessene Ausbildung 3, ein geeignetes 
Mandat und adäquate Ressourcen erhalten, um ihre Aufgaben wirksam zu 
erfüllen. 

-

-

3 Vgl. Art. 6 Abs. 2 Satz 2 UNCAC.

Verwaltungsmaßnahmen
5. Die Staaten sollten klare Zuständigkeiten für die Gestaltung, Lenkung und 

Umsetzung von Korruptionspräventionsmaßnahmen auf allen relevanten 
Ebenen der öffentlichen Verwaltung festlegen.

6. Die Staaten sollten, mittels geeigneter Einrichtungen, regelmäßige Risiko
analysen durchführen, um festzustellen, welche Positionen, Aufgaben und 
Verfahren in der öffentlichen Verwaltung besonders korruptionsanfällig 
sind. 

-

7. Die Staaten sollten angemessene und wirksame Maßnahmen zum Umgang 
mit den festgestellten Risiken ergreifen ohne dabei unverhältnismäßig auf
wendige Abläufe zu schaffen. Nach Maßgabe der festgestellten Risiken und 
der innerstaatlichen Gegebenheiten könnten diese Maßnahmen folgende 
Aspekte umfassen, ohne jedoch auf diese beschränkt zu sein:

-

a. Billigung von Entscheidungen, die mit Korruptionsrisiken verbunden 
sind, durch mindestens zwei Personen („Vier-Augen-Prinzip“),

b. detaillierte Dokumentation, um zu ermöglichen, dass Entscheidungs
prozesse einer strengen Kontrolle und Überprüfbarkeit unterliegen, 

-

c. risikobewusstes Personalmanagement einschließlich klarer Zuweisung 
von Zuständigkeiten und turnusmäßigem Wechsel von Aufgaben ,

d. regelmäßige Prüfung von Abläufen, Entscheidungen und Arbeitsberei
chen, die mit einem hohen Risiko verbunden sind.

-

8. Die Staaten sollten in Erwägung ziehen, öffentliche Dienstleistungen, ins
besondere in Bereichen mit hohem Korruptionsrisiko, so weit wie möglich 
online zur Verfügung zu stellen und damit nicht nur die Wirksamkeit und 
Effizienz der Erbringung öffentlicher Dienstleistungen durch e-Services, den 
Einsatz manipulationssicherer Arbeitsabläufe und automatisierter Verfah
ren zu verbessern, sondern auch dazu beizutragen, die Gelegenheiten für 
korruptes Verhalten zu minimieren. 

-

-

9. Die Staaten sollten in Erwägung ziehen, das Korruptionsrisiko zu verringern, 
indem sie innerhalb ihrer öffentlichen Verwaltung die Umstellung von Bar
zahlung auf sichere und rückverfolgbare digitale Bezahlmethoden fördern, 

-
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unter Anderem so weit wie möglich durch bargeldlose Ein- und Auszahlun
gen. 

-

10. Gegebenenfalls können die Staaten auch in Erwägung ziehen, feste Bearbei
tungszeiten für die Erledigung und Erbringung öffentlicher Dienstleistun
gen festzulegen.

-
-

Personal 
11. Die Staaten sollten bei der Personalauswahl Korruptionsrisiken berück

sichtigen, insbesondere wenn der betreffende Mitarbeiter Aufgaben wahr
nehmen soll, die korruptionsanfällig sind. Die Staaten sollten in Erwägung 
ziehen, bei der Personalgewinnung eine Bewerberüberprüfung vor der 
Einstellung (Pre-Employment Screening) durchzuführen. 

-
-

12. Die Staaten sollten eine leistungsabhängige und professionelle öffentliche 
Verwaltung schaffen, die auf den Werten des öffentlichen Dienstes und dem 
Grundsatz verantwortungsbewussten staatlichen Handelns (Good Gover
nance) beruht. Sie sollten in Erwägung ziehen, integres Verhalten unter ihren 
Bediensteten angemessen anzuerkennen. 

-

13. Die Staaten sollten eine angemessene Vergütung fördern, die ihren Beschäf
tigten eine sichere Lebensgrundlage schafft. Die Staaten sollten rechen
schaftspflichtig sein für die Zusammensetzung von Bezügen, einschließlich 
der Bezüge der obersten Leitungsebenen, und für zusätzliche Zahlungen 
oder die Gewährung geldwerter Vorteile seitens des Dienstherrn, einschließ
lich Prämien und Zulagen.

-
-

-

Schulung – Sensibilisierung
14. Die Staaten sollten in die Heranbildung von integren Führungskräften 

investieren, die in der Lage sind, innerhalb ihrer Organisationen eine Kultur 
der Integrität zu fördern, und zwar durch persönliche Führung sowie durch 
geeignete Schulung, Beratung und Anleitung ihrer Mitarbeiter. 

15. Die Staaten sollten sicherstellen, dass den Mitarbeitern des öffentlichen 
Dienstes während ihres gesamten beruflichen Werdegangs klare und 
aktuelle Informationen über die für die Korruptionsprävention relevanten 
Grundsätze, Regeln und Verfahren ihrer Organisation zur Verfügung gestellt 
werden. Sie sollten ausreichende Informationen, Schulungen, Orientierungs
hilfen und rechtzeitige Beratung in Bezug auf Korruptionsrisiken und deren 
Vermeidung oder Minimierung erhalten.

-

16. Die Staaten sollten die Öffentlichkeit über ihre Maßnahmen zur Korrupti
onsbekämpfung, u. a. Verwaltungsmaßnahmen und Integritätsgrundsätze, 
soweit angemessen, informieren.

-
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Überwachung – Rechenschaftspflicht – Transparenz
17. Die Staaten sollten leitende Beschäftigte darin schulen, wie sie Korrupti

onsrisiken innerhalb ihrer Organisation ermitteln und mit ihnen umge
hen können, und ihnen diesbezüglich sowie in Bezug auf die Meldung von 
Korruptionsverdachtsfällen und die daraufhin ergriffenen Maßnahmen eine 
Rechenschaftspflicht auferlegen.

-
-

18. Die Staaten sollten Systeme und Methoden einführen, um die Umsetzung 
ihrer Korruptionspräventionsvorschriften und den Erfolg ihrer Korrupti
onspräventionsprogramme regelmäßig zu überwachen, indem sie bei allen 
einschlägigen Einrichtungen die entsprechenden Daten und sonstigen Infor
mationen erheben. Zum Zweck der Überwachung können die Staaten auch 
auf externe Prüfungsbehörden wie die obersten Rechnungsprüfungsinstitu
tionen (Supreme Audit Institutions), sonstige autonome innerstaatliche Prü
fungsbehörden, Ombudspersonen oder private Unternehmen zurückgreifen. 
Die Staaten sollten diese Informationen der Öffentlichkeit zur Verfügung 
stellen.

-

-

-
-

19. Um eine öffentliche Kontrolle zu ermöglichen und das Vertrauen der Öffent
lichkeit zu stärken, sollten die Staaten - gegebenenfalls in Übereinstimmung 
mit dem Datenschutz und vorbehaltlich nationaler Sicherheitserwägungen 
- die Transparenz einschlägiger öffentlicher Daten entsprechend den G20-
Grundsätzen zu Offenen Daten fördern.

-

20. Die Staaten sollten sicherstellen, dass allen glaubhaften Korruptionsvorwür
fen nachgegangen wird, damit der jeweilige Sachverhalt zeitnah ermittelt 
wird und in Übereinstimmung mit der jeweiligen innerstaatlichen Rechts- 
und Verwaltungsordnung angemessene Maßnahmen ergriffen werden 
können.

-

21. Die Staaten sollten in Erwägung ziehen, auf ein offenes Regierungshandeln 
(Open Government) hinzuwirken, um Korruptionsrisiken entgegenzuwirken 
und Transparenz und Rechenschaftspflicht zu stärken.

Koordinierungsstelle / Ansprechperson
22. Die Staaten sollten ein kohärentes und koordiniertes Integritätssystem in 

der gesamten öffentlichen Verwaltung anstreben, z. B. durch die Benennung 
von Ansprechpersonen für Korruptionsprävention oder die Einrichtung 
einer speziellen Stelle oder spezieller Stellen, die für die Koordinierung 
von Korruptionspräventionsmaßnahmen in öffentlichen Einrichtungen 
verantwortlich sind. Die Staaten könnten diese Ansprechpersonen mit der 
Beratung und Schulung sowie mit der Aufgabe betrauen, die Leitungsebene, 
die Mitarbeiter und die Öffentlichkeit über Korruptionspräventionsmaß
nahmen und Integritätsgrundsätze auf dem Laufenden zu halten.

-
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23. Die Staaten sollten in Erwägung ziehen, die Rolle dieser Ansprechperso
nen oder Stellen zu stärken. Sie sollten ihnen in Übereinstimmung mit den 
wesentlichen Grundsätzen ihrer Rechtsordnung die erforderliche Unabhän
gigkeit gewähren, damit sie ihre Aufgaben wirksam und ohne ungebührende 
Beeinflussung wahrnehmen können. Der Person oder den Stellen sollte 
es ermöglicht werden, dem Leiter der Einrichtung unmittelbar Bericht zu 
erstatten und in Bezug auf die Quelle ihrer Informationen die innerstaatli
chen Vorschriften zum Datenschutz und zum Schutz von Whistleblowern 
einzuhalten. Die Staaten sollten gegebenenfalls auch in Erwägung ziehen, 
einen Mechanismus für anonyme Meldungen vorzusehen.

-

-

-

Internationale Zusammenarbeit
24. Die G20-Staaten verpflichten sich, den internationalen Austausch bewährter 

Verfahren im Bereich der Korruptionsprävention fortzusetzen und anderen 
Staaten, insbesondere Vertragsstaaten der UNCAC, technische Unterstüt
zung zu gewähren, soweit diese erbeten wird und erforderlich ist und sie 
sich im Rahmen der verfügbaren Ressourcen bewegt; dies gilt insbesondere 
für technischen Unterstützungsbedarf im Hinblick auf das Korruptions-
präventionskapitel (Kapitel II UNCAC), der im zweiten Zyklus des UNCAC-
Überprüfungsmechanismus festgestellt wurde, sowie im Hinblick auf die 
übergeordnete Zielsetzung, Ziel 16.5 der Agenda 2030 der Vereinten Nationen 
für nachhaltige Entwicklung zu erreichen.

-

EUROPARAT

Empfehlung des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten zur 
gesetzlichen Regelung von Lobbying im Prozess der öffentlichen 
Entscheidungsfindung
(verabschiedet vom Ministerkomitee am 22. März 2017 
auf der 1282. Sitzung der Ministerstellvertreter)
(nicht-amtliche Übersetzung des BMI)

Das Ministerkomitee, nach Artikel 15.b der Satzung des Europarats,

in der Erwägung, dass es das Ziel des Europarats ist, eine engere Verbindung zwi
schen seinen Mitgliedern herzustellen, unter anderem um die Ideale und Grund
sätze, die ihr gemeinsames Erbe bilden, zu wahren und zu verwirklichen,

-
-

in dem Bewusstsein, dass die Verabschiedung gemeinsamer rechtlicher Regelun-
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gen zur Erreichung dieses Zieles beitragen kann,

in der Erwägung, dass das Recht auf Mitwirkung an den öffentlichen Angelegen
heiten einer der demokratischen Grundsätze ist, die allen Mitgliedstaaten des 
Europarats gemeinsam sind,

-

in Anerkennung dessen, dass Lobbying einen legitimen Beitrag zum offenen 
Verwaltungshandeln und zur informierten öffentlichen Entscheidungsfindung 
leistet,

in Anerkennung dessen, dass durch mehr Transparenz und eine Ausweitung der 
Rechenschaftspflicht beim Lobbying das Vertrauen der Öffentlichkeit in politi
sche Systeme gestärkt werden kann,

-

in Anerkennung des Umstandes, dass durch die Regelung des Lobbying dessen 
Legitimität und Integrität gestärkt und ein transparenter Rahmen geschaffen 
werden kann, innerhalb dessen alle Akteure zur öffentlichen Entscheidungsfin
dung beitragen können,

-

in Anerkennung dessen, dass die Berücksichtigung von fachlichen Empfehlungen 
oder Einzelmeinungen im Prozess der öffentlichen Entscheidungsfindung durch 
die Regelung des Lobbying nicht verhindert werden sollte,

in Anerkennung dessen, dass der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
ein Recht auf Zugang zu Informationen begründet hat, das dem durch Artikel 
10 der Konvention zum Schutz der Menschenrechte geschützten Recht auf freie 
Meinungsäußerung innewohnt (CETS Nr. 5),

im Hinblick auf das Strafrechtsübereinkommen über Korruption (SEV Nr. 173), 
das Zivilrechtsübereinkommen über Korruption (SEV Nr. 174), die Empfehlung 
Nr. R (2000) 10 des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten bezüglich der Verhal
tenskodizes für Amtsträger und die Arbeit der Gruppe von Staaten gegen Korrup
tion (GRECO),

-
-

im Hinblick auf das Übereinkommen zum Schutz des Menschen bei der auto
matischen Verarbeitung personenbezogener Daten (SEV Nr. 108) und die darin 
enthaltenen Grundsätze des Datenschutzes,

-

unter Hinweis auf Empfehlung1908 (2010) der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarats zu „Lobbying in einer demokratischen Gesellschaft (Europäischer 
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Verhaltenskodex für das Lobbying)“ – erneut bekräftigt durch Entschließung 
1744 (2010) zu „Außerinstitutionellen Akteuren im demokratischen System“ und 
Empfehlung 2019 (2013) zu „Korruption als Bedrohung der Rechtsstaatlichkeit“ – 
in der das Ministerkomitee des Europarats einen Europäischen Verhaltenskodex 
für das Lobbying aufstellt,

im Hinblick auf die „Empfehlung des Rats zu Grundsätzen für Transparenz und 
Integrität in der Lobbyarbeit“ (C(2016)16) der OECD,

in Anerkennung und Wertschätzung der Arbeit von zivilgesellschaftlichen Or
ganisationen und sonstigen Stellen, die sich für mehr Transparenz im Lobbying 
einsetzen,

-

im Hinblick darauf, dass viele Mitgliedstaaten des Europarats Regeln für den 
Umgang mit Interessenkonflikten, den Zugang zu öffentlichen Ämtern und für 
Transparenz des Gesetzgebungsverfahrens aufgestellt haben, ein umfassender 
Rahmen zur Regelung des Lobbying in den meisten Mitgliedstaaten jedoch fehlt,

eingedenk dessen, dass jede innerstaatliche Regelung des Lobbying mit dem 
innerstaatlichen Verfassungsrecht im Einklang sein sollte,

in der Erwägung, dass Anlass besteht, in den Mitgliedstaaten auf die Verabschie
dung von solchen Rahmenregelungen, basierend auf gemeinsamen Grundsätzen, 
hinzuwirken,

-

empfiehlt, dass die Regierungen der Mitgliedstaaten

- entsprechend den im beigefügten Anhang formulierten Leitlinien und unter 
Berücksichtigung der jeweiligen innerstaatlichen Situation einen umfassenden 
und kohärenten Rahmen zur rechtlichen Regelung der Lobbyarbeit im Kontext 
des öffentlichen Entscheidungsprozesses schaffen oder, je nach Lage, stärken,

- sicherstellen, dass diese Empfehlung übersetzt und möglichst breit gestreut 
wird, insbesondere unter Lobbygruppen, Unternehmen, Gewerkschaften, Indus
trieverbänden, öffentlichen Stellen, Regelungsbehörden, zivilgesellschaftlichen 
Nichtregierungsorganisationen, Politikern und Wissenschaftlern.

-



195

Internationale Standards

Anhang zu Empfehlung 

Leitlinien für die Politikgestaltung auf nationaler Ebene zur 
Regelung des Lobbying

Begriffsbestimmungen
Für die Zwecke der vorliegenden Empfehlung und ihrer Grundsätze bedeutet:

a) „Lobbying“ die Förderung spezifischer Interessen durch die Kommuni
kation mit einem öffentlich Bediensteten als Teil eines strukturierten 
und organisierten Handelns mit dem Ziel, die öffentliche Entschei
dungsfindung zu beeinflussen,

-

-

b) „Lobbyist“ eine natürliche oder juristische Person, die Lobbyarbeit 
betreibt,

c) „öffentliche Entscheidungsfindung“ die Entscheidungsfindung im Be
reich der Legislative und der Exekutive, sowohl auf nationaler, regiona
ler oder kommunaler Ebene,

-
-

d) „öffentlich Bediensteter“ bezeichnet jede Person, die im Bereich der 
Legislative oder der Exekutive ein öffentliches Amt bekleidet, sei es ein 
Wahlamt, ein Beschäftigungsverhältnis o.a.

e) „rechtliche Regelung“ eine gesetzliche Vorschrift, ein Selbstkontrollsys
tem oder eine Kombination aus beidem.

-

A. Ziel der rechtlichen Regelung
1.  Durch die rechtliche Regelung des Lobbying soll die Transparenz der Lob

byarbeit gefördert werden.
-

B. Tätigkeiten, die einer rechtlichen Regelung unterliegen
2.  Insbesondere sollen die rechtlichen Regelungen für das Lobbying zumindest 

für die folgenden Gruppen gelten:
a.  Lobby-Berater, die für einen Dritten tätig werden,
b.  interne Lobbyisten, die für ihre Arbeitgeber tätig werden,
c.  Organisationen oder Gremien, die Branchen- oder andere Fachinteres

sen vertreten.
-

3.  Ausnahmen von den rechtlichen Regelungen für das Lobbying sollten ein
deutig definiert und begründet werden.

-

C. Recht auf freie Meinungsäußerung, politische Aktivitäten und Beteiligung am 
öffentlichen Leben
4.  Die rechtliche Regelung der Lobbyarbeit sollte in keiner Weise das demokra

tische Recht beeinträchtigen,
-

a.  seine Meinung zum Ausdruck zu bringen und ein individuelles oder 
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kollektives Ersuchen an öffentlich Bedienstete, öffentliche Stellen und 
Institutionen zu richten, 

b.  sich im Rahmen rechtmäßiger politischer Aktivitäten für einen Po
litikwandel und eine Änderung von Rechtsvorschriften, politischen 
Vorgaben oder Gepflogenheiten einzusetzen.

-

D. Transparenz
5.  Informationen über Lobbyarbeit im Kontext des öffentlichen Entschei

dungsprozesses sollten bekanntgegeben werden.
-

6.  Die Regeln für die Bekanntgabe von Informationen sollten in einem ange
messenen Verhältnis zu der Bedeutung des Gegenstandes des öffentlichen 
Entscheidungsprozesses stehen und die verfassungsmäßigen Rechte berück
sichtigen.

-

-

E. Öffentliche Register der Lobbyisten
7.  Ein Register der Lobbyisten sollte bei einer staatlichen oder sonstigen dafür 

benannten Stelle geführt werden.
8.  Die in dem Register enthaltenen Informationen sollten deklaratorischer 

Natur sein. Die Lobbyisten sollten die Verantwortung für die Richtigkeit und 
Aktualität der Informationen tragen.

9.  Das Register sollte leicht zugänglich und benutzerfreundlich sein. Es sollte 
allen offenstehen, kostenlos online abgefragt werden können und über eine 
bedienerfreundliche Suchfunktion verfügen.

10.  Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten aus dem Register sollten die 
geltenden Normen zum Schutze personenbezogener Daten beachtet werden.

11.  Das Register sollte mindestens die folgenden Informationen enthalten:
a.  den Namen und die Kontaktdaten des Lobbyisten,
b.  den Gegenstand der Lobbyarbeit,
c.  die Identität des Klienten oder Arbeitgebers, sofern zutreffend.

12.  Im Sinne noch größerer Transparenz können Register in Übereinstimmung 
mit innerstaatlichen Bedingungen und Anforderungen zusätzliche Informa
tionen enthalten.

-

13.  Kann ein Mitgliedstaat zeigen, dass der öffentliche Zugang zu Informati
onen über Lobbyarbeit durch alternative Mechanismen sichergestellt ist, 
und kann er ein gleichwertiges Maß an Barrierefreiheit und Transparenz 
sicherstellen, kann die Anforderung eines öffentlichen Registers als erfüllt 
angesehen werden.

-
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F. Ethische Verhaltensnormen für Lobbyisten
14.  Lobbyisten sollten sich von den Grundsätzen der Offenheit, Transparenz, 

Ehrlichkeit und Integrität leiten lassen. Insbesondere sollte man von ihnen 
erwarten dürfen, dass sie
a.  gegenüber dem betreffenden öffentlich Bediensteten richtige Angaben 

zu ihren Lobbying-Aufträgen machen,
b.  im Rahmen des Lobbying-Auftrags und bei allen Kontakten zu öffent

lich Bediensteten anständig und redlich handeln,
-

c.  auf jedwede unrechtmäßige oder unzulässige Einflussnahme auf 
öffentlich Bedienstete und auf den öffentlichen Entscheidungsprozess 
verzichten,

d.  Interessenkonflikte vermeiden.

G. Sanktionen
15.  Diese Regeln zum Lobbying sollten Sanktionsbestimmungen für den Fall der 

Nichteinhaltung beinhalten. Diese Sanktionen müssen wirksam, verhältnis
mäßig und abschreckend sein.

-

H. Integrität des öffentlichen Sektors
16.  Es sollten geeignete, auf die innerstaatlichen Verhältnisse zugeschnittene 

Maßnahmen getroffen werden, um zu vermeiden, dass durch Lobbyarbeit 
die Integrität des öffentlichen Sektors gefährdet wird.

17.  Die unter der vorstehenden Ziffer genannten Maßnahmen könnten unter 
anderem folgende beinhalten:
a. eine „Wartezeit“, das heißt ein Zeitraum, während dessen ein öffentlich 

Bediensteter nach Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst oder einem 
Amt nicht Lobbyist oder ein Lobbyist nach Beendigung seiner Lobbytä
tigkeit nicht öffentlich Bediensteter werden darf;

-

b. Leitlinien für öffentlich Bedienstete für den Umgang mit Lobbyisten, 
insbesondere hinsichtlich:
• der Ablehnung von Geschenken und der Gastfreundschaft vonseiten 

eines Lobbyisten oder der Offenlegung von deren Annahme,
• angemessener Reaktionen auf Mitteilungen von Lobbyisten,
• der Anzeige von Verstößen gegen die Rechtsvorschriften oder Ver

haltensregeln für Lobbyarbeit,
-

• der Offenlegung von Interessenkonflikten,
• des Schutz der Datenvertraulichkeit.
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I. Überwachung, Beratung und Sensibilisierung
18.  Die Aufsicht über die Regeln für das Lobbying sollten eigens dafür bestimm

ten öffentlichen Behörden überantwortet werden.
-

19.  Die Aufsicht kann die folgenden Aufgaben umfassen:
a.  Überwachung der Einhaltung der Regeln,
b.  Beratung von Lobbyisten und öffentlich Bediensteten zur Anwendung 

der Regeln,
c.  Sensibilisierung von Lobbyisten, öffentlich Bediensteten und der Öf

fentlichkeit.
-

J. Überprüfung
20.  Der Rahmen für die rechtliche Regelung von Lobbytätigkeiten sollte einer 

regelmäßigen Überprüfung unterliegen.
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11  Nützliche Weblinks

BMI Korruptionsprävention und Sponsoring
www.bmi.bund.de
 - Themen
 - Moderne Verwaltung
 - Integrität der Verwaltung
 - weiterführende Links zur Korruptionsprävention und Sponsoring

(https://www.bmi.bund.de/DE/themen/moderne-verwaltung/integritaet-der-
verwaltung/integritaet-der-verwaltung-node.html;jsessionid=6AEE3747E131294
E66FEE89383C7983A.1_cid364)

Council of Europe (Europarat)
www.ceo.int
 - Rule of Law
 - Corruption - Group of States against Corruption (GRECO; 

https://www.coe.int/en/web/greco)

Europäisches Amt für Betrugsbekämpfung
https://ec.europa.eu/anti-fraud/home_de 

11 Nützliche Weblinks

http://www.bmi.bund.de
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/moderne-verwaltung/integritaet-der-verwaltung/integritaet-der-verwaltung-node.html;jsessionid=6AEE3747E131294E66FEE89383C7983A.1_cid364
http://www.ceo.int
https://www.coe.int/en/web/greco
https://ec.europa.eu/anti-fraud/home_de
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Nützliche Weblinks

United Nations Office on Drugs and Crime (UNODC; Das Büro der 
Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung)
https://www.unodc.org
 - Topics
 - Corruption (https://www.unodc.org/unodc/en/corruption/index.

html?ref=menuside)

Organisation for Economic Co-operation and Development 
(OECD) (Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung) 
www.oecd.org
 - Topics -

Bribery and corruption (http://www.oecd.org/corruption/)

Transparency International Deutschland e. V.
www.transparency.de

Bundesministerium der Justiz: Gesetze im Internet
www.gesetze-im-internet.de  

https://www.unodc.org
https://www.unodc.org/unodc/en/corruption/index.html?ref=menuside
http://www.oecd.org
http://www.oecd.org/corruption/
http://www.transparency.de
http://www.gesetze-im-internet.de
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